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Koalitionsvertrag mit „Pioniergeist“
Die Kolonisierung nach Osten zieht sich durch das ganze Koalitionsprogramm

Die Bundesregierung strickt an einem Konzept reaktionä­
rer. expansionistischer Formierung. Ihr geht es um ein 
eisernes Bündnis von Beamten. Selbständigen, Besserver­
dienenden, der Wirtschaft und den Kirchen. Die Koalition 
ist keineswegs zerstritten, wie die Medien sie darstelleh.

Die reaktionären Kampfblätter ..Welt“ 
und „Handelsblatt“ geben unumwun­
den zu. daß ..HochVerdiener“. Beamte 
und Selbständige nicht belastet würden. 
Das würde das Lager der CDU/CSV be­
ruhigen, zumal das Kindergeld für die 
Familien erhöht würde:
♦ Die Koalitionsvereinbarungen tref­
fen die Lohnabhängigen. Mit der Er­
höhung der Beiträge für die Arbeitslo­
senversicherung und den Änderungen 
bei der Rentenversicherung spart die 
Koalition 20 Mrd. DM ein. Die Tarif­
abschlüsse sind damit durch Regie­
rungsbeschluß um mindestens 2% ge­
kürzt. Die Bundesregierung will auch in 
der kommenden Legislaturperiode die 
Gewerkschaften bekämpfen. Sie will 
das Nachtarbeitsverbot für Arbeiterin­
nen abschaffen. Sie will in den nächsten 
Jahren die gesamten Unternehmenssteu­
ern neu festlegen.
* Fakten will sie dazu schon jetzt in der 
DDR setzen. Die Vermögenssteuer und 
die Gewerbesteuer sollen fallen, damit 
die Kapitalisten besser investieren kön­
nen. Damit werden den Kommunen und 
Ländern in der ehemaligen DDR weitere 
Steuerquellen genommen. Gleichzeitig 
sollen den Bundesländern 12 Mrd. DM 
Steuereinnahmen gestrichen werden.

Die Regierung zentralisiert so die po­
litische Macht durch weitere Zentralisa­
tion des Steueraufkommens. Sie setzt

Konservative und Liberale haben vielmehr mit ihren Bun­
destagsfraktionen ausgiebige Erörterungen über die näch­
sten Ziele geführt. Bei der Einverleibung der DDR setzt die 
Regierung die Politik der totalen Entrechtung fort. Dazu 
braucht sie ,,Schulterschluß“ im Staatsapparat.

föderale Verfassungsgrundsätze durch 
Aufhebung föderaler Steuern außer 
Kraft. Die DDR ist und bleibt Kolonie, 
das wird immer deutlicher.
* Die Koalitionsvereinbarungen sind 
ein Expansionsprogramm nicht nur in 
wirtschaftlicher, sondern auch in militä­
rischer Hinsicht. Die Koalitionsverein­
barung sieht jetzt doch die Fortführung 
des Programms Jäger 90 vor. Außerdem 
ist der Verteidigungshaushalt nicht ge­
senkt worden. Ob dies ein Verstoß ge­
gen den 2+4-Vertrag ist, müßte geprüft 
werden. Kein Wort hört man von der 
angekündigten Verkleinerung der Bun­
deswehr. Die Bundesregierung wird in 
den nächsten Jahren massiv das Airbus- 
Projekt finanzieren. Sie beteiligt sich an 
der Entwicklung eines militärischen 
Transporthubschraubers NH-90 (Ge­
samtbetrag 2,8 Mrd. DM). Noch in die­
sem Jahr soll mit dem Bau einer Transra- 
pid-Strecke begonnen werden, vermut­
lich in Richtung Osten.

Die Koalitionsvereinbarungen festi­
gen die Kolonialpolitik nach Osten wirt­
schaftlich. Der Ausbau eines Staatsap­
parates in der DDR wird ein wenig zu­
rückgestellt, damit die Kapitalisten ihre 
Betriebe errichten können und keinen 
Hindernissen unterliegen. Gleichzeitig 
wird eine ideologische Säuberung in den 
früheren DDR-Gebiete betrieben und 
unter westdeutschen Staatsbeamten ein 

Große Protestdemonstrationen gegen Kriegsgefahr

daten in die Türkei bzw. Kurdistan (Bild: Köln). Organisiert wa­
ren die Demonstrationen weitgehend von örtlichen Bündnis­
sen. Weitere Berichte auf Seite 7. — (uld, Bild: af/mz)

Mehr als 250000 Leute protestierten am 12. Januar in vielen 
Orten der BRD gegen den drohenden Krieg am Golf, den Ein­
satz von Nato-Truppen, die Entsendung von Bundeswehrsol­

„Pioniergeist“ (Welt, 12.1.) gefördert. 
In Mecklenburg-Vorpommern sollen 
jetzt pensionierte Richter eingesetzt 
werden, also Leute, deren Generation 
schon einmal an einem Ostfeldzug betei­
ligt war. So schafft man die Stimmung 
unter den Beamten, daß ohne sie gar 
nichts gehen würde. Das führt zum 
Schulterschluß im Staatsapparat und zu 
einer Politik, die diese Leute sogar dazu 
ermutigt, neue Wege und Anwendungen 
des Staatsrechts zu suchen. Dazu paßt: 
Der Generalsekretär des Bundes der 
Vertriebenen fordert einen Regierungs­
beauftragten für die in Ost- und Südost­
europa lebenden Deutschen, eine neue, 
alte Aufgabe für die Beamten im Inner­
deutschen Ministerium? Bei den Faschi­
sten hieß das „Volksdeutsche Mittelstel­
le“ und lag in Händen der SS.

Bedenken gegen diese reaktionäre und 
faschistische Mobilmachung, wie sie 
SPD-Abgeordnete gegen die Truppen­
entsendung zum Ausdruck brachten, 
kann die Regierung beiseite wischen. 
Das ist gefährlich, weil die Politik der 
Regierung immer offenere Züge von in­
nerem Notstand annimmt. Staatliche 
Übergriffe ohne jede Rechtsgrundlage 
häufen sich. Greifen die USA und die 
EG-Staaten den Irak an, wird der Staats­
apparat sich ermuntert fühlen, rechtswi­
drig einzugreifen. Verfolgungen von 
Ausländern sind zu befürchten. — (jöd)

Seit 1975 hat die BRD nach Angaben der Bundesregierung 13 Staaten militärische 
Ausstattungs- und Ausbildungs„hilfe“ geleistet. Der Gesamtbetrag der „Hilfe" er­
reichte 733 Mio. DM. Im gleichen Zeitraum wurden 1 636 ausländische Offiziere und 
Unteroffiziere bei Bundeswehreinrichtungen in der BRD ausgebildet.
Quelle: Bundestagsdrucksache 11/8527 vom 10.12.1990 — (rül)

UdSSR: Militäreinsatz in Litauen
Rechte Nationalisten suchen Unterstützung im Westen

„Der Bürgerkrieg beginnt“, kommen­
tierte der „Spiegel“ geradezu beschwö­
rend den militärischen Einsatz der Roten 
Armee in Litauen.

Wir wollen hier auf einige Tatsachen 
hinweisen, die in den bürgerlichen Me­
dien völlig untergehen. Die Unabhän­
gigkeit Litauens werde durch Panzer 
zermalmt, liest man da. Die Entwick­
lung in Litauen selbst und im übrigen 
östlichen Europa ist aber nicht durch 
Kampf um Unabhängigkeit bestimmt, 
nicht durch Kampf für die Überwindung 
rückständiger Verhältnisse, die Lösung 
überfälliger Widersprüche. In der DDR, 
am deutlichsten erkennbar, hat die 1989 
gewaltig angewachsene, politisch aber 
kraftlose Oppositionsbewegung („Wir 
sind das Volk“) nicht zu einer emanzipa­
torischen Entwicklung geführt, sondern 
zum Anschluß der DDR an die BRD und 
zu einem neuen Großdeutschland mit 
kolonialen Strukturen im Innern. In Po­
len, der Tschechoslowakei, Ungarn 
wird dem imperialistischen Kapital Tor 
und Tür geöffnet. Der RGW zerbrach, 
die EG expandiert, die „Neuordnung 
Europas“ ist in vollem Gange. Und Li­
tauen?

Die Kräfte der nationalistischen litaui-i 
sehen Bewegung sind uneinheitlich. 
Doch hat der äußerst rechte Flügel, re­
präsentiert durch den Präsidenten 
Landsbergis, den bestimmenden Einfluß 
auf die Politik nehmen können. Die Ge­
schichtsfälschung westlicher Medien 
geht so weit, daß hierzulande praktisch 
nicht zu erfahren war, daß der Sturz der 
Premierministerin Prunskiene in erster 

Linie von diesem rechten Flügel betrie­
ben worden war, der sie wegen zu gro­
ßer Kompromißbereitschaft gegenüber 
der sowjetischen Zentralregierung 
schon vor Wochen mit einem Mißtrau­
ensvotum aus dem Weg zu räumen ver­
suchte. Betrachtet man die Pölitik, die 
mit und nach der litauischen Unabhän­
gigkeitserklärung vom März 1990 be­
trieben wurde, so findet man keine Maß­
nahme, die wirklich auf Unabhängig­
keit, d.h. vor allem auf wirtschaftliche 
Unabhängigkeit, abzielte, sondern nur 
eine Reihe von Maßnahmen, die die Ab­
hängigkeit von der Sowjetunion aufhe­
ben sollten zugunsten einer neuen Ab­
hängigkeit — der vom imperialistischen 
Westen.

Unter dem Einfluß des äußerst rechten 
Flügels hat die nationalistische Bewe­
gung von Anfang einen Kurs eingeschla­
gen, der eine Verhandlungslösung nahe­
zu ausschloß. Daß litauische Unabhän­
gigkeitsbestrebungen zum Konflikt mit 
der UdSSR führen, wäre auch bei ande­
rem Kurs nicht auszuschließen gewesen. 
Der rechte Flügel hat aber nicht nur 
scharfe, nahezu unlösbare Konflikte, 
sondern zugleich westliche Intervention 
regelrecht zu provozieren versucht.

Die Sowjetunion hat, so scheint es, die 
zugespitzte Situation am Golf zum Trup­
peneinsatz in Litauen genutzt, um einer 
realen Gefahr für ihre Grenzen zu be­
gegnen. Sie hat dabei riskiert, große 
Menschenmassen erst recht in die Arme 
rechter Nationalisten und ihrer imperia­
listischen Hintermänner zu treiben. 
— (scc) 1
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Zivildienstler protestieren 
gegen Dienstpflicht im Golfkrieg 
Mit Warnstreiks am 15. Januar und der 
Ankündigung, im Falle des Kriegsbe­
ginns sofort mit weiteren Streikaktionen 
zu antworten, protestiert die Selbstorga­
nisation der Zivildienstleistenden (Sod- 
ZDL) gegen die Dienstverpflichtung 
von Kriegsdienstverweigerern im Golf­
krieg. Die Bundesrepublik habe den 
USA für den Kriegsfall „zivilmilitä­
rische Unterstützung durch die Bereit­
stellung von Krankenhäusern zugesagt 
. . . Wir haben den Kriegsdienst nicht 
verweigert, um dann im Zivildienst als 
militärische Handlanger verplant und 
eingesetzt zu werden,“ erklärte der 
Sprecher der Organisation. — (uld)

Drei PLO-Funktionäre 
in Tunesien ermordet

In der Nacht zum 15. L, vor dem Ablauf 
des UN-Ultimatums an den Irak und 
dem Ausbruch offener Kriegshandlun­
gen am Golf, sind drei führende PLO- 
Funktionäre in Tunis ermordet worden. 
Abu Ijad, Gründungsmitglied der PLO 
und einer der engsten Freunde von PLO- 
Chef Arafat, der Sicherheitschef und ein 
Berater Abu Ijads kamen bei dem heim­

tückischen Anschlag, der von einem erst 
kürzlich angestellten Leibwächter aus­
geführt wurde, ums Leben. Am Tag zu­
vor hatte die tunesische Regierung eine 
Mobilmachung ihrer Truppen verfugt, 
weil sie mit israelischen Terrorangriffen 
auf palästinensische Einrichtungen im 
Lande rechne. Die israelische Regie­
rung hat sofort nach Bekanntwerden der 
Ermordung eine Ausgangssperre über 
die besetzten palästinensischen Gebiete 
verhängt. — rül)

Tarifverhandlungen 
für Teilzeitbeschäftigte

Ohne Ergebnis gingen am 10. Januar die 
fünften Verhandlungen zwischen öffent­
lichen Dienstherm und ÖTV zu Ende, in 
denen die ÖTV erreichen will, daß die 
Tarifverträge künftig für alle Teilzeitbe­
schäftigten gelten. Die ÖTV bekräftigte 
ihre Forderung, daß alle Teilzeitbe­
schäftigten künftig den gleichen An­
spruch auf tariflichen Schutz wie Voll­
zeitkräfte haben müßten. Bislang gelten 
die westdeutschen Tarifverträge nur für 
Beschäftigte mit mehr als 18 Wochen­
stunden. Im öffentlichen Dienst arbeiten 
mehr als 800000 Teilzeitbeschäftigte. 
Zur selben Zeit laufen die Länder im 
Bundesrat Sturm gegen die Vorschläge 

der EG-Kommission zu Mindeststan­
dards für Teilzeitbeschäftigte. Das 
Recht auf generellen Zugang zu allen 
Sozialdiensten der Betriebe für Teilzeit­
kräfte sei zu weitgehend, ebenso die 
Einführung einer Versicherungspflicht 
ab acht Stunden in der Woche. — (uld)

Soziale Not, Konkurse: Bauern 
kündigen Protestaktionen an

Falls die Bundesregierung bis zum 20. 
Januar der Forderung nicht zugestimmt 
hat, daß alle Formen landwirtschaftli­
cher Betriebe gleichwertig gefördert 
werden — LPGs erhalten keine Förde­
rung —, wollen die Bauern im An­
schlußgebiet große Protestaktionen zur 
Grünen Woche am 25.1. organisieren. 
Außerdem fordern die Bauern- und Ge­
nossenschaftsverbände in der früheren 
DDR eine ausreichende soziale Absi­
cherung für ausscheidende Kräfte und 
die Streichung mehrerer Milliarden DM 
Altschulden der LPGs. Bisher verloren 
ca. ein Drittel von ehemals 850000 Be­
schäftigten in der DDR-Landwirtschaft 
ihre Arbeit, auf den Dörfern wächst die 
soziale Not. Die Bauern befürchten für 
die nächsten Wochen und Monate mas­
senhafte Konkurse ihrer Produktionsge­
nossenschaften. — (scc)

Ergebnisse des „Roten Tisches“ 
am 12./13.1. in Leverkusen

Am 12./13.1. trafen sich in Leverkusen 
erneut die Organisationen des „Roten 
Tisches“ zu einer Beratung. An der 
Konferenz nahmen teil: Arbeiterbund 
für den Wiederaufbau der KPD, BWK, 
DKP, KPD (Ex-DDR), Kurdistan-Ko­
mitee, SDAJ, Volksfront, VSP und 
VVN. Die PDS-Fraktion, die zu der Be­
ratung eingeladen war, um über Mög­
lichkeiten der Zusammenarbeit zu bera­
ten, hatte sich entschuldigt. Vertreter 
von VVN und Volksfront referierten 
über die Aufgaben des antifaschistischen 
Widerstands nach der DDR-Annexion 
und den Wahlen. Der Vertreter des Kur­
distan-Komitees berichtete über die La­
ge in Kurdistan, insbesondere über die 
türkischen Massaker an Kurden im 
Schatten des Golfkrieges. Die Konfe­
renz verabschiedete eine Resolution 
zum Golfkrieg. Mit der PDS-Fraktion 
wurde ein Gespräch vereinbart. In der 
nächsten „Beilage“ soll die Diskussion 
zu den Aufgaben des antifaschistischen 
Widerstands fortgesetzt werden. Die 
nächste Konferenz ist für Ende Mai ge­
plant, Arbeitstitel: „Repression^ Aus­
weisungen und Notstandspolitik in der 
BRD“. — (rül)
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Aktuell in Bonn NATO-Krafte in Kurdistan stationiert
Kriegshilfe

Die Bundesregierung will ihre militäri­
sche und finanzielle Hilfe für den Golf­
krieg ausweiten. Das „Handelsblatt“ 
meldet am 11.1., das Kabinett wolle den 
US-Streitkräften 24000 Schuß Panzer­
munition auf Dariehensbasis überlassen. 
Für den Transport von Kriegsmaterial 
sollen weitere Kapazitäten bereitgestellt 
werden. Eine Beteiligung an den finan­
ziellen Kosten der Verlegung des 7. 
US-Corps an den Golf wird „geprüft“. 
170 Mio. DM Darlehen erhält Großbri­
tannien als Kriegshilfe.

Aus BRD an Irak
Als die US-Regierung Bonn eine Liste 
mit den Namen von 50 BRD-Firmen 
übergeben hatte, die an den Irak u.a. rü­
stungsrelevante Güter geliefert haben, 
behauptete die Bundesregierung, eine 
Überprüfung lohne sich nur in „ganz 
wenigen Fällen“. US-Außenminister 
Baker erneuerte letzte Woche in Bonn 
den Vorwurf, daß nach wie vor deutsche 
Firmen das UNO-Handelsembargo ge­
gen den Irak brechen. Auf der entspre­
chenden „schwarzen Liste“ mit den 
Namen von 550 Firmen aus 50 Ländern 
nimmt die BRD mit inzwischen 100 statt 
der ursprünglich 50 Hinweise den zwei­
ten Platz hinter Jordanien ein. Die Na­
tional Security Agency (NSA), auf die 
Baker sich berief, gilt als zuverlässigster 
Informationslieferant unter den US-Ge- 
heimdiensten.

Gebet den Reichen ...
Bei den Koalitions-Verhandlungen 
(Schluß: diese Woche), sind massive 
Geschenke an das Kapital beschlossen 
worden, während die abhängig Beschäf­
tigten allein durch die höheren Beiträge 
zur Arbeitslosenversicherung 20 Mil­
liarden Mark berappen. Geplant ist die 
Abschaffung der Vermögenssteuer und 
der Gewerbekapitalsteuer ab dem 1. Ja­
nuar 1993. Laut „Spiegel“ bedeutet 
dies, daß die 41 Personen, die 1986 mit 
über 200 Millionen Mark Vermögens­
werten erfaßt waren, im Schnitt je drei 
Millionen Mark im Jahr an Steuerzah­
lungen sparen und die 97 größten Kapi­
talgesellschaften faktisch je fast 9 Mil­
lionen Mark mehr verdienen. Dabei sind 
die FDP-Forderungen nach massiven 
Steuervergünstigungen für Investoren in 
der ehemaligen DDR noch nicht ausdis­
kutiert.

Junker-Hilfen
Bundesfinanzministerium, Bundesju­
stizministerium und das Ministerium für 
innerdeutsche Beziehungen bereiten die 
Entschädigung von zwischen 1945 bis 
1949 im Gebiet der DDR enteigneten 
Kriegsverbrechern und Junkern vor. 
Das hat der Vorsitzende der „Arbeits­
gemeinschaft der Grundbesitzerverbän­
de“, der niedersächsische CDU-Land­

tagsabgeordnete von Wangenheim, in 
Bonn mitgeteilt. Die Arbeitsgemein­
schaft hat herausgefunden, daß die 
„Treuhandanstalt“ bereits 3,6 Mio. 
Hektar Land (inkl. Waldgebiete) kon­
trolliert. Für „nur“ 1,5 Mio. Hektar lä­
gen Anträge auf Rückgabe an die alten 
Eigentümer vor. Das bedeute, daß aller 
zurückgeforderte Landbesitz auch zu­
rückgegeben werden könne. Eine Ent­
scheidung des Verfassungsgerichts über 
die Rückgabe- und Entschädigungswün­
sche von Junkern ist für den 22.1. ange­
kündigt.

„Amt für Volksdeutsche“
Die Schaffung eines „Regierungsbeauf­
tragten für die Deutschen in Osteuropa“ 
im Kanzleramt und die Bildung entspre­
chender Ausschüsse in Bundestag und 
Bundesrat hat der Generalsekretär des 
revanchistischen „Vertriebenenver- 
bands“, Koschyk, gefordert. Dieser sol­
le für die systematische Unterstützung 
„der Deutschen in Staaten des ehemali­
gen Ostblocks“ zuständig sein. Die Stel­
le, wenn sie geschaffen würde, hätte 
einen Vorläufer: Die „Volksdeutsche 
Mittelstelle“ beim Reichssicherheits­
hauptamt der SS.

Schwulen-Paragraph
Der Strafrechtsparagraph 175 stellt 
homosexuelle Beziehungen zu männli­
chen Partnern unter 18 Jahren unter 
Strafe — eine Diskriminierung seit 120 
Jahren, die die DDR 1988 abgeschafft 
hatte. Da im Einigungsvertrag steht, daß 
der § 175 in der ehemaligen DDR nicht 
gilt, folgte die CDU/CSU bei den Ver­
handlungen der FDP-Forderung nach 
Abschaffung des § 175. Allerdings soll 
gleichzeitig die Strafverfolgung für bei­
de Geschlechter verschärft werden.

Pharma-Erpressung
Laut Einigungsvertrag gilt für die neuen 
Bundesländer der ex-DDR für Arznei­
mittel ein Preisabschlag von 55 Prozent. 
Pharmaverband und -branche organi­
sierten, als die Umsetzung dieses Be­
schlusses anstand, einen Lieferboykott 
in die neuen Bundesländer. Am 3. Ja­
nuar verhandelte Bundesminister Blüm 
mit dem Pharma-Verbands-Chef Huber­
tus von Löper. Das Ergebnis: Er ver­
spricht, daß die Regelung möglichst bald 
abgeschafft und die Steuerzahler und 
Pharma-Industrie sich die Kosten teilen 
— auf dieser Grundlage sagte Löper die 
Beendigung des Lieferboykotts zu.

Was kommt demnächst?
Am 17.1. soll Kohl zum Kanzler ge­
wählt werden. Am 20.1. sind Landtags­
wahlen in Hessen. Am 22.1. hat das 
Verfassungsgericht eine erste Entschei­
dung über Klagen gegen — gegen Junker 
und Kriegsverbrecher gerichtete — Ent­
eignungen zwischen 1945 und 1949 an­
gekündigt.

Demonstration gegen Golf-Krieg und zur Solidarität mit den Streiks in der Türkei, 19.1., Köln

Ab 6. Januar wurde ein Teil der „Mobi­
len Eingreifeinheit“ der NATO mit 18 
Mirage aus Belgien, 18 Alpha-Jets der 
BRD und 6 F-104 aus Italien samt Perso­
nal nach Kurdistan in der Luftwaffenba­
sis Erha? in Malatya, cirka 400 Kilome­
ter von der irakischen Grenze entfernt, 
stationiert. Damit kam der NATO-Rat 
unter dem Vorwand der Golf-Krise dem 
türkischen Antrag nach. Schon seit zwei 
Monaten halten sich einige Hundert 
Bundeswehrsoldaten unter dem Deck­
mantel von Manövern in Kurdistan auf, 
unter anderem aus dem Fallschirmjäger­
bataillon 252 Nagold und der Fall­
schirmjägerbrigade 251 Calw.

Der Vorsitzende der Sektion Van des 
Menschenrechtsvereins iHD, Yavuz 
Binbay, erklärte zu den eigentlichen 
Hintergründen dieser Stationierung: 
„Der einzige Grund dafür ist, daß die 
Türkei ein Kurdenproblem hat. Ein 
Massaker an den Kurden ist nur durch 
einen in dieser Region zu beginnenden 
Krieg möglich. Ein Krieg würde die 
Vernichtung der Kurden bedeuten . . .“

Gegen die Stationierung von 576 
NATO-Soldaten und 42 Flugzeugen in 
Kurdistan wurde in Malatya eine Ein­
heitsplattform, bestehend aus HEP (Par­
tei der Arbeit des Volkes), Sosyalist Par­
ti (Sozialistische Partei), Sosyal Demo­
krat Halk^i Parti (Sozialdemokratische 
Volkspartei) und der Eisenbahnarbeiter- 
Gewerkschaft gegründet.

Die Regierungen der Entsendestaaten 
Belgien, Italien und BRD haben erklärt, 
daß die Truppen nicht „außerhalb der 
Grenzen der Türkei“ eingesetzt werden

würden. Das ist das Eingeständnis der 
Beteiligung am Kolonialkrieg.

Erklärung der Gewerkschaft 
Petrol-i§ (Erdöl) Diyarbakir

„Nein zum Krieg für die Interessen der 
USA. Die in den letzten Monaten in un­
serer Region anhaltende Golf-Krise 
(Erdölkrise der USA) hat sich tief auf 
unser Land ausgewirkt . . .

Wir glauben, daß bevor nicht die de­
mokratischen Forderungen des kurdi­
schen Volkes erfüllt worden sind, auch 
nicht die Demokratie für die Türkei 
kommen wird und daß, bevor nicht dem 
türkischen Volk seine demokratischen 
ökonomischen Rechte gegeben werden, 
auch das kurdische Volk nicht befreit 
werden kann. Wir rufen alle Kräfte der 
Demokratie in der Türkei dazu auf, ge­
meinsam vorzugehen und besonders 
zum unerklärten Krieg im Südosten 
,Nein‘ zu sagen.

Wir rufen alle demokratischen Kräfte 
dazu auf, ihre Aufgabe zu erfüllen, da­
mit die nationale Unterdrückung des 
kurdischen Volkes sofort beendet wird.

Wir lehnen es ab, uns nur für die Inter­
essen der USA an einem kommenden 
Krieg im Mittleren Osten zu beteiligen.

Es werden dringende Initiativen . . . 
vorbereitet, eine Plattform und Delega­
tion für die Menschenrechte im Süd­
osten zu bilden . . .

Dem Kampf, den die Bergarbeiter in 
Zonguldak führen, muß jede Art von 
materieller und ideeller Unterstützung 
zukommen.

Alle politischen Gefangenen müssen 
sofort freigelassen werden.“

Köln, 3. Januar: Solidaritätsdemonstration mit den Streikenden in der Türkei und 
Kurdistan. (Bild: af/mz)

Erster Generalstreik in 
der Türkei und Kurdistan

Am 3. Januar fand in der Türkei und in 
Kurdistan der erste Generalstreik statt. 
Neben ökonomischen Forderungen ging 
es bei diesem eintägigen Generalstreik 
in erster Linie um die politischen Forde­
rungen „Nein zum Krieg“ und den 
Rücktritt der herrschenden Machthaber. 
In Kurdistan beteiligten sich alle Arbei­
terinnen und Arbeiter (100% Streikbe­
teiligung) am Streik, auch die Ladenbe­
sitzer unterstützten die Aktion durch 
Rolladenschließungs-Aktionen. Auch in 
den türkischen Großstädten Istanbul, 
Izmir und Ankara kam das Leben völlig 
zum Erliegen, die Straßen waren über­
füllt mit demonstrierenden Arbeiterin­
nen und Arbeitern. Im Landesdurch­
schnitt lag die Beteiligung am General­
streik bei 90 Prozent.

Auch an allen Universitäten fanden 
Boykottaktionen, Kundgebungen und 
Demonstrationen zur Unterstützung des 
Generalstreiks statt. Berufsverbände 
von Selbstständigen solidarisierten sich, 
beispielsweise 200 Anwälte auf einer 
Pressekonferenz in Istanbul.

Der Bergarbeiter-Streik in Zonguldak 
geht noch weiter. Am 4. Januar brachen 
70000 Bergarbeiter aus Zonguldak mit 
ihren Familien mit Bussen Richtung An­
kara auf. Nachdem die Busse von den 
Sicherheitskräften aufgehalten wurden, 
äußerten sie ihre Entschlossenheit, not­
falls auch zu Fuß weiterzugehen. Mili­
tär- und Polizeikräfte errichteten Stra­
ßensperren und kündigten an, den 
Marsch mit Gewalt zu zerschlagen. Dar­
auf rief der Gewerkschaftschef von Ma- 
den-I§ mit der Begründung, die Arbeiter 
nicht mit der Militärgewalt konfrontie­
ren zu wollen, zum Rückzug auf. Es sol­
len nun weitere Verhandlungen geführt 
werden.

130000 Metallarbeiter sind seit etwa 
einem Monat überall in der Türkei und 
in Kurdistan im Streik. Außerdem wer­
den 85000 Textilarbeiterinnen und 
-arbeiter bald in den Streik treten, nach­
dem die Verhandlungen ergebnislos ab­
gebrochen worden sind.

Aufruf zur Demonstration 
am 19. Januar in Köln

Nein zum imperialistischen und reaktio­
nären Krieg! Nein zur Stationierung der 
Mobilen Einsatztruppen der NATO in 
Kurdistan! Solidarität mit dem Wider­
stand der Arbeiter in der Türkei!
Zu diesem Zweck hat sich eine Aktions­
einheit von 16 kurdischen und türki­
schen Organisationen gebildet (siehe 
auch Politische Berichte 1 /91), die zu 
einer zentralen Demonstration am 19. 
Januar in Köln aufruft. Beginn: 
Domplatte neben dem Hauptbahnhof um 
10.00 Uhr. Abschlußkundgebung: 
Neumarkt.
Quellenhinweis: Kurdistan-Rundbrief 1/91 und 
2/91 — (rub)

Schulzeit bis zum Abitur soll verkürzt werden
Möllemann will Senkung der Abiturientenzahlen/Angriff auf Gesamtschulen geplant

BRD-Konzerne stützen Südafrika
BRD ist noch immer eine der Hauptstützen der Rassisten

In den Bonner Koalitionsverhandlungen wurde am 17.12. 
festgelegt, daß die Schulzeit bis zum Abitur statt bisher 13 
nur noch 12 Jahre dauern soll. Bundesbildungsminister

Wegen des Widerspruchs der Länder 
muß die Koalitionsvereinbarung in 
diesem Punkt durch das Einheitsvotum 
der Kultusministerministerkonferenz 
(KMK) umgesetzt werden. Wie die ein­
zelnen KuMis inhaltlich zur Verkürzung 
stehen, ist noch unklar. In der CDU gibt 
es jedenfalls Stimmen gegen die allge­
meine Verkürzung, da sich gerade die 
seit einiger Zeit praktizierte Differenzie­
rung zwischen Eliteschulen, die von 
Schülern in 12 Jahren absolviert wer­
den, und den „normalen“, 13 Jahre dau­
ernden Schulen „bewährt“ habe. SPD- 
Länder bringen dagegen eine allgemein 
12,5jährige Schulzeit in die Diskussion.

Die KMK am 7.12.90 hatte ergeben, 
daß alle Mittel in den neuen Ländern für 
die Gliederung des Schulwesens und 
nicht für die Einrichtung eines 13. 
Schuljahrs verausgabt werden sollen. 
Aus den Westländem wurden verschie­
dene „erfolgreiche“ Versuche mit 12- 
jähriger Schulzeit vermeldet: Rhein­
land-Pfalz z.B. könne „nachweisen, 
daß es geht“ — für Schüler „mit ent­
sprechender Motivation und Leistungs­
kraft“. Für Baden-Württemberg ver-

wies KuMi Mayer-Vorfelder auf sinken­
de Abiturientenzahlen, denn bei den Eli­
tezügen werden knallhart die Leistungs­
kurse auf 4 verdoppelt und die Sprachen­
folge beschleunigt: erste Fremdsprache 
in der 5., zweite in der 6., dritte in der 8. 
Klasse. Nach seiner Meinung könnten 
rund 3-5 % der Schüler da noch mithal­
ten. — Folglich frohlockt das Bundesbil­
dungsministerium, daß, wenn nun für 
alle Abiturienten die Schulzeit verkürzt 
wird, deren Anzahl gesenkt werden 
könnte. Zynisch wird an Schülererfah­
rungen mit jahrelanger Mißachtung 
ihrer Interessen angeknüpft: „Die Moti­
vation der Schüler zur Teilnahme am 
Unterricht nimmt mit zunehmendem Al­
ter erkennbar ab.“

Die Folgen der geplanten Verkürzung 
werden enorm auf alle Jahrgänge an den 
Schulen wirken. Bisher schlägt das 
hauptsächliche Ausleseinstrument — die 
Prognose, welche Schullaufbahn einem 
Schüler zugetraut wird — erstmals am 
Ende der 4. Klasse zu. Die Verkürzung 
der Schulzeit wird nun gerade in derjeni­
gen Schulart treibhausartig die Differen­
zierung anheizen, in der bislang alle

Möllemann versuchte so einen Putsch gegen die grundge­
setzliche Hoheit der Länder über das Bildungswesen. Die 
Länder wiesen diese Form vorerst zurück.

Schüler unterschiedlicher Prognose ge­
meinsam unterrichtet werden und auch 
die Möglichkeit gegeben ist, noch auf 
eine „bessere“ Prognose-Schiene zu ge­
langen — die Gesamtschule. Zu erwar­
ten ist konkret, daß der Druck, frühzei­
tig Schüler zu prognostizieren, die das 
Abitur trotz der kürzeren Zeit schaffen 
können, in der Sekundarstufe I der Ge­
samtschulen generell wieder drei Kurs­
niveaus mit entsprechender A-, B- und 
C-Notenskala hervorbringt. In der Folge 
wird die sog. integrierte Gesamtschule 
kaum noch etwas anderes bieten als das 
Nebeneinander der „kooperativen“ Ge­
samtschulen, die die herkömmlich se­
lektierten Schüler weitgehend getrennt 
laufen lassen, nur eben unter einem 
Dach.

GEW, Deutscher Lehrerverband und 
viele Schülervertretungen haben sich 
gegen die Verkürzung ausgesprochen. 
Noch nicht erkennbar ist jedoch eine ein­
heitliche Front, zumal keine, die sich 
auch gegen andere Varianten der Elite­
bildung richtet.
Quellen: Informationen des BMBW; Spiegel 
15/90; div. Ausgaben FAZ — (mak, uga)

Die internationalen Sanktionen gegen 
Südafrika, wie sie von der UNO be­
schlossen sind, gelten nach wie vor. Erst 
im Dezember hat die UN-GeneralVer­
sammlung erneut alle Staaten, Organisa­
tionen und Finanzinstitutionen aufgeru­
fen, die beschlossenen Embargos einzu­
halten und insbesondere das Waffenem­
bargo nicht zu lockern, denn noch längst 
sei Apartheid nicht ausgerottet und die 
Minderheitsherrschaft bestehe fort. In 
seinem jährlichen Bericht erklärt das 
Sonderkomitee gegen Apartheid, ob­
wohl „Deutschlands Handel mit Süd­
afrika etwas reduziert wurde“ in den 
Jahren 1989 und 1990, bleibe die BRD 
der größte Handelspartner Südafrikas.

Goldexporte machen mit etwa 8,8 
Mrd. US-Dollar immer gut ein Drittel 
des gesamten südafrikanischen Exports 
aus, davon gehen ein Drittel in die Euro­
päische Gemeinschaft, das meiste über 
Italien. Aber die Bedeutung der anderen 
Rohstoffexporte — landwirtschaftliche 
Produkte wie Obst, Gemüse, Mais und 
Bergbauprodukte wie Kohle, Stahiver- 
edler und Platin — nimmt kontinuierlich 
zu. Noch vor zehn Jahren war der Gold­
export mit zwei Dritteln des Gesamtex­
ports das Hauptexportgut.

Private Banken, aber auch die staat­
lich gestützte Hermes Kreditbank ge­

währen der Rassistenregierung grundle­
gende finanzielle Unterstützung. Allein 
über die Hermes Rückversicherung ge­
währt die BRD Südafrika kurzfristige 
Handelskredite in Höhe von 281,3 Mio. 
US-Dollar sowie mittel- und langfristige 
Kredite in Höhe von 2,73 Mrd. US-Dol­
lar. Sie ist damit vor dem britischen Ex­
port Credit Guarantee Department der 
größte Gläubiger bei den Handelskredi­
ten für Südafrika.

BMW, Daimler-Benz und Volkswa­
gen haben in den letzten Jahren ihre 
Zweigwerke in Südafrika ausgebaut — 
knapp eine Milliarde Rand haben sie 
nach Berichten des südafrikanischen In­
dustrieministers in den letzten fünf Jah­
ren in Erweiterungen investiert. Für 
1990 und 1991 planen sie Investitionen 
in Höhe von 4.5 Mrd. Rand. Außerdem 
wollen Daimler-Benz. Volkswagen und 
Toyota gemeinsam mit dem weltgrößten 
Platin-Bearbeiter und -Händler. Johnson 
Matthey, eine halbe Milliarde Rand in­
vestieren, üm ein Werk für Abgas-Kata­
lysatoren in Südafrika zu bauen, das 
nicht nur die südafrikanischen Werke, 
sondern vor allem die europäischen 
Werke dieser Automobilkonzeme belie­
fern soll.
Quellenhinweis. Report of the Special Commi­
tee against Apartheid. Dok A/45/22 — (uld)
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„Die Landkarte wird sich ... dramatisch verändern“ (Özal)
Die Beteiligung der BRD am Golfkonflikt durch Bundeswehreinheiten in der Türkei bzw. Kurdistan ist Völkerrechts- und grundgesetzwidrig

Die Bundesregierung behauptet, sie verfolge das Ziel, „die Golf­
krise auf der Grundlage der Resolutionen des Sicherheitsrates der 
Vereinten Nationen mit friedlichen Mitteln zu lösen.“ Die in die 
Türkei entsendeten Bundeswehreinheiten würden „nur bei einer 
eindeutigen Aggression gegen den Bündnispartner Türkei“ (Pres­
semitteilung der Bundesregierung Nr. 1/91 vom 2.1.1991) ein­
gesetzt. Tatsächlich gibt es inzwischen eine ganze Reihe von An­
zeichen, die belegen, daß in Wirklichkeit ein Aggressionskrieg 
vorbereitet wird, der auf die gewaltsame Eroberung von Land und 
Leuten und die Änderung auch des territorialen Status quo in der 
Region zielt. Die obige Äußerung des türkischen Staatspräsiden­
ten Özal wurde bereits Mitte September von zahlreichen Presse­
agenturen verbreitet und u.a. in der „FAZ“ vom 18.9.90 wieder­
gegeben. Seitdem sind der türkische Außenminister, der Verteidi­
gungsminister und zuletzt der Generalstabschef unter Protest ge­
gen Özals Politik zurückgetreten. Der Generalstabschef kritisierte 
ausdrücklich Özals Abkehr von „kemalistischen Grundsätzen“. 
Tatsächlich strebt die Türkei eine territoriale Expansion an: Das 

erdölreiche Süd-Kurdistan um Mossul und Kirkuk, derzeit noch 
irakisches Gebiet, soll annektiert werden. Erstmals seit den Zeiten 
des Osmanischen Reiches knüpft die Regierung damit direkt an 
groß türkischen Ideologien und Traditionen an. Diese Gebietsan­
sprüche richten sich nicht nur gegen den Irak. Sie richten sich 
auch — unter der Losung der „Befreiung aller türkischen Völker“ 
— gegen die Sowjetunion. Schon das faschistische Deutsche Reich 
suchte während des Zweiten Weltkriegs unter Anknüpfung an 
solche groß türkischen Bestrebungen eine großdeutsch-groß türki­
sche Allianz gegen die Sowjetunion. Das Kabinett Kohl knüpft an 
solchen Traditionen offenbar erfolgreich an. Die Türkei wird da­
mit mit Unterstützung der NATO, speziell der BRD, zu einer Ge­
fahr nicht nur für die Völker des Nahen und Mittleren Ostens, 
sondern auch für die SU.

In der türkischen Presse wird Özals Kriegskurs gelegentlich als 
„Umweg in die EG“ beschrieben. Auch dies hat Tradition. Nach­
dem Ende der 40er Jahre noch der erste türkische Beitrittsantrag 
an die NATO abschlägig beschieden worden war, „erwarb“ sich 

die Türkei durch die Beteüigung am Korea-Krieg (in dem die tür­
kischen Einheiten bei den verlustreichsten Kämpfen eingesetzt 
wurden) die NATO-Mitgliedschaft.

Eine territoriale Expansion der Türkei in kurdische Gebiete, die 
jetzt zum Staatsgebiet des Irak gehören, würde auch ein Projekt 
rationell machen, das bisher selbst unter bürgerlichen Experten 
umstritten ist: Das sogenannte „GAP“-Projekt. Die Staudämme, 
die im Rahmen des GAP in den kurdischen Gebieten im Südosten 
der Türkei an Euphrat und Tigris bereits errichtet wurden oder 
noch geplant sind, könnten allein für die kurdischen Gebiete auf 
türkischem Gebiet gar nicht rationell genutzt werden. Mit der 
Annektion weiterer irakischer Gebiete im Süden des GAP-Gebie- 
tes dagegen bekämen sie ein viel größeres Wirkungsgebiet und 
könnten riesige Monokulturen in den unter kolonialem Ausnah­
merecht stehenden kurdischen Gebieten bewässern helfen.

Die Anzeichen für türkische Aggressionspläne sind also zahl­
reich. Eine Beteiligung der BRD an einem solchen Krieg verstößt 
gegen Völkerrecht wie gegen Artikel 26 GG. — (huh, rül)

Bundeswehreinsatz im Ausland, Notstand im Innern, WHNS Keine deutschen Jagdbomber in der Türkei!
Bündnisfall nach Art. 80a GG?
Die Bundesregierung behauptet, die 
Entscheidung zur Entsendung von Bun­
deswehreinheiten im Rahmen der AMF 
in die Türkei bzw. Kurdistan sei eine 
„Bündnisentscheidung“. Die BRD habe 
mit dem Abschluß des NATO-Vertrags 
„Souveränitätsrechte“ an die NATO 
abgetreten. Eine Zustimmung des Bun­
destags zu der Entsendung der Bundes­
wehreinheiten sei nicht erforderlich.

Damit zeichnet sich ein Kurs der Bun­
desregierung im Golfkonflikt ab, der in 
Artikel 80a des Grundgesetzes näher be­
schrieben wird: Herbeiführung des in­
neren und äußeren Notstands mittels 
sogenannter „Bündnisentscheidun­
gen“. Gleich beim ersten Einsatz von 
Bundeswehreinheiten wird die Entschei­
dung über deren Entsendung der parla­
mentarischen Kontrolle entzogen, ein 
Vorgang, wodurch zwangsläufig auch 
die Entscheidung über Krieg und Frie­
den — in diesem Fall zudem über einen 
rechtswidrigen Angriffskrieg — in das 
Ermessen der Exekutive gestellt ist.

Selbst konservative Grundgesetzkom­
mentare widersprechen der Rechtmä­
ßigkeit einer solchen Entfesselung von 
exekutiven Vollmachten gegenüber dem 
Parlament. Sie bewerten Art. 80a als 
„ungemein gefährliches Instrument“ 
der Herbeiführung des inneren und äu­
ßeren Notstands, nennen seinen Abs. III 
(der „Bündnisfall“, auf den sich die 
Bundesregierung jetzt beruft) „eine der 
bedenklichsten Bestimmungen, die die 
Verfessungsnovellc vom 24.6.1968 
überhaupt gebracht hat“ und weisen auf 
die Gefahr einer „Selbstermächtigung 
der Bundesregierung“ unter Ausschal­
tung des Parlaments hin. Eben das hat 
stattgefunden.

Wir dokumentieren im folgenden 
Auszüge aus dem juristischen Standard- 
Kommentar zum Grundgesetz. Artikel 
80a wurde 1968 bei Verabschiedung der 
Notstandsgesetze ins Grundgesetz auf­
genommen und befaßt sich mit der Fest­
stellung und den Folgen des „Span­
nungsfalls“. Im Kommentar zu Absatz 
III („Bündnisfall“) heißt es:

„Nach Art. 80 a III ist die Anwendung 
von Rechtsvorschriften im Sinne des 
Art. 80a auch .auf der Grundlage und 
nach Maßgabe eines Beschlusses zuläs­
sig, der von einem internationalen Or­
gan im Rahmen eines Bündnisvertrages 
mit Zustimmung der Bundesregierung 
gefaßt wird“. Die Vorschrift ist ... un­
zweifelhaft eine der bedenklichsten Be­
stimmungen, die die Verfässungsnovelle 
vom 24.6. 1968 überhaupt gebracht hat 
... Nach dem Schriftlichen Bericht des 
Rechtsausschusses trägt die Vorschrift 
.der Tatsache Rechnung, daß die Bun­
desrepublik Deutschland nach den Ver­
einbarungen in Bündnisverträgen, de­
nen sie beigetreten ist, gehalten sein 
kann. Maßnahmen zur Herstellung der 
erhöhten Verteidigungsbereitschaft zu 
treffen Gedacht ist hier z. B. an die nach 
gewissen Grundsätzen abgestufte Auslö­
sung bestimmter Mobilmachungsmaß­
nahmen durch den NATO-Rat . .

a) Die Situation, von der Art. 80a III 
Satz 1 insoweit ausgeht, ist — völker­
rechtlich gesehen — folgende:

Es muß ein Bündnisvertrag beste­
hen. dem die Bundesrepublik Deutsch­
land beigetreten ist. der zur Errichtung 
mindestens eines .internationalen Or-

— und zwar eines Beschlußorgans 
- geführt hat und auf Grund dessen die- 
** Organ in dem dafür vorgesehenen 
'-rühren in einer konkreten außenpoli­

tischen Situation konkrete Maßnahmen 
zur Erhöhung der Verteidigungsfähig­
keit der Mitgliedstaaten beschlossen hat. 
Daß es sich bei diesem Bündnis um ein 
militärisches Bündnis handeln muß, er­
gibt sich schon aus dem Begriff des 
Bündnisses, daß es sich ausschließlich 
um ein Defensivbündnis handeln darf, 
folgt aus der Ächtung des Angriffskriegs 
durch Art. 26 I ... wenn ein Beschluß 
im Sinne des Art. 80a III Satz 1 ... ag­
gressiven Zwecken dienen sollte, würde 
Art. 261 . . . vorgehen, d.h. die Bundes­
regierung hätte dann kein Recht, sich auf 
das Wirksamwerden der betreffenden 
Vorschriften zu berufen, und der Bun­
destag wäre verpflichtet, das Verlangen 
nach Abs. II (sofortige Rücknahme der 
Entscheidung, Anm. d. Red.) zu stellen 
. . . Daß der NATO-Rat . . . Beschluß­
rechte besitzt, auf Grund deren es zum 
Wirksamwerden der oben . . . aufge­
zählten Rechtsvorschriften im Sinne des 
Art. 80a kommen könnte (gemeint sind 
die Notstandsgesetze: Katastrophen­
schutzgesetz, Wirtschaftssicherstel­
lungsgesetz (mit Arbeitspflicht), Ernäh- 
vungssichersteüungsgesetz, Verkehrs­
sicherstellungsgesetz, Anm. d. Red.) 
kommen könnte, wird in der deutschen 
Literatur allgemein bestritten . . .
c) Der Beschluß des internationalen Or­
gans wird von der Verfassungsordnung 
des Grundgesetzes nicht eo ipso (aus 
sich heraus, d. Red.) übernommen . .. 
Die Bundesregierung ... ist bei der Ent­
scheidung (über die Zustimmung zu ei­
ner solchen Bündnisentscheidung, d. 
Red.) an die materiellen Voraussetzun­
gen des Art. 80a I gebunden, d.h. sie 
darf die Zustimmung nur erteilen, 
wenn und insoweit die erhebliche Ge­
fahr eines bewaffneten Angriffs auf 
das Bundesgebiet besteht (Keine Her­
vorhebung im Original, d. Red.) . . .
b) Ungleich bedenklicher ist die inner­
staatliche Konsequenz des Art. 80a III 
Satz 1, die praktisch darin besteht, daß 
die Bundesregierung, die Maßnahmen 
im Sinne des Abs. I durchführen möch­
te, dabei aber die Mehrheit des Bundes­
tages nicht auf ihre Seite bringt, das Er­
fordernis der parlamentarischen Zustim­
mung durch eine Rückversicherung 
beim NATO-Rat . . . zu umgehen im­
stande ist . . .“
Alle Zitate aus: Grundgesetz-Kommen­
tar, (Hrsg. Maunz, Dürig, Herzog, 
Scholz), Bd. II, München 1978 (Lose- 
biattsammlung), Kommentar zu Art. 80 
a

WHNS-Abkommen 1982: 
Frühe Kriegsvorbereitung

Mit Beginn der Golfkrise ist auch ein 
Abkommen wirksam geworden, daß die 
BRD und die USA bereits 1982 für den 
Fall einer militärischen Intervention in 
Nahost geschlossen hatten: Das „War- 
time-Host-Nation-Support“-Abkom-

Antrag der PDS-Fraktion
„... I. Die Bundesregierung wird 
aufgefordert:
1. die am 6. 1. 1991 auf den NATO- 
Stützpunkt Erhac beorderten Alpha-Jet 
inkl. aller logistischen und personellen 
Ausrüstung sofort zurückzuführen,
2. die Rückkehr der im östlichen Mittel­
meer befindlichen Einheiten der Bun­
desmarine anzuordnen,
3. darüber hinaus die logistische, mate­
rielle und finanzielle Unterstützung der 
am Aufmarsch gegen den Irak beteilig­
ten Militärkräfte einzustellen,
4. das zwischen den USA und der Bun- 

men, kurz: WHNS. Das Abkommen 
geht auf eine Direktive von US-Präsi- 
dent Carter von 1977 an den Nationalen 
Sicherheitsrat der USA zurück, in der 
dieser den Aufbau einer „Schnellen Ein­
greiftruppe“ der USA für Interventio­
nen im Nahen und Mittleren Osten ange­
ordnet hatte. Zur Begründung formu­
lierte Carter: „Um unsere Position abso­
lut klar zu machen: Einen Versuch einer 
anderen Macht, Kontrolle über die Re­
gion des Persischen Golfs auszuüben, 
werden wir als Angriff auf die Lebens­
interessen der Vereinigten Staaten von 
Amerika betrachten. Und ein solcher 
Versuch wird mit allen erforderlichen 
Mitteln zurückgeschlagen werden, ein­
schließlich militärischer Gewalt.“

Hier Auszüge aus einem Aufsatz über 
das Abkommen:

„Mit dem Abschluß des , Abkommens 
zwischen der Regierung der Bundesre­
publik Deutschland und der Regierung 
der Vereinigten Staaten von Amerika 
über Unterstützung durch den Aufnah­
mestaat in Krise oder Krieg4, das mit sei­
ner Unterzeichnung am 15. April 1982 

’m Kraft trat, wurde eine langjährige 
Forderung der US-Regierung erfüllt . . . 
Die in Art. 2 WHNS von der Bundesre­
gierung für den Krisen- oder Kriegsfall 
zugesagte militärische und zivile Unter­
stützung ist in einem Anhang näher kon­
kretisiert. Der militärische Teil erstreckt 
sich danach auf die »Sicherung4 von 18 
Objekten der US-Luftwaffe, auf die 
»Unterstützung des Betriebs4 von 13 
gemeinsamen Einsatzflughäfen, auf die 
Instandsetzung von 26 Flugplätzen, die 
»Sicherung4 von 39 US-Heereseinrich- 
tungen, den Transport von täglich 6 8001 
Material und 7000 Kubikmetern Be­
triebsstoffen, den Umschlag von 72700 
t Nachschub, auf die »Verstärkung4 der 
bestehenden und der im Mobilma­
chungsfall aufzubauenden US-Nach- 
schuborganisation, auf den Abtransport 
von »maximal 1725 Verwundeten täg­
lich4, auf die tägliche Aufnahme von bis 
zu 200 Kriegsgefangenen, auf die De­
kontamination von Personal und Materi­
al ... die »Verteidigungsstärke4, also 
der WHNS-spezifische zusätzliche Per­
sonalaufwand im Falle von »Krise4 oder 
,Krieg4 auf Seiten der BRD, ist auf 
93 329 festgesetzt ...

... werde die Bundesrepublik die 
»Transit-Stelle4 bilden, über die vor al­
lem amerikanische Truppen und US- 
Material via Bremerhaven/Rhein- 
Main-Flughafen ins Krisengebiet ge­
schafft werden. Die USA lassen nicht 
den geringsten Zweifel, daß sie Mittel­
ost mit absoluter Priorität behandeln

(alle Zitate aus: Dieter Deiseroth, Die 
Bundesrepublik — Transit-Stelle für 
US-Militäreinsätze außerhalb des 
NATO-Gebiets?, in: Kritische Justiz, 
Heft 4/1985, Seite 412 f.) 

desrepublik Deutschland getroffene 
„Wartime Host Nation Support4‘-Ab­
kommen zu kündigen.
II. Die Bundesregierung wird beauf­
tragt, sich mit allen zur Verfügung ste­
henden diplomatischen Mitteln für das 
Zustandekommen einer Nahostkonfe­
renz einzusetzen, die sich mit sämtlichen 
Problemen in dieser Region befaßt.
III. Der Deutsche Bundestag erklärt, daß 
gerade nach der Vereinigung der beiden 
deutschen Staaten außenpolitische 
Selbstbeschränkung unter anderem der­
gestalt geboten ist, daß eine Beteiligung 
Deutschlands an einem Krieg ausge­
schlossen ist.“
Quelle: Bundestagsdrucksache 12/28, 11.1.

Jeder Krieg ist ein Verbrechen — immer 
und überall. Deshalb verurteilen wir den 
Überfall des Irak auf Kuwait ohne Wenn 
und Aber. Dennoch darf die Antwort da­
rauf nicht „Krieg“ heißen; vielmehr 
muß alles getan werden, um einen Krieg 
am Golf zu verhindern. Die Leidtragen­
den wären nämlich vor allem die Men­
schen in dieser Region und die auf bei­
den Seiten eingesetzten Soldaten.

Die Entsendung eines deutschen Jagd­
bombergeschwaders in den kurdischen 
Teil der Türkei war ein politischer Feh­
ler, auch wenn wir anerkennen müssen, 
daß die deutsche Bundesregierung ihr 
Unbehagen hat deutlich werden lassen. 
Die Entsendung war nach der Verfas­
sung unzulässig. Sie wäre nur zulässig, 
wenn ein NATO-Mitglied angegriffen 
worden wäre, vielleicht auch, wenn ein 
solcher Angriff unmittelbar bevorstehen 
würde; das ist nicht der Fall. Niemand 
kann annehmen, daß der Irak seine Kräf­
te verzettelt und ohne Zwang die Türkei 
angreifen wird. Es besteht vielmehr die 
Gefahr, daß nationalistische Kräfte in

Erklärung des Roten Tisches, 13.1.91
Das von den USA betriebene Ultimatum 
gegen den Irak läuft am 15. Januar 1991 
ab. Die Welt kann dadurch in einen mör­
derischen Krieg gestürzt werden, der 
seine eigene Dynamik entwickelt und 
dessen Folgen nicht nur die unmittelbar 
betroffene Nah-Ost-Region verwüsten. 
Weltweit steigt damit die Kriegsgefahr.

Hauptverantwortlich für den Auf­
marsch der westlichen Truppen ist unse­
rer Einschätzung nach keineswegs Sad­
dam Hussein, der unrechtmäßig Kuwait 
annektiert hat und im Innern einen bruta­
len Feldzug gegen oppositionelle Kräfte 
und gegen Kurdinnen und Kurden führt, 
sondern das Vormachtstreben und die 
geopolitischen Machtinteressen der 
USÄ und der anderen kapitalistischen 
Staaten in der gesamten Nah-Ost-Re­
gion.

Die USA und die anderen imperialisti­
schen Staaten haben es verstanden, die 
UNO, die bisher auch ein Forum der 
Dritten Welt und der sozialistischen 
Staaten war, für ihre Interessen einzu­
spannen.

Diese Kräfte, die wir weiterhin impe­
rialistisch nennen und zu denen auch die 
BRD gehört, versuchen, nach dem Zu­
sammenbruch des RGW und Warschau­
er Vertrags den wirtschaftlich wichtigen 
Nah-Ost-Markt unter ihre Kontrolle zu 
bringen. Stichworte sind Öl und Waf­
fenexport.

Der Krieg im Nahen Osten wird zu 
einer riesigen Massenvernichtung von 
Menschen und Material und Verwü­
stung von Land führen. Er kann auch der 
Auftakt zu einer langen Reihe blutiger 
Kriege des Imperialismus gegen die 
Dritte Welt werden. Zugleich geht es 
den beteiligten imperialistischen Mäch­
ten dabei um eine Verbesserung ihrer 
Stellung im innerimperialistischen Kon­
kurrenzkampf: Wer die Ölreserven des 
Mittleren Ostens kontrolliert, hat einen 
beträchtlichen Konkurrenzvorteil.

Der imperialistische Krieg am Golf 
richtet sich gegen die Völker der Re­
gion. Eines der dabei verfolgten Ziele ist 
eine direkte territoriale Umgestaltung 
der Grenzen der Region durch eine Aus­
dehnung der Türkei in bisherige iraki­
sche Gebiete. Opfer dieser territorialen 
Umgestaltung werden die Völker Palä­
stinas, Kurdistans und alle anderen Völ­

der Türkei ihrerseits die militärisch be­
drängte Lage des Irak ausnützen wer­
den, um alte Großmachtträume durch 
einen Angriff auf den Irak zu verwirkli­
chen.

Es ist richtig, daß die Bundesregie­
rung jedenfalls den Einsatz der Jagd­
bombergeschwader von ihrer vorheri­
gen Einwilligung abhängig gemacht hat; 
es wird jedoch im Ernstfall kaum helfen, 
da zwischen Angriff und Verteidigung 
nur schwer zu unterscheiden sein wird.

Die Bundesregierung und — nach Art. 
80 a Abs. III des Grundgesetzes — auch 
der Deutsche Bundestag sind aufgeru­
fen, die Rückkehr des deutschen Jagd­
bombergeschwaders zu beschließen und 
der türkischen Regierung deutlich zu 
machen, daß die BRD einen Angriff der 
Türkei auf den Irak nicht unterstützen 
wird.

HUMANISTISCHE UNION 
Ulrich Vultejus 
Bundesvorsitzender

München, den 11. 1.1991

ker der Region sein, deren Selbstbestim­
mungsrecht bei dieser Umgestaltung mit 
Füßen getreten wird.

Die Beteiligung der BRD — durch 
Waffenlieferungen, Finanzhilfen und 
die Entsendung von Bundeswehrsolda­
ten im Rahmen der AMF in die Türkei 
bzw. nach Kurdistan — ist also eine Be­
teiligung an einem Aggressionskrieg, 
der gegen Völkerrecht und Grundgesetz 
(Art. 26) verstößt.

Wir unterstützen jeden Widerstand 
gegen diesen Krieg, sowohl hier in der 
BRD, in den anderen kriegführenden 
imperialistischen Staaten und den Wi­
derstand der Völker der Region.

Wir unterstützen die Aktionseinheit, 
die türkische und kurdische Organisatio­
nen gegen diesen Krieg gebildet haben. 
Wir unterstützen die Demonstration, zu 
der diese Aktionseinheit am 19. Januar 
in Köln aufruft. Wir streben an, in unse­
ren Publikationen die Unterrichtung 
über den Widerstand in der Türkei und 
Kurdistan gegen diesen Krieg zu verbes­
sern auch auf der Grundlage der Nach­
richten, die die Organisationen der Ak­
tionseinheit zur Verfügung stellen. 
Wir fordern:
— die rechtswidrige Entsendung der 
Bundeswehrsoldaten (Verstoß gegen 
Artikel 26 GG) muß sofort rückgängig 
gemacht werden, alle in den Nahen und 
Mittleren Osten entsandten Bundes­
wehreinheiten müssen zurückbeordert 
werden.
— Keine Grundgesetzänderung für 
einen Bundeswehreinsatz im Ausland.
— Verbot aller Waffenexporte.

Wir unterstützen jede Verweigerung 
des Kriegsdienstes und jeden Wider­
stand gegen Dienstverpflichtungen (z.B. 
von Zivildienstleistenden) für den Krieg 
im Nahen Osten.

Wir haben die Aktionen am 12.1. mit­
getragen und werden alle weiteren Ak­
tionen gegen den Krieg unterstützen.

Wir fördern die im Bundestag vertre­
tenen Oppositionsparteien, insbesonde­
re die PDS, auf, auch parlamentarisch in 
diesem Sinne tätig zu werden.
(Bei der Verabschiedung waren in 
Leverkusen anwesend: Arbeiterbund für 
den Wiederaufbau der KPD, BWK, 
DKP, KPD (Ex-DDR), Kurdistan-Ko­
mitee, SDAJ, Volksfront)
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Internationale Umschau

Spanien: In Andalusien streiken jetzt 100000 Tagelöhner in der Olivenernte, die von 
Dezember bis Februar vorgenommen wird. Sie fordern einen menschenwürdigen 
Tagelohn. Bild: In der Ortschaft Pedrera (Sevilla) demonstrierten am 30.12.90 2000 
Tagelöhner, sie streiken seit dem 10. Dezember. Ihre Forderungen: Anhebung des 
Tagelohns von 2800 Peseten (etwa 45 DM) auf 3500 Peseten, die gleiche Anzahl von 
Frauen wie Männer sollen Arbeit bekommen, Gleichstellung der Arbeitsbedingungen 
der Frauen. Zugleich protestieren die Streikenden gegen den neuen staatlichen Plan 
zur Beschäftigung in der Landwirtschaft, der keine Besserung für die Lage der Arbei­
tenden bringt. Zum Beispiel in der Ortschaft Pedrera hängen von den 5000 Bewoh­
nern 2000 von den Zahlungen der landwirtschaftlichen Unterstützungs-Kasse ab. 
Quelle: El Pais, 31.12.90 — (gba)

Militärischer Erfolg 
der Roten Khmer

Das von Vietnam in Kampuchea einge­
setzte Hun-Sen-Regime erklärte jüngst, 
es werde keine Vereinbarung über eine 
friedliche Regelung des Konflikts unter­
zeichnen, solange nicht alle politischen 
und militärischen Strukturen der Roten 
Khmer aufgelöst seien. Mit dieser ulti­
mativen Forderung versucht Hun Sen 
erneut, eine friedliche Lösung hinauszu­
zögern und so seine Macht zu erhalten. 
Derweil haben die Roten Khmer, die 
stärkste der Widerstandsorganisationen, 
die hauptsächlich unter den Bauern Un­
terstützung findet, unterstützt durch 
Truppen von Sihanouk die strategisch 
wichtige Stadt Chong Kal im Norden 
Kampucheas besetzt und damit die Ver­
bindungswege der nördlich gelegenen 
Hun-Sen-Truppen zu den südlichen Re­
gionen abgeschnitten. — (scc)

Rumänien: Regierung 
kündigt Massenentlassungen an
Die rumänische Regierung hat — offen­
kundig unter dem Druck westlicher 
Gläubiger — Masscnentlassungen von 
Beschäftigten staatlicher Betriebe ange­
kündigt. 65000 Beschäftigte aus ,»un­
rentablen Betrieben“ würden in den 
nächsten Tagen entlassen. Erst Ende Ja­
nuar soll eine Arbeitslosenversicherung 
in Rumänien in Kraft treten. Bis dahin 
sollen die Entlassenen 50 % ihres frühe­
ren Lohns bzw. Gehalts weitergezahlt 
bekommen. Die rumänische Industrie­
produktion soll im Laufe des vergange­
nen Jahres um 30 Prozent gefallen sein. 
— (rül)

Schülerprotestwelle 
in Griechenland

In Griechenland dauert seit zwei Mona­
ten eine starke Schülerprotestbewegung 
an. Z.T. wurde landesweit mit Schulbe­
setzungen der Unterricht boykottiert, 
unterstützt von Arbeitsniederlegungen, 
zu denen die Lehrergewerkschaft aufge­
rufen hat. Die konservative Regierung 
hat die Ausstände „illegal“ genannt und 
verfolgt sie mit brutalsten Mitteln. Zu­
dem betätigen sich gewalttätige Jugend­
gruppen der Regierungspartei „Neue 
Demokratie“ als Streikbrecher. Bei 
Auseinandersetzungen um die Beset­
zung eines Gymnasiums in Patras wurde 
am 8. 1. ein 38 Jahre alter Mathematik­
lehrer getötet. Am Tag darauf trat der 
Erziehungsminister Kontojanopoulos 
zurück. Seit der vergangenen Woche be­
teiligen sich auch Lehrlinge und Studen­
ten an den Protesten gegen die reaktionä­
ren bildungspolitischen Regierungsvor­
haben. Am 10. 1. wurden bei heftigen 
Auseinandersetzungen mit der Polizei 
vier Demonstranten getötet, nachdem 
ein Kaufhaus in Brand geraten war. Der 
Protest richtet sich gegen ein neues 
Gesetz, das u.a. die Wiedereinführung 
von Schulkleidung, ein Punktesystem 
zur Beurteilung des Schülerverhaltens 
sowie die Bezahlung der Schulbücher 
durch die Schüler/Eltern vorsieht. 
Gefordert wird zudem, daß der staatli­
che Haushalt statt der geplanten 6,5 % 
der Ausgaben 15 % für den Erziehungs­
bereich veranschlagen solle. — (uga)

Protest gegen AMF-Einheit 
in der Türkei und Kurdistan

Gegen die Stationierung von inzwischen 
576 NATO-Soldaten und 42 Flugzeugen 
aus der BRD, Belgien und Italien in Kur­
distan hat sich im Stationierungsgebiet 
in Malatya eine Aktionseinheit aus prak­
tisch allen linken Parteien gebildet. Die 
Aktionseinheit fordert den Abzug der 
Interventionstruppe der NATO. Erste 
Protestaktionen fanden bereits statt. Der 
Einheitsplattform gegen die Stationie­
rung gehören u.a. die Parteien HEP 
(Partei der Arbeit des Volkes), Sosyalist 
Parti (Sozialistische Partei), Sosyal De­
mokrat Halk(ji Parti (Sozialdemokrati­
sche Volkspartei) und die Eisenbahn­
arbeiter-Gewerkschaft an. Der HEP-Be- 
zirksvorsitzende Hasan Dogan erklärte: 
„Unter dem Vorwand der Golfkrise sol­
len die demokratischen Entwicklungen 
behindert werden. Die Entsendung der 
Eingreiftruppen verletzt die Interessen 
unserer Völker und der Unterdrück­
ten.“ Er kritisierte weiter, daß der We­
sten bei den Menschenrechten und 
Grundfreiheiten mit zweierlei Maß 
mißt. Der HEP-Bezirksvorsitzende von 
Diyarbakir, Mustafa Özer, bezeichnete 
die Eingreiftruppen als „eine gegen un­
ser Volk gerichtete Angriffskraft“ und 
erklärte, daß eine Kundgebung „Nein 
zum Krieg und Nein zu den Eingreif­
truppen“ vorbereitet wird, zu der alle 
Parteien außer der regierenden ANAP 
aufgerufen worden sind.

In Brüssel haben 16 revolutionäre und 
antiimperialistische Organisationen aus 
Kurdistan und der Türkei, darunter die 
PKK, TKP-B, DKP, TKPC-Acil, 16 
Haziran, Kawa, Devrimci Partizan, 
Kurtulu§, EKIM, TIKB und Devrimci 
l§Qi, auf einer gemeinsamen Presse­
konferenz ebenfalls gegen die Entsen­
dung der NATO-Eingreiftruppen nach 
Kurdistan protestiert.
Quellenhinweis: Kurdistan-Rundbrief Nr.
2/1991 - (rül)

Der bolivianische Gewerkschaftsbund COB hat in der Hauptstadt La Paz und in 
anderen größeren Städten Boliviens zu einem Generalstreik aufgerufen. Der Gene­
ralstreik richtete sich gegen von der Regierung beschlossene Preiserhöhungen, u.a. 
eine Erhöhung der Treibstoffpreise um 35 Prozent. Mehr als 20000 Lohnabhängige 
sollen sich an den Protestaktionen beteiligt haben. Bild: Marktplatz in La Paz. — (rül)

El Salvador: USA 
nehmen Militärhilfe wieder auf

Die US-Regierung will die Militärhilfe 
an das Regime in El Salvador wieder 
aufnehmen. Seit der Ermordung mehre­
rer Jesuiten durch Todesschwadrone des 
Regimes ist die US-Militärhilfe unter­
brochen. Zur Zeit sind 42,5 Mio. Dollar 
vom US-Kongreß blockiert. Als Vor­
wand dient der Regierung Bush der Ab­
schuß eines US-Hubschraubers in El 
Salvador durch die FMLN. Bei diesem 
Abschuß kamen auch drei US-Militär- 
berater ums Leben. Die USA behaupten, 
die Berater hätten nach dem Abschuß 
noch gelebt und seien von der FMLN 
„kaltblütig ermordet“ worden. Die 
FMLN hat eine Untersuchung des Vor­
gangs angekündigt. Der wirkliche 
Grund für die Wiederaufnahme der US- 
Militärhilfe sind die militärischen Erfol­
ge der FMLN in den letzten Monaten, 
bei denen Einheiten der FMLN u.a. 
auch Flugzeuge und Hubschrauber der 
Regierung mit Raketen abgeschossen 
hatten. „Die Rebellen haben deutlich 
gewonnen“, zitierte die „New York 
Times“ am 10.12.90 einen westlichen 
Militärberater. Der Verlust der unange­
fochtenen Lufthoheit zwinge die Regie­
rung zudem zu einer Umstellung aller 
militärischen Operationen. Die FMLN 
könne nun in viel größeren Einheiten als 
vorher operieren. In einer Neujahrsbot­
schaft bewertet die FMLN das Jahr 1990 
als „ein siegreiches Jahr“: „Das Jahr 
1990 endete mit einer überzeugenden 
Niederlage dieser kriminellen Armee. 
Die ausgesprochen großen Erfolge unse­
rer Kampagne unter der Losung »Bestra­
fung der antidemokratischen Streitkräf­
te1 hat bei unseren Gegnern zu fürchter­
licher Ernüchterung geführt . . . Wir 
haben ihren größten Stolz, die Flugzeu­
ge, vom Himmel stürzen sehen. Wir ha­
ben gesehen, wie ihnen unser Land nicht 
mehr für die Flucht ausreichte. Ihre »Eli­
tetruppen4 flüchteten vor dem Sturm un­
serer ruhmreichen »Nationalen Armee 
für die Demokratie4 nach Honduras . .. 
In der Gesellschaft, die wir aufbauen 
werden, gibt es Land für den, der es be­
arbeitet, freien Zugang zu den Medien 
für alle, besonders für die, welche die 
Interessen der Besitzlosen verteidigen. 
Und es wird einen Bereich der Wirt­
schaft geben, der sich in den Händen des 
organisierten Volkes befindet . . . Unser 
Land wird seine Naturschätze gegen die 
Gefräßigkeit der transnationalen Kon­
zerne verteidigen .. .“ — (rül)

CSFR: Verfassungsdebatte mit 
Grundrechtekatalog eingeleitet

In Vorbereitung einer neuen Verfas­
sung, die Ende d.J. verabschiedet wer­
den soll, beschloß das Bundesparlament 
Anfang Januar einen „Grundrechtekata­
log“. Auseinandersetzungen gab es da­
bei vor allem um die Rechte der Nationa­
litäten. Slowakische Nationalisten hat­
ten eine Lostrennung vom Bund ver­
langt. Der — vorläufige — Kompromiß 
ist eine Regionalisierung der Regie­
rungsgewalt, wodurch dem Bund nur 
noch Außen-, Verteidigungs- und Fi­
nanzpolitik zufallen. Neben dem festge­
schriebenen Recht auf Privateigentum 
deuten sich andere reaktionäre Verfas­
sungspläne in dem Katalog an, z.B. ein 
Verbot der Abtreibung: Es wurde aufge­
nommen, daß „menschliches Leben 
auch vor der Geburt des staatlichen 
Schutzes würdig“ sei. — (uga)

Abbruchverbot verfassungswidrig
Argumente des kanadischen Verfassungsgerichts

Vor drei Jahren hat das kanadische Bun­
desverfassungsgericht eine Grundsatz­
entscheidung zum Schwangerschaftsab­
bruch getroffen: Das durch Indikations­
regelung ergänzte Verbot des Schwan­
gerschaftsabbruchs, das gesetzlich be­
stand, wurde als verfassungswidrig auf­
gehoben, weil im Widerspruch zu den 
Rechten der Person stehend, die in der 
kanadischen Verfassung verankert sind. 
Seither hat die konservative Bundesre­
gierung von Kanada auf Basis dieses Ur­
teils keine parlamentarische Mehrheit 
für eine neue gesetzliche Regelung über 
den Schwangerschaftsabbruch finden 
können. Deshalb und wegen der bevor­
stehenden neuerlichen Entscheidung des 
BRD-BVG ist das Urteil auch für die 
BRD von Bedeutung.

Das aus sieben Personen zusammen­
gesetzte Gericht formulierte vier Be­
gründungen: zwei von je zwei Richtern, 
die ähnlich lauten; eine von der Richte­
rin, die eine eigene Begründung für das 
gleiche Urteil schrieb, sowie das von 
zwei Richtern getragene Minderheitsvo­
tum. In dem Votum der vier Richter 
heißt es: „Eine Schwangere zu zwingen, 
den Fötus unter Androhung von Strafe 
auszutragen, außer wenn sie bestimmte 
Voraussetzungen erfüllt, die keinen Be­
zug zu ihren eigenen Prioritäten oder 
Aspirationen haben, stellt einen tiefge­
henden Eingriff in die körperliche, phy­
sische und psychische Integrität der Frau

Widerstand gegen Bush’s Krieg
USA: Nationale Anti-Kriegsdemonstrationen am 19. und 26.1.

Zum Zeitpunkt des Schreibens dieses 
Artikels (13.1.) läßt sich nur schwer ab­
schätzen, welchen Einfluß die Abstim­
mung im Kongreß auf die weitere Ent­
wicklung des Widerstands gegen Präsi­
dent Bush’s Krieg haben wird. Der US- 
Senat hatte am 12. 1. mit 52 zu 47 Stim­
men und das Repräsentantenhaus am 
gleichen Tag mit 250 zu 183 Stimmen 
den Präsidenten ermächtigt, Krieg zu 
führen.

Die Mehrheit der Bevölkerung war 
und ist gegen den Krieg und will den 
Sanktionen mehr Zeit geben. Daran 
wird die Zustimmung des Kongresses zu 
Bush’s Angriffsplänen nicht viel geän­
dert haben. Breite Teile der Bevölke­
rung haben aber ihre Hoffnungen, den 
Krieg zu verhindern, auf den Kongreß 
gesetzt. Die Ansicht, daß der Präsident 
ohne Zustimmung des Parlaments kei­
nen Krieg anfangen dürfe, war sehr weit 
verbreitet. Werden nun die Massen, die 
gegen den Krieg sind, aber nicht Teil der 
bestehenden Anti-Interventionsbewe­
gung oder anderer Bewegungen gegen 
die Regierungspolitik sind, resignieren?

Besonders stark organisiert sich der 
Widerstand unter den Afro-Amerika- 
nern. Die — seit Reagan und mit ständi-

Albanien hebt Kreditverbot auf
Für den 10. Februar wurden Wahlen angesetzt

Der Albanische Ministerrat hat mit einer 
Reihe von Dekreten auf die krisenhafte 
Stimmung im Lande reagiert. Die Bil­
dung oppositioneller Parteien wurde ge­
nehmigt. Seit kurzem erscheint die er­
ste, nichtstaatliche Zeitung als Organ 
der neugegründeten „Demokratischen 
Partei“. Eine der Hauptforderungen der 
DP, Freilassung aller politischer Gefan­
genen, wurde umgehend in die Tat um­
gesetzt. Die „Partei der Arbeit Alba­
niens“ hat ab sofort auf ihren Führungs­
anspruch verzichtet und legt die ,,Dikta­
tur des Proletariats“ als Regierungsform 
zu den Akten. In einem Verfassungsent­
wurf wird die Einführung der Markt­
wirtschaft angekündigt und einer der 
zentralen Inhalte der albanischen Unab­
hängigkeitspolitik, keine Verschuldung 
im Ausland, wurde durch das Dekret 
über die Aufnahme von Krediten bei 
ausländischen Banken außer Kraft ge­
setzt.

Für den 10. Februar sind Wahlen für 
die Volksversammlung angekündigt. 
Die Oppositionsparteien haben dieses 
Datum abgelehnt, weil ihnen die 
Vorbereitungszeit zu knapp erscheint. 
Die Regierung begründet den frühen 
Termin mit der Notwendigkeit, schnell 
eine handlungsfähige Volksversamm­
lung zu haben, um die zukünftige Politik 

dar . . . Das Indikationsregelungsmodell 
enthält vielfältige Tatbestände, die nicht 
nur nicht erforderlich, geeignet und zu­
mutbar sind für die Verwirklichung des 
vom Parlament bestimmten Schutz­
zweckes, sondern die darüber hinaus zu­
sätzliche Gefährdungen, Komplikatio­
nen und Notlagen sowohl für die 
Schwangere als auch für den Fötus 
schaffen und daher dem Schutzzweck 
selbst zuwider laufen.“

Die Richterin schrieb u.a.: „Das 
»Recht auf Sicherheit der Person' schützt 
verfassungsrechtlich die physische und 
psychische Integrität der Person. Durch 
s. 251“ (das Strafgesetz gegen Abtrei­
bung) „wird eine Frau nicht nur in ihrer 
körperlichen Integrität verletzt. Viel­
mehr stellt der Entzug der Entschei­
dungsfreiheit über ihre Reproduktions­
fähigkeit über eine Verletzung des 
»Rechts auf Freiheit4 hinaus einen direk­
ten Eingriff in ihre Person als solche dar 
... sie nimmt passiv die Entscheidung 
anderer darüber entgegen, ob ihr Körper 
dazu verwendet werden soll oder nicht, 
neues Leben zu nähren.“

Ein späterer Antrag, das Gericht solle 
auch dem Fötus bereits Menschenrechte 
zubilligen, wurde abgewiesen. Zustän­
dig sei das Parlament.
Quelle: Zeitschrift der Gesellschaft für Kanada- 
Studien, 1/1990, S. 97-111. Eine ausführliche­
re Wiedergabe erscheint im „Informations­
dienst Gesundheitspolitik“ — (mif)

gern Pochen auf das Haushaltsdefizit — 
andauernde Verschlechterung der So­
zialprogramme, das immer weitere Aus­
einanderklaffen des Einkommens der 
Afro-Amerikaner verglichen mit dem 
Bevölkerungsdurchschnitt, das Veto 
Präsident Bush’s gegen das neue Bürger­
rechtsgesetz von 1990 — all das ist nicht 
vergessen und verbindet sich mit der 
Gewißheit, daß die Schwarzen die ersten 
sein werden, die für die Öl- und Welt­
machtinteressen der Reichen sterben 
müssen. 30% der Armeesoldaten sind 
Schwarze, zweieinhalb Mal mehr als ihr 
Anteil an der Bevölkerung. In den ersten 
Antikriegsdemonstrationen Anfang Ok­
tober waren Afro-Amerikaner und ande­
re Minoritäten auffallend stark vertre­
ten.

In dieser einerseits sehr ernsten Lage, 
die aber andererseits die einmalige 
Chance bietet, die Minoritäten und weite 
Kreise der Lohnabhängigen und des un­
teren und mittleren Bürgertums in eine 
anti imperialistische Politik einzubezie­
hen, hat es sich die Linke geleistet, sich 
in zwei Fraktionen zu spalten und an 
zwei verschiedenen Tagen, am 19. und 
am 26. Januar, zu nationalen Demon­
strationen aufzurufen. — (ger. her)

organisieren zu können, womit sie si­
cher recht hat. Gerade die Entwicklung 
in den anderen RGW-Staaten hat ge­
zeigt, das ein ständiges Hinauszögern 
der Wahlen den kapitalistischen Staaten 
Zeit genug lieferte, um die angeschlage­
nen politischen Strukturen gänzlich zu 
unterminieren.

Genau das soll durch die neue Politik 
Albaniens verhindert werden. So beton­
te Staatspräsident Ramiz Alia auf dem 
10. Plenum des ZK der PAA.

„Es besteht kein Zweifel, daß die so­
zialistische Alternative der Neuordnung 
der menschlichen Gesellschaft nicht be 
seitigt werden kann, denn solange es 
Ausbeuter und Ausgebeutete gibt, wird 
es auch den Kampf für die Lösung dieses 
Widerspruchs geben. Doch die histori­
sche Perspektive ist die eine Sache und 
die Realität eine andere.“

Und diese Realität zwingt nun zu Kon­
takten zur EG, den USA und anderen 
Staaten, die früher geschmäht wurden 
Ziel der albanischen Außenpolitik ist es. 
gegenüber dem Ausland in die diploma­
tische Offensive zu kommen, bevor von 
dort aus die Lage in Albanien soweit 
manipuliert wurde, daß die Regierung 
handlungsunfähig wird.
Quellenhinwvis: Albanien Heute Nr 2
— (hav)
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Tbe ersten Mai seit 109 Jahren haben 
die traditionellen Autoritäten des 

MjpuceAülkes wieder versammelt, um 
rje Zukunftsperspektiven gemeinsam 

zu besprechen. Die letzte Versammlung 
dieser Art fand im Jahre 1881 statt, als 
die letzten kämpfenden Mapuce-Ver- 
^ade nach 340 Jahren Krieg durch die 
dnlenische Armee besiegt worden 
voren und sie ihrer Ländereien beraubt 
wurden. Heute reorganisieren sich die 
Lonkos (politische und militärische Füh­
rer) und Macis (geistige und spirituelle 
Führerinnen) wieder, um diesen alten 
Kampf um Selbstbestimmung und Auto­
nomie wieder aufzunehmen. Die Dis­
kussion der Zukunftsperspektiven setzt 
dabei zwangsläufig nicht nur an den Pro- 
nkmen der Gegenwart an. sondern be­
zieht ihre Kraft aus den zeitweise durch­
aus erfolgreich erprobten Widerstands­
formen der vergangenen 500 Jahre.

Da im letzten Beitrag in den Politi­
schen Berichten Ende letzten Jahres be­
reits einiges zu Geschichte und Wider­
stand der Mapuce geschrieben wurde, 
beschränken wir uns jetzt nur auf einige 
Eckdaten:

Die Spanier kamen 1540 von Peru aus 
in Chile an und stießen dort auf starken 
Widerstand, nicht zuletzt durch die 
Wicammupu. die regionale Volksgueril­
la der Mapuce. Viele Mapuce wurden 
zwar versklavt, insgesamt schaffte es die 
spanische Krone jedoch nie, die Mapuce 
zu unterwerfen.

Im chilenischen Unabhängigkeits­
krieg gegen Spanien kämpften die Ma­
puce auf der Seite der chilenischen Patri­
oten. Nachdem Chile 1810 unabhängig 
geworden war, wurde auch bald die 
Sklaverei offiziell abgeschafft und die 
Mapuce als gleichwertige Bürger be­
trachtet. Doch trotz dieser Deklaration 
bedeutete die Unabhängigkeit nicht 
gleichzeitig die Autonomie für die Ma­
puce.

1881 kommt es im Januar und Novem­
ber zu letzten Aufständen, die blutigst 
niedergeschlagen werden. Als ^Straf­
maßnahme“ wird das Land der Gemein­
schaften aufgeteilt und an chilenische 
und ausländische — hauptsächlich deut­
sche — Siedler verteilt. Dadurch verlie­
ren die Mapuce 95 % ihres Landes. Erst 
in der Regierungszeit Salvador Allen­
des. von 1970 — 1973, gab es Refor­
men, die das Unrecht an den Mapuces 
wieder korrigieren sollten.

Am 11. September 1973, dem Tag der 
Ermordung Allendes, wurden 2000 Ma­
puce von Militär unter Führung Pino­
chets ermordet. Mit dem Militär kamen 
wieder Gefängnis und Folter, die Refor­
men wurden rückgängig gemacht. Land­
titel. die die Mapuce während der Zeit 
der Unidad Populär erhielten, wurden 
ihnen wieder genommen.

Das Gesetz 2568
„Erbschaften, die sich aus der Teilung 
der Reservatsländereien ergeben, hören 
auf, Ländereien der Ureinwohner zu 
sein. Die Besitzer dieses Landes oder 
seine Ersteigerer sind umgekehrt keine 
Ureinwohner mehr.“

Mit diesem Gesetz wird der Ethnozid 
vollzogen. Das Gemeinschaftsland der 
Mapuce wird parzelliert und in Privatbe­
sitz überführt, damit es der kapitalisti­
schen Ausbeutung zugeführt werden 
kann. Für die Mapuce ist die gemein­
schaftlich bewirtschaftete Erde aber die 
Grundlage ihres Systems gemeinschaft­
licher Produktion, ihrer kulturellen 
Identität, ihrer Tradition, ihres Fühlens 
und ihrer Sprache. Das Akzeptieren der 
Teilung ihres Gemeinschaftslandes kä­
me somit dem Verschwinden der Mapu­
ce als Nation gleich, wäre das Akzeptie­
ren des eigenen Ethnozids. Die Privati­
sierung des Landes umfaßt auch die 
Wälder, die großen Seen der Mapuce 
und das Meer. Fischerei ist den Mapuce 
unmöglich gemacht worden, da sie nicht 
das Geld haben, die Fischereikonzessio­
nen zu bezahlen. Große japanische 
Fangflotten haben sich die Fischerei­
rechte von der chilenischen Regierung 
gekauft und fischen nun die Bestände ra­
dikal ab. Desgleichen bei den großen 
Seen im Süden des Landes: Einheimi­
sche und ausländische Konzerne fischen 
den unglaublichen Fischreichtum ab und 
exportieren, derweil sich die Inlands­
preise für Fisch vervielfacht haben.

Die Blockade von Quinquen
Große Aufmerksamkeit erreichten die 
Mapuce-Pewence (spanisch: Mapuche- 
Pehuence: Menschen der Erde der Arau- 
carien) aus dem Tal von Quinquen mit 
einer Blockadeaktion seit Herbst diesen 
Jahres. Die Mapuce-Pewence leben von 
den Fruchten des Pewen-Baumes, einer 
Araucarienart. Die Schoten, deren Ge-

Die Mapuche-Indianer 
in Chile reorganisieren sich

Diskussion um Zukunftsperspektiven der südchilenischen Indianer

schmack an Maronen erinnert, bilden 
aber nicht nur die Nahrungsgrundlage 
der Pewence, sie sind gleichzeitig von 
großer mystischer und religiöser Bedeu­
tung für die Menschen dort. Das Holz 
dieser über 50 Meter hohen Baumriesen 
erzielt auf dem Weltmarkt aufgrund sei­
ner Härte Höchstpreise.

Nachdem die Forstgesellschaft Socie- 
dad Galletue unter betrügerischen Mit­
teln das Land erworben hatte und Klagen 
der Mapuce sowohl vor dem Appella­
tionsgericht in Temuco wie vor dem aus­
schließlich mit pinochethörigen Rich­
tern besetzten Obersten Gerichtshof in 
Santiago abgewiesen wurden, entschlos­
sen sich die Mitglieder der betroffenen 
400 Mapuce-Familien zu einer Blocka­
deaktion der Zufahrtswege zum Tal von 
Quinquen, um die Abholzung der Arau- 
carienwälder zu verhindern. Diese Ak­
tion erregte landesweit Aufmerksam­
keit, die Zeitungen informierten täglich 
über die Besetzung und ihre Auswirkun­
gen, wodurch auch die Regierung Ayl- 
win unter Druck gesetzt wurde. Am 4. 
November trat eine von der Sociedad 
Galletue geforderte (und von den Rich­
tern natürlich gebilligte) Verfügung in 
Kraft, die die Mapuce zur Räumung der 
Zufahrtswege aufforderte. Bisher wurde 
noch nicht geräumt, da die Regierung 
gesagt hatte, daß sie nach einer Lösung 
suchen möchte. Einen offenen Konflikt 
mit den Mapuce kann sich die Regierung 
derzeit nicht leisten, obwohl die Mapuce 
der Regierung ziemlich egal sind. Die 
Regierung hat am 14. November ange­
boten, die 7000 ha Land im Tal von 
Quinquen den Mapuce von der Sociedad 
Galletue für umgerechnet 5 Mio. US- 
Dollar zurückzukaufen. Damit, so dach­
te die Regierung, kann sie offene Zu­
sammenstöße verhindern. Die Mapuce 
und die mit ihnen solidarischen Organi­
sationen weisen diesen Vorschlag aller­
dings energisch zurück, da sie den 
Standpunkt vertreten, daß weder ver­
kauft noch gekauft werden kann, was ih­
nen seit Urzeiten gehört. Die verschie­
denen Mapuce-Organisationen haben 
sich zusammengesetzt und einen ge­
meinsamen Aktionsplan entworfen mit 
dem Ziel, die Räumung unter allen Um­
ständen zu verhindern. Während des 
Dezembers ist die Aktion unterbrochen 
worden, da alle Kräfte für die Ernte ge­
braucht wurden. Wie der Kampf aktuell 
weitergeht, war bisher nicht zu erfah­
ren; er steht jedoch klar in der Strategie 
der Verteidigung und Rückeroberung 
der Erde und ist eine erste Auseinander­
setzung an dieser Frage zwischen den 
Mapuce und der Regierung Aylwin.

Autonomiebewegung 
formiert sich

Mit dem Ziel, die Autonomie der Mapu­
ce voranzubringen, haben sich verschie­
dene Mapuce-Organisationen reorgani­
siert. Trotz einigen politischen und welt­
anschaulich unterschiedlichen Positio­
nen sind sie der Ansicht, daß die Zukunft 
und die Stärke der Mapuce von ihrer 
Einheit abhängt. Das Nebeneinander­
existieren verschiedener Positionen und 
gemeinsame Aktionsformen sind für die 
um Autonomie bestrebten Mapuce keine 
Widersprüche. Bereits 1983 haben die 
Mapuce-Communidades beschlossen, 
für die Rückeroberung ihres Landes, für 
die Autonomie und Selbstbestimmung 
zu kämpfen. Dieses historische Projekt 
der Zurückeroberung ihres Landes mit 
all seinen natürlichen Reichtümern soll 
Schritt für Schritt umgesetzt werden.

Der Kampf für das Gemeinschaftsland 
führte zu wiederholten Auseinanderset­
zungen mit dem chilenischen Staat. Die 
Gemeinschaften wurden unzählige Male 
brutal vom Repressionsapparat durch­
sucht und viele Mapuce ins Gefängnis 
deportiert. Bis April 1989 wurde das 
Projekt für die Autonomie und die Zu­
rückeroberung des Landes überwiegend 
durch die Organisation AD MAPU or­
ganisiert. Die Führung der AD MAPU 
bestand aus Mapuce, die der PC (Kom­
munistischen Partei) und dem MIR (Re­
volutionäre Linke Bewegung) der Ver­
einigten Linken angehörten. Diese Par­
teien beschlossen im Mai, sich dem 
,,Demokratisierungs-Prozeß“ in Chile 
anzuschließen und an den Wahlen teilzu­
nehmen. Der Widerstand der Mapuce 
spaltete sich in diejenigen, die den parla­
mentarisch-demokratischen Weg gehen

wollen und jene, die den Autonomiepro­
zeß fortführen wollen.

Die Widerstandsbewegung für eine 
Autonomie hat ihre Basis vorwiegend in 
den Gemeinschaften auf dem Land. Die 
parlamentarische Linie stützt sich auf 
die staatlichen Organisationen. Die chi­
lenische Linke hat in Bezug auf die Ma­
puce kein Konzept oder gar ein strategi­
sches Projekt entwickelt, noch hat sie 
sich dem Kampf für die Autonomie und 
Selbstbestimmung angeschlossen. Viel­
mehr sind die Mapuce nur Mittel für ihre 
Parteipolitik.

Im September 1989 wurde die Natio­
nale Kommission der Mapuce-Gemein- 
schaften „500 Jahre Autonomie und 
Identität“ gegründet, die in den Gemein­
schaften von Malleco-Cautin und Valdi­
via verwurzelt ist. Aber auch in den 
Städten gibt es einen Prozeß der Hin­
wendung von Mapuce-Intellektuellen 
zur Autonomiebewegung.

CEPI, CONADI und 
das neue „Indianergesetz“

Nach dem Ende der Pinochet-Diktatur 
wurde Anfang 1990 von der „Regie­
rung“ Patricio AyIwins eine Kommis­
sion eingesetzt mit dem Namen „Comi- 
sion Especial para los Pueblos Indigenas 
CEPI“ (spezielle Kommission für die 
indianischen Völker). Die CEPI, eine 
staatliche Organisation, setzt sich aus 
Vertretern staatlicher Organisationen 
und Mapuce und anderer indianischer 
Völker Chiles zusammen. Hauptaufga­
be der CEPI ist derzeit, ein neues „Ley 
Indigena“, ein Indianer-Gesetz zu ent­
werfen. (Die vorläufige, ca. 50-seitige 
Fassung liegt uns seit kurzem vor und 
wird derzeit ins Deutsche übersetzt.) 
Dieses Gesetz soll zur Schwächung der 
Autonomiebewegung beitragen, indem 
es auf der einen Seite „Spezifität und 
Autonomie“ der indianischen Völker 
anerkennt und die Völker auffordert, am 
Gesetzesentwurf gar mitzuarbeiten, auf 
der anderen Seite jedoch die Durchset­
zung der Rechte von der jeweiligen Zu­
stimmung durch die Regierungsorgani­
sation CONADI („Nationale Körper­
schaft der Indianer-Entwicklung“) ab­
hängig macht. CONADI ist für die „Ko­
ordinierung“ zwischen Staat und Indi­
genas zuständig, soll die ökonomische, 
soziale und kulturelle Entwicklung in­
tensivieren und die historisch-kulturelle 
Identität verstärken. Hier wie an anderer 
Stelle im Gesetzentwurf läßt sich deut­
lich erkennen, daß die Selbstorganisie­

rung und das autonome Vertreten der 
Forderungen verhindert werden sollen. 
Denn wer die neben den Vertretern der 
drei Staatsgewalten im „Rat“ (Consejo) 
von CONADI wirkenden indianischen 
Vertreterinnen wählt oder bestimmt, ist 
im „Entwurf1 mal wieder nicht vorge­
schlagen. Es ist im Gegenteil strikt fest­
gelegt, daß die indianischen Völker zu 
den festgelegten Rechten nur durch die 
Regierungskomission kommen können.

Zu diesen Rechten gehört die Rückga­
be von Land, auf das sie durch histori­
sche Titel oder durch die spanische Kro­
ne oder chilenische Regierung unter­
schriebene Verträge Anspruch haben. 
Dies dürfte nach unserer Einschätzung 
jedoch der geringste Teil der den Völ­
kern geraubten Erde sein; es ist wohl so­
gar der Widerspruch vorgesehen, daß 
viele Gemeinschaften auf Land leben, 
das sie demnach nicht bewohnen dürfen. 
Um spektakulären Aktionen vorzubeu­
gen und der Realität Rechnung zu tra­
gen, ist der Spezial fall der „Territorien 
indianischer Entwicklung“ geschaffen 
worden, die beliebig von CONADI und 
dem Nationalen Planungsministerium 
benannt und aufgelöst werden können. 
Diese Territorien sind „demografische, 
ökologische, soziale und kulturelle 
,Räume4 für die Entwicklung und Exi­
stenz der indigenen Völker“ (Zitat Ge­
setzentwurf), „berühren jedoch nicht 
die Eigentumsrechte dieser Gebiete“. 
(!!) Es wird also eine Aufspaltung der 
Erde betrieben, die die politische Forde­
rung der Rückgabe der geraubten Erde 
nicht berücksichtigen will.

Um die Durchsetzung dieser autono- 
mistischen, radikalen Politik zu behin­
dern, wird gar festgelegt, wer im Rah­
men des Gesetzes sich beteiligen, ein- 
flußnehmen und mitbestimmen „darf*: 
nur die durch selbiges anerkannten Or­
ganisationen und Gruppierungen, mit 
ebendort festgelegten vorgeschriebenen 
Inhalten und Zielen.

Die CEPI als vorgeschobene Komis- 
sion, die die Aufgabe hat, dieses Gesetz 
den Völkern gegenüber durchzusetzen, 
versucht ihrerseits aktiv, diesen Sach­
verhalt zu vertuschen und will sich als 
legitime Vertretung der Mapuce und an­
derer indianischer Völker in Chile dar­
stellen, indem sie die indianischen Orga­
nisationen auffordert, sich in der CEPI 
zu vereinigen, also in einer staatlichen 
Organisation. Auch, um diesen Vor­
schlägen ein politisches Gegengewicht 
bieten zu können, haben sich die Mapu­

Zwei alte Mapuche-Indianer

ce der nach Autonomie strebenden Or­
ganisationen wie z.B. Aukin Wall Mapu 
Ngulam, Meli Witran Mapu, Mapu Me­
tropolitana, Teile der alten AD MAPU 
u.a. wieder zusammengesetzt, um ge­
meinsam die Zukunftsperspektiven der 
Mapuce zu diskutieren. Sie haben klar 
und eindeutig festgehalten, daß sie nur 
auf die Kraft ihres eigenen Widerstandes 
bauen können. Über den Charakter von 
Gesetzen sagen sie: „Ein Gesetz ist nur 
dann wahrhaftig, wenn es die fundamen­
talen Rechte anerkennt.“

Zukunftsaussichten
Die Mapuce haben die Überzeugung, 
daß unter der „Regierung“ Aylwins, die 
keineswegs neutral den Mapuce gegen­
übersteht und sich nicht für die Belange 
der Mapuce einsetzen will, geschweige 
denn souverän agieren kann, sich die 
Lage der Mapuce nicht verbessern kann. 
Das Regime, das sich jetzt demokratisch 
nennt, besteht aus 48 Senatoren, von de­
nen 38 nur gewählt wurden, 9 bestimmte 
der alte Diktator Pinochet und einen Sitz 
hat er selbst als Ex-Präsident. In Krisen­
zeiten hat er auch automatisch als Ober­
ster Heeresführer, der er selbst weiter­
hin ist, einen Sitz im Nationalen Sicher­
heitsrat, dem höchsten staatlichen Or­
gan, wenn wieder einmal der Ausnah­
mezustand ausgerufen wird. Es ist also 
so gut wie unmöglich, von Pinochet ge­
machte Verfassungsänderungen an ihm 
vorbei rückgängig zu machen. Dazu ge­
hört z.B., daß die Richter des Obersten 
Gerichtshofs auf Lebenszeit bestimmt 
werden. Pinochet hat diese Verfassungs­
änderung beschlossen und den Obersten 
Gerichtshof mit absolut linientreuen, 
jungen Richtern besetzt. Mit der „Re­
gierung“ Patricio Aylwins kam es im 
Land zu keinen realen Machtwechseln. 
Die Allianz aus Großgrundbesitzern, 
Militärs und multinationalen Unterneh­
mungen kann weiterhin ihre Interessen 
verfolgen, an der sozialen Lage der mei­
sten Chilenen und besonders der Mapu­
ce hat sich nichts zum Positiven gewen­
det. Derzeit leben 80 % der 1,2 Millio­
nen Mapuce unter dem Existenzmini­
mum. Die politischen Rahmenbedin­
gungen für den Kampf um Autonomie 
und Selbstbestimmung sind also genau 
so schlecht wie vor der sogenannten 
„Demokratie“. Deshalb ist für die Ma­
puce ein gemeinsamer Kampf notwendi­
ger denn je, um den Abbau ihrer Rechte 
zu verhindern und Autonomie und 
Selbstbestimmung zu erreichen.

Wer diesen Kampf von hier aus unter­
stützen möchte und/oder weiteres Info­
material haben möchte, wende sich bitte 
an das neu gegründete Mapuce-Infonna- 
tionszentrum Freiburg e.V., Habsbur­
gerstr. 9, 7800 Freiburg, Tel.
0761 !5 6125. Spenden (abzugsfähig) 
bitte auf Kto. 2769000, Volksbank Frei­
bürg., BLZ 68090000.
— (a + jo)
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Räumungsurteil gegen die Hafenstraße
Für die Hamburger Standortpolitik ist die Hafenstraße ein Hindernis. Aber die Räumung ist politisch noch nicht durchgesetzt

Hamburg. Ausgerechnet in einer Zeit, 
in der sich die Wohnungsnot beinahe 
täglich zuspitzt; in der allein in Ham­
burg ca. 50000 Menschen wohnungslos 
sind und etliche tausend Nacht für Nacht 
in Zelten, U-Bahn-Schächten oder Kauf­
haus-Eingangstüren ihr Nachtlager auf­
schlagen; in der unzählige Jugendliche 
bei den Eltern bleiben müssen, weil sie 
sich eine eigene Wohnung nicht leisten 
können — ausgerechnet in einer solchen 
Zeit soll die Hafenstraße geräumt, sollen 
weit über 100 Menschen, die dort leben, 
auf die Straße gesetzt werden.

Ende Dezember hatte der Erste Bür­
germeister, Voscherau (SPD), angekün­
digt, er wolle auf keinen Fall mit der Ha­
fenstraße in die nächste Legislaturperio­
de gehen. Das bedeutete: Drohung mit 
Räumung bis Juni 1991. Jetzt, am 7.1., 
bestätigte das Landgericht Hamburg die 
fristlose Kündigung des Pachtvertrages 
mit dem Verein Hafenstraße. Damit hat 
das Gericht die Häuser zur Räumung 
freigegeben. Unmittelbar nach dem Ur­
teil kündigte die Eigentümerin der Häu­
ser, die städtische Hafenrand GmbH, 
an, sie werde die geforderte Sicherheits­
leistung von 82500 DM hinterlegen und 
damit sicherstellen, daß das Urteil voll­
streckt werden kann. Der Verein Hafen­
straße legte Berufung ein. Voscherau 
hatte schon vorher angekündigt, die Be­
rufung nicht abwarten zu wollen. Abriß­
genehmigungen existieren, teils seit län­
gerem, teils seit Dezember 1990.

Geht es nach denen, die in Hamburg 
das Sagen haben, soll die Räumung 
schnell erfolgen. Für eine Standortpoli­
tik, die Hamburg zum Dreh- und Angel­
punkt der Ostexpansion ausbauen will, 
die die Stadt nach den Interessen der 
hanseatischen Bourgeois und einer zah­
lungskräftigen, von der Ostexpansion 
profitierenden akademischen Mittel­
klasse umzustrukturicren bemüht ist, die 
billige Wohnungen zugunsten luxuriö­
ser Eigentumswohnungen wegsaniert, 
Stadttcileinrichtungen zugunsten hoch­
trabender Großprojekte vernichtet, die 
die armen Leute Schritt für Schritt aus 
der Stadt vertreibt, ist die Hafenstraße 
ein Schandfleck, der weg muß, heute 
dringlicher denn je.

oben: Häuser der Hafenstraße; unten: Polizeieinsatz

Obwohl 1987 nach mehrjährigen Aus­
einandersetzungen Mietverträge er­
kämpft wurden, haben sich die Bewoh­
ner der Hafenstraßenhäuser seither stän­
diger Provokationen und zahlreicher 
Versuche zu erwehren, die Räumung 
durchzusetzen. Die Mietverträge selbst 
enthielten die Ansatzpunkte für staatli­
chen Räumungsdruck: Enthalten sie 
doch die sittenwidrige Festlegung, daß 
das Verhalten einzelner Bewohner als 
Grund für die Kündigung aller genom­
men werden kann. Ein Jahr nach Ab­
schluß der Mietverträge hatte der Senat 
bereits rund ein halbes Dutzend Kündi­
gungen wegen angeblicher oder wirkli­
cher „Zwischenfalle“ ausgesprochen, 
ohne damit jedoch vor Gericht durchzu­
kommen. Seither wurden die Bewohner 
mit einer Unzahl von Kündigungs-, 
Abmahnungs- und Zivilprozessen über­
zogen. Auch das jetzige Urteil beruht 
auf der Kollektivhaftungsregelung des 
Mietvertrags: Die Pachtverträge wur­
den gekündigt, weil 1989 aus einem 
Haus eine Leuchtkugel auf Pölizeibeam- 
te abgefeuert worden sein soll und weil 
der Mantel eines Mannes, der zu provo­
zieren versucht hatte, mit Farbbeuteln 
beworfen worden sein soll.

Neben Kündigungsprozessen ver­
suchte der Senat die ganzen Jahre noch 
auf einer anderen Linie, eine Räumung 
zu erreichen. Der Initiativkreis für den 
Erhalt der Hafenstraße, ein Personen­
kreis, der ein breites politisches Spek­
trum repräsentiert, schrieb dazu am 
7.12.90 in einer Erklärung: „Ständig 
müssen die Bewohnerinnen auf der Hut 
sein, sich nicht durch Unverschämthei­
ten von Behörden und Polizei provozie­
ren zu lassen. Bei ihren Provokationen 
spekulieren sie auf Gegenwehr durch die 
Bewohnerinnen, um dann nach SOG 
(Sicherheits- und Ordnungsgesetz — 
Verf.) räumen zu können.“ Im Mai 
1989 z.B. sperrten 2800 Polizisten, mit 
Wasserwerfern und Räumpanzern und 
allerlei anderem Kampfgerät hochgerü­
stet, zehn Stunden lang St. Pauli Süd, 
um Bauwagen, die auf dem freien Gelän­
de neben den Häusern standen, abzu­
transportieren. Während des Einsatzes 
wurden noch Durchsuchungsbefehle für 

zwei Häuser nachgeschoben. „Der ge­
samte Einsatz war darauf angelegt, Re­
aktionen aus den Häusern hervorzuru­
fen, die eine Räumung und Festnahme 
der Bewohnerinnen nach dem Sicher­
heits- und Ordnungsgesetz (SOG) er­
laubt hätte“, schrieb damals der Initia­
tivkreis, seine Bewertung der Polizeiak­
tion wurde kurz darauf durch Indiskre­
tionen aus Polizeikreisen bestätigt.

Und schließlich versuchte auch die 
Bundesanwaltschaft, die sich mehrfach 
für die Räumung der Hafenstraße stark 
gemacht hatte, mittels des § 129a den 
Weg zum Ziel freizumachen. Der Initia­
tivkreis warnte in seiner Erklärung von 
7.12.90: „... werden über das Kon­
strukt, die RAF wohne in der Hafenstra­
ße und agiere von dort aus, mindestens 
elf Bewohnerinnen mit Festnahmen und 
Verfahren nach § 129a bedroht. Das 
bedeutet nicht nur die Bedrohung mit 
Räumung der Häuser, sondern zusätz­
lich die direkte Bedrohung der Bewoh­

„Die einzige vernünftige Lösung ist: 
uns die Häuser!“

Hafenstraße, den 4. 1. 1991
Nach allem, was bisher gekommen ist, 
müssen wir davon ausgehen, daß am 
Montag, den 7.1.91, im Prozeß gegen 
uns das Räumungsurteil gesprochen 
wird und in unmittelbarer Zukunft ge­
waltsam vollstreckt werden soll.

Da ist zunächst Voscheraus Silvester­
versprechen, daß er uns bis zum 2. Juni 
geräumt haben will, nachdem er kurz 
zuvor den Wahltermin verschoben hat 
und im Oktober letzten Jahres eine zwei­
te Instanz im Hafenstraßenprozeß abzu­
warten als Verschleppung des Rechts­
staates bezeichnet hat.

Gestern wurde uns bekannt, daß es 
neben der Abrißgenehmigung für den 
6er-Block, die turnusgemäß jedes Jahr 
erneuert wird, jetzt eine neue Abrißge­
nehmigung für den Mittelblock gibt. 
Nach unseren bisherigen Informationen 
beruft sich diese neue Abrißgenehmi­
gung auf einen mindestens zehn Jahre al­
ten Bebauungsplan, der damals in der 
Bürgerschaft abgesegnet wurde und 
längst überholte Neubaupläne von Tchi­
bo und Gruner&Jahr auf unserem 
Grundstück vorsah.

Verdichtet wird das Bild dadurch, daß 
das ganze an der FDP vorbei geplant 
wird, um Widersprüche nicht vorher of­
fen werden zu lassen. Es sollen Fakten 
geschaffen werden; mit den Widersprü­
chen — nicht nur bei der FDP — glaubt 
die SPD dann hinterher besser fertig zu 
werden.

Gleichzeitig zu den Vorbereitungen 
des Senats und seiner Behörden zur ge­
waltsamen Räumung unserer Häuser 
baut die BAW (Bundesanwaltschaft) die 
„RAF-in-der-Hafenstraße“-Schiene 
weiter aus, indem sie in Stuttgart, Mün­
ster und Hamburg Razzien bei 53 Perso­
nen durchführten. Begründet werden sie 
mit den „angeblichen Funden“ bei uns. 
Hinterher gab der Vorsitzende der In­
nenministerkonferenz Schlee dem gan­
zen die politische Vorgabe, man wolle 
„mit neuen präventiven Ansätzen in der 
Terrorismusbekämpfung . . . vor allem 
das terroristische Umfeld stärker einbe­
ziehen“.

„Das Ende der Bescheidenheit“
Forderungen des Initiativkreises für 
den Erhalt der Hafenstraße
Im Jahr 1987, mit dem Bau der Barrika­
den und der Mobilisierung von vielen 
Menschen, die bereit waren, die Barri­
kaden zu verteidigen und sonst ihr mög­
lichstes zu tun, scheiterte der dritte und 
bisher massivste Versuch, die Hafen­
straße zu räumen. Trotzdem reichten die 
entwickelten Kräfte nur zu einem Ver­
trag aus, der in sich schon die Anknüp­
fungspunkte für die nächsten Räu­
mungsversuche bot. Der 1987 geschlos­
sene Pachtvertrag über die Häuser in der 
Hafenstraße sollte von Seiten des Ham­
burger Senats die Illusion verbreiten hel­
fen, jetzt liege alles weitere am „Wohl- 
verhalten“ der Bewohnerinnen.

Aber ein politischer Widerspruch läßt 
sich nicht vertuschen und „beruhigen“. 
Die Hafenstraße ist ein (einer von vie­
len) gegen das herrschende Gesell 
schaftssystem lebender Zusammen­
hang. Hier wird versucht, Probleme so 
anzugehen, daß Wege ohne Ausgren­
zungen und Bestrafungen möglich wer­

nerinnen mit langjähriger Einkerkerung 
unter den Bedingungen der Isolations­
haft. Seit sich bei der Razzia im Mai ’90 
Bundesanwaltschaft (BAW) und Bun­
deskriminalamt (BKA) konkret mit in 
die Vorgehensweisen gegen die Hafen­
straßenbewohnerinnen einschalteten, ist 
diese Bedrohung sehr ernst zu nehmen.“ 
Im Mai 1990 hatten 3000 Beamte des 
Bundesgrenzschutzes und der Polizei 13 
Wohnungen in der Hafenstraße durch­
sucht auf der Suche nach angeblichen 
RAF-Mitgliedern. Monate später, im 
September 1990, wartete der „Stern“ 
mit der Geschichte auf, die Polizei habe 
bei ihrem Großeinsatz Pläne für An­
schläge der RAF und ähnliches gefun­
den.

Wird die Räumung der Hafenstraße — 
und übrigens einer Reihe anderer Häu­
ser, die ebenfalls gewaltsam geräumt 
werden sollen — verhindert werden kön­
nen? Die juristischen Möglichkeiten der 
Gegenwehr sollen voll ausgeschöpft

Dazu kommt, daß der Polizei-Hub­
schrauber seit gestern nicht mehr nur die 
Häuser überfliegt wie sonst täglich, son­
dern mehrfach am Tag direkt drüber ste­
henbleibt und mit der Kamera Aufnah­
men macht — was nach unseren Erfah­
rungen ein Zeichen von direkter Einsatz­
vorbereitung ist.

Voscheraus und Hackmanns Be­
schwörung des Rechtsstaates soll die 
Ungeheuerlichkeit dieses Vorgehens 
verschleiern.

Wir wollen an dieser Stelle nochmal 
darauf hinweisen, worum es denn 
eigentlich bei dem Kündigungsprozeß 
ging: Farbbeutel auf UDL, die Bauwa­
genräumung — immerhin auch ein ille­
galer Versuch der herrschenden Clique, 
uns zu räumen —, ein beschmierter 
Mantel eines Typs, der hier provoziert 
hat, und Leuchtkugeln gegen einen Poli- 
zeiübcrfall auf unsere Kneipe „Onkel 
Otto“. Alles auf gebaut auf Polizeizeu­
gen, die natürlich immer gesehen haben 
müssen, daß alles aus den Häusern lief 
— einer Polizei, die zum Teil offen ge­
gen den damaligen Vertragsabschluß 
putschte. Erwiesenermaßen erlogene 
Geschichten. Unsere Zeugen werden 
wegen „Verspätungen“ nicht gehört. 
Das läuft auf Grundlage eines Vertra­
ges, der Strafrecht und Mietrecht mit­
einander verknüpft und eine Kollektiv- 
Bestrafung einführt, also für uns als 
Menschen, die ihr Leben nach anderen 
als den staatlich verordneten Kriterien 
bestimmen, Ausnahmerecht wie bei 
§ 129a.

Sie haben kein Recht und erst recht 
keine Legitimation, unser Leben hierzu 
zerstören. Sie haben nur den Gewaltap­
parat dazu. Da bleibt dann allerdings 
von „Rechtsstaat“ nur noch Staat übrig, 
wird eine Dynamik bestimmend, in der 
die Gewalt, der Krieg die Politik ersetzt. 
In einer Gesellschaft, die auf unten und 
oben beruht, gibt es notwendigerweise 
Widersprüche, müssen Bedürfnisse arti­
kuliert und umgesetzt werden können, in 
denen Menschen ihren Lebensraum 
ihren Interessen entsprechend verän­
dern, das, was sie brauchen, realisieren 

den. Diese Wege stehen im Widerspruch 
zu den in allen gesellschaftlichen Berei­
chen dominierenden Profitinteressen 
und müssen dagegen durchgesetzt wer­
den. Insofern ist die Vorstellung, daß die 
Hafenstraße und wir (ihre Unterstütze­
rinnen und Freundinnen) uns integriert, 
ruhig und widerspruchslos verhalten, 
absurd. Es gibt uns als Opposition, und 
wir beanspruchen unseren Platz.

Hafenstraßc ist keine Insel. Die Men­
schen aus der Hafenstraße sind inzwi­
schen aus dem Leben und den Kämpfen 
in St. Pauli nicht mehr wegzudenken. Im 
Gegenteil: Wir fordern für die Men­
schen in der Hafenstraße und die Nach­
barinnen bessere Lebensbedingungen:
— Vertragliche Übereignung aller Häu­
ser auf den „Verein Hafenstraße“ Das 
heißt, daß die ..Hafenrand GmbH“ auf­
gelöst '* ird. Sie wurde lediglich gegrün­
det tr . n Abriß der Häuser durchzu­
führen und abzuwickeln. Ihr Stamm- 
und Gesellschaftskapital soll auf den 
Verein übertragen werden.
— Freigabe der ursprünglich von Senat 

werden. Am Abend der Urteilsverkün­
dung versammelten sich über 2000 zu 
einer Protestdemonstration. Entschei­
dend wird zukünftig sein, ob erneut ein 
so großes politisches Bündnis zustande 
kommt wie schon einmal 1987. als die 
Hafenstraße akut von Räumung bedroht 
war. Dafür ist wichtig, ob und wie die 
Bewegung für den Erhalt der Hafenstra­
ße den Kampf um die öffentliche Mei­
nung aufnimmt. Ohne Kritik der Stand­
ortpolitik und ohne sich einzureihen in 
die zahlreichen, aber zersplitterten 
Kämpfe gegen die Standortpolitik wird 
es sehr schwer.

Wir veröffentlichen im folgenden eine 
Presseerklärung der Hafenstraßen-Be- 
wohner, die kurz vor dem dem Räu­
mungsurteil abgegeben wurde, und For­
derungen des Initiativkreises, die im 
Dezember als Zeitungsanzeigen veröf­
fentlicht werden sollten und u.a. in den 
„Lokalberichten Hamburg“ abgedruckt 
waren. — (scc)

können. Für uns sind das die Häuser 
hier. Für andere Kindergartenplätze, ein 
Dach über dem Kopf, erschwingbare 
Mieten usw. Wir wollen unsere Bedürf­
nisse nicht gegen andere Menschen 
durchsetzen, sondern eine menschliche 
Auseinandersetzung, wo wir uns gegen­
seitig ernst nehmen. Daß das nicht nur 
geht, sondern richtig gut ist, weil darin 
neue Möglichkeiten von Zusammenle­
ben entstehen, ist unsere Erfahrung. Wir 
sind Teil von dem Prozeß, gesellschaft­
liche Perspektiven ohne Ausgrenzung 
und Bestrafung zu entwickeln. Unsere 
vielbeschworene „Gewalt“ war immer 
unsere letzte Möglichkeit, wo Reden 
nicht mehr ging, uns hier zu halten.

Dagegen setzen der Bürgermeister 
und andere herrschende Kräfte in dieser 
Stadt auf ihren Gewaltapparat.

Worauf soll diese Entwicklung hin­
auslaufen?

Auf neue Lager für sozial nicht Ange­
paßte, mehr Drogentote und Selbstmor­
de aus Verzweiflung? Auf Polizeibela­
gerung ganzer Viertel, noch mehr Kon 
trolle durch Verfassungsschutz und an­
dere „Dienste“, noch mehr Knäste. 
Sondergesetze und Isolationsfolter ge­
gen die Gefangenen?

Es gibt uns, Hafenstraßc. jetzt seit 
bald zehn Jahren. Gerade daß '87 der 
damalige Bürgermeister die Tatsache, 
daß es uns gibt, akzeptieren mußte und 
somit zum erstenmal eine Gruppe wie 
wir „anerkannt“ wurde, soll ausradiert 
werden. ..Freiräume“ soll cs nur in dem 
Maße geben dürfen, wie sie die Herr­
schenden und die herrschende Politik 
nicht stören. Insofern würde die gewalt­
same Räumung eine Grenze bedeuten 
für jede gesellschaftliche Perspektive 
weit über uns hinaus. Sie wäre die Wei­
chenstellung für eine Entwicklung, in 
der gesellschaftliche Widersprüche mili­
tärisch niedergewalzt werden. Vosche 
rau, Hackmann, Lochte und Konsorten 
sind auf dem Weg dazu.

Wir gehen davon aus. daß es in allen 
gesellschaftlichen Bereichen dieser 
Stadt Menschen gibt, die eine solche 
Entwicklung nicht wollen, für die 
menschliches Leben nicht nichts ist und 
Politik durch Krieg zu ersetzen keine 
Perspektive. Die einzige vernünftige 
Lösung ist: uns die Häuser.

und Bürgerschaft * zugesagten Same 
rungsgelder in Höhe von noch ausste 
henden 3,5 Mio. DM. Bisher wurden 
schon zahlreiche Reparaturen und In­
standsetzungen von den Bewohnerinnen 
in Eigenleistung durchgeführt
— Änderung des z.Zt. gültigen Beb^u 
ungsplanes St. Pauli 35. der Gewerbe 
und Geschäftshäuser anstelle der Hafen 
straßen-Häuser vorsieht (sog. Ge 
schäfts- und Flaniermeile. ..Perlenkel 
te“).
— Sperrung der Bernhard-Noch!-Str. 
zwischen Antonistr. und Davidstr. für 
den Durchgangsverkehr zur Verkehrs­
beruhigung sowie Sperrung der Silber 
sackstr. ab Reeperbahn für den Durch­
gangsverkehr.
— Tempo 30 km/h auf der HafenrandsiT 
zur Verkehrsberuhigung als Übergangs­
lösung. Grundsätzlich muß das Geb*’ 
zur freien Verfügung aller, inkl des Zu­
gangs zur Elbe, stehen.
— Freigabe des Grundstückes nebef 
dem Haus Hafenstraße Nr. 106 zur Ge­
staltung als Spielplatz und als genehnäf- 
ter Bauwagenplatz.
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Bleiberecht für alle Roma!
Kirchenbesetzung ohne akzeptables Ergebnis beendet

Tübingen. Drei Wochen lang — seit 
dem 24. Dezember — haben etwa 200 
unmittelbar von Abschiebung bedrohte 
Roma die Tübinger Stiftskirche besetzt. 
In Tübingen Reutlingen bildete sich ein 
l’nterstützerlnnenkreis, aus der Bevöl­
kerung kamen Geld- und Sachspenden. 
Die Landesregierung hat von Anfang an 
erklärt. sie sei nicht bereit zu einer ..ge­
nerellen asylunabhängigen Nicht-Ab- 
schieberegelung**. Die Kirchenleitung 
wollte dann eine Räumung bis zum 3.1., 
unter dem ..Druck einer Kirchenbeset­
zung’* könne sie nicht handeln.

Am selben Tag beteiligten sich min­
destens 700 Leute an einer Kundgebung 
tur die Durchsetzung der Forderungen 
und unterstützten, daß die Roma in der 
Kirche bleiben müssen, bis die drohen­
den Abschiebungen ausgesetzt werden 
und die Landesregierung über ein Biei­
berecht verhandelt.

Auf der Kundgebung redeten ein 
Sprecher der Roma sowie Vertreterin­
nen und Vertreter von Cedri, Immi­

grantinnen Reutlingcn/Tübingen. Grü­
ne, Hausbesetzerinnen Karlsruhe.........
Unsere Unterstützung der Aktion der 
Roma ist Teil unseres Widerstandes ge­
gen die praktizierte Ausländerlnnen- 
und Asylpolitik und gegen jene, die für 
Krieg, Verfolgung und Hunger in den 
Landern der sog. .3. Welt* verantwort­
lich sind. Die Aktion der Roma macht 
öffentlich, wie tagtäglich deutsche Be­
hörden rassistische Politik vollstrecken. 
Auch wird klar, daß es notwendig und 
möglich ist, sich dieser rassistischen 
Politik aktiv zu widersetzen. Wir solida­
risieren uns mit den Forderungen der 
Roma nach Abschiebestopp und Bleibe - 
recht. Wir müssen den politischen 
Druck auf das Innenministerium in Ba­

Die Roma rufen nach Beendigung der Besetzung zu weiterer Unterstützung für ihre 
Forderungen auf.

den-Württemberg und die für die herr­
schende Asyl- und Ausländerinnenpoli­
tik verantwortlichen Stellen verstärken 

. . Wir rufen zur Solidarität auf und 
fordern mit den Roma: Sofortiger Ab­
schiebestopp! Garantiertes Bleiberecht! 
Anerkennung ihrer Fluchtgründe’ An­
erkennung der frauenspezifischen Ver­
folgung! Nachforschungen über das 
Verschwinden abgeschobener Roma!“ 
(aus dem Aufruf)

Am 12. Januar führten etwa 80 Leute 
in Stuttgart eine Unterstützungsaktion 
vor dem Innenministerium und der Aus­
länderbehörde durch.

Inzwischen ist in Gesprächen zwi­
schen den Roma und ihren Anwälten mit 
dem Innenministerium und Regierungs­
präsidium zugesagt worden, daß bereits 
im A b sch iebever fahren befindliche
Roma innerhalb der sehr knappen Frist 
von acht Tagen erneute Anträge stellen 
können. Die Besetzung mußte zum 13. 
Januar beendet werden; bis zum Mitt­
woch, 16. Januar, können die Roma un­
ter dem Schutz der Kirche in der Stifts­
kirche bleiben, um die Anträge zu ver­
fassen. Die Roma haben erklärt, daß sie 
sich auf diese Bedingungen einlassen 
mußten, um unter dem wachsenden 
Druck einer Räumung wenigstens für 
die unmittelbar von Abschiebung be­
drohten Leute einen Aufschub zu errei­
chen. Dieses bisherige Ergebnis sei aber 
in keiner Weise ausreichend. Die Roma 
wollen ein weiteres Gespräch mit dem 
Innenministerium sowie dem Oberkir­
chenrat über ihre Forderung nach Blei­
berecht und Abschiebestopp und fordern 
den Oberkirchenrat auf, zur Prüfung der 
Einzelfälle und zu den Entscheidungen 
der Ausländerbehörden Stellung zu neh­
men. — (CVC)

40000 demonstrieren 
gegen drohenden Krieg 

Hamburg. Am 12.1. 1991 demonstrier­
ten in Hamburg mindestens 40000 Men­
schen unter dem Motto „Kein Blut für 
Öl — kein Krieg am Golf \ Aufgerufen 
hatten kirchliche Gruppen. Grüne, SPD- 
Gruppen, Landesjugendring, VVN, 
Volksfront, BWK, DKP, Arbeiterbund, 
Komitee gegen den imperialistischen 
Krieg u.a. In der letzten Woche riefen 
dann SPD und DGB ebenfalls zur De­
monstration auf. Einen gemeinsamen 
Aufruf zur Demonstration gab es nicht. 
Die Stoßrichtung war sehr uneinheit­
lich. Die Kritik an der Beteiligung der 
BRD und dem Einsatz der Bundeswehr 
im Golfkonflikt war in der Minderheit. 
Die SPD forderte die Bundesregierung 
auf, sich unter der Schwelle „militäri­
scher Gewaltanwendung“ für den „Auf­
bau einer tragfahigen Friedensordnung“ 
im Mittleren und Nahen Osten einzumi­
schen. — (Stg)

20000 gegen Krieg, Hussein und 
den Einsatz deutscher Truppen

München. Das Aktionsbündnis „Kein 
Krieg am Golf' und das Münchner Frie­
denbündnis konnten sich, zwar ohne 
gemeinsamen Aufruf, auf eine gemein­
same Durchführung der Demonstration 
einigen. Entsprechend dem von beiden 
Aufrufern vertretenen breiten Spektrum 
waren auch die Forderungen: von Ge­
betswachen über Mahnungen, die Exi­
stenz Israels anzuerkennen, bis hin zu 
Verweigerungsaufrufen, die von Solda­
ten einer Münchner Kaserne in Uniform 
vorgetragen wurden. Sprecher der Pa­
lästinenser und der Kurden forderten, 
ihren Freiheitskampf zu unterstützen. 
Die Vertreterin des HBV-Ortsvorstan- 
des stellte heraus, daß die BRD sich über 
die Türkei Einfluß im mittleren Osten 
verschaffen wolle. Sie überbrachte den 
Beschluß des Hauptvorstandes der IG 
Medien, im Falle eines Krieges zur Ver­
weigerung aufzurufen. Das Aktions­
bündnis lud zu einer Diskussion über die 
Rolle der BRD ein, auf der auch ein Ver­
treter der ERNK sprechen wird. — (ecg)

30000 demonstrierten — 
Unterstützung für Verweigerung 
Stuttgart. Aufgerufen hatte das Frie­
densnetz Baden-Württemberg, in dem 
u.a. zahlreiche christliche Friedens­
gruppen, Gewerkschaften, Grüne, Jusos 
und VVN mitarbeiten. Ein Sprecher des 
Friedensnetzes rief auf: „Verweigert 
jetzt aus Gewissensgründen!“ Die In­
itiative gegen den Golfkrieg enthüllte 
unter starkem Beifall ein Denkmal: 
„Stuttgarter Kriegstrümmer mahnen: 
Desertieren ist Friedenspflicht. Wir

wew wwd \iy\\ctsV\xVz.cv\ d\e Deser­
teure von heute“. Etliche Leute brachten 
auch beim anschließenden Schweige­
marsch die Ablehnung jeglicher Kriegs­
vorbereitungen und -handlungen mit Pa­
rolen zum Ausdruck. — (evc)

5000 demonstrierten 
gegen faschistischen Terror

Göttingen. In der Silvesternacht wurde 
in Rosdorf bei Göttingen ein 21jähriger 
Soldat von zwei FAP-Mitgliedern auf 
offener Straße durch über 10 Messersti­
che und schwere Schädelverletzungen 
getötet. Vörangegangen waren verbale 
Auseinandersetzungen über menschen­
verachtende Äußerungen und Lautstär­
ke einer Skinhead-Feier. Die Täter sind 
verhaftet. Sie sind beide 17 Jahre alt und 
gehören zu der FAP-Gruppe um Karl 
Polacek in Mackenrode bei Göttingen. 
Ein Haus dient dort als Stützpunkt für 
,,Wehrsportübungen“, Übernachtungs­
quartier usw. Seit 1986/87 drillt die 
FAP hier Jugendliche und schickt sie als 
gewalttätige Terrortrupps durch Südnie­
dersachsen. Nach einem bis anderthalb 
Jahren endet die Laufbahn dieser jungen 
Faschisten häufig auf der Flucht, im Ge­
fängnis oder sie sind tot. Die Polizei er­
möglicht diesen Terror, indem sie regel­
mäßig jeden gestellten Faschisten zum 
unpolitischen Einzeltäter erklärt, ob­
wohl sie das Anwesen in Mackenrode 
genau beobachtet und es besser weiß. 
5000 haben am 5. I. 91 dagegen in Göt­
tingen demonstriert, obwohl z.B. der 
DGB sich wiederum nicht zum Demon­
strationsaufruf entschließen konnte. Er­
neut versuchte die Polizei, auch diese 
Demonstration Spalier laufen zu lassen, 
konnte es aber diesmal politisch nicht 
durchsetzen. Die Forderung nach einem 
Verbot der FAP ist weitverbreitet, die 
Landesregierung wird eine Initiative im 
Bundesrat ergreifen. Es ist aber abseh­
bar, daß dies angesichts der Vielzahl fa­
schistischer Gruppen völlig unzurei­
chend ist, wie auch der Nachweis der 
Verfassungswidrigkeit der FAP wenig 
Anhaltspunkte für eine gesellschaftliche 
Ächtung des Faschismus bietet. — (kek)

F

Celle. Zur Eröhnung des Celler Kurdenprozesses am 8. V nahmen am 5. V 2500 a 
einer Protestdemonstration teil. Sie forderten „Einstellung aller politischen Verfahre! 
gegen Kurdinnen und Kurden, Freilassung aller in der BRD Inhaftierten 1 Bedinguns 
loser und sofortiger Abzug aller imperialistischen Truppen aus der Golfregion und 
Türkei/Kurdistan! Hoch die internationale Solidarität!“ — (kek; Bild: anr)

Rekrutenabtransport 
wurde behindert

Berlin. Der erste Transport von Bundes­
wehrrekruten aus Brandenburg und Ber­
lin sollte am 2. Januar vom Hauptbahn­
hof aus nach Hannover verfrachtet wer­
den. Zwanzig Kriegsdienstgegner hatten 
sich auf die Gleise gesetzt. Weitere 
dreißig verteilten auf dem Bahnsteig 
Flugblätter gegen die Zwangsdienste 
mit und ohne Waffen und riefen zur Ver­
weigerung aller Kriegsdienste auf. „Ich 
sterbe gern für billiges Öl“ stand auf ei­
nem Plakat mit einem lächelnden jungen 
Soldaten. Von den ca. 40000 Westberli­
ner Kriegsdienstflüchtigen war noch 
keiner im Zug. Zwar erhalten gezielt 
Leute, die kurz vor Vollendung des 32. 
Lebensjahres stehen, Einberufungsbe­
fehle. Die Betroffenen hatten aber Wi­
derspruch eingelegt. Mit halbstündiger 
Verspätung lief der Zug über ein anderes 
Gleis aus. — (chk)

Bush + Kohl, wir sagen No, 
wir sterben nicht für Texaco

Köln. Mit solchen und ähnlichen Faro 
len demonstrierten über 15000 Leute 
gegen den Einsatz von us-amerikani- 
schen und europäischen Truppen im 
Golfkrieg. Auf der Abschlußkundge­
bung sprachen Vertreter der SPD, der 
Grünen, der PDS, der Zivildienstlei­
stenden, der PLO, der irakischen Oppo­
sition und der Vorsitzende des kurdi­
schen PEN-Clubs. Den von der örtli­
chen Aktionseinheit ursprünglich einge­
ladenen Sprecher des Kurdistan-Komi­
tees hatten Kräfte aus der SPD wieder 
ausgeladcn. 20 Gruppen und Organisa­
tionen mobilisierten daraufhin mit ei­
nem gemeinsamen Flugblatt, das u.a. 
den unterdrückten kurdischen Beitrag 
enthielt, zur Demonstration. — (uld)

16000 demonstrierten gegen Golf krieg
SPD und DGB riefen auf. ERNK hielt Rede auf der Abschlußkundgebung

Kein Recht auf Wohnung
Die Situation der Wohnungslosen spitzt sich dramatisch zu

Bielefeld. Es war die größte Demonstration in Bielefeld seit 
den fünfziger Jahren. Der DGB-Kreisvorstand rief in einer 
Presseerklärung zur Teilnahme auf. „Die Politiker sollen 
wissen, daß die Bevölkerung diesen Krieg nicht will.“ Der

SPD-Unterbezirksvorstand hatte erklärt: „Es darf keine 
Unterstützung der Kriegsvorbereitungen durch die Bun­
desregierung geben.“ Ein gemeinsamer Aufruf zur Demo 
wurde von über 30 Gruppen und Organisationen getragen.

Um den Demonstrationsaufruf gab es 
zunächst Krach. Auf dem ersten Aufruf­
entwurf hatten die Verfasser, Leute aus 
dem Antikriegskomitee und den Grü­
nen, auch einen Schwerpunkt auf die 
Unterstützung der Befreiungskämpfe 
des kurdischen und palästinensischen 
Volkes gelegt. Leute von den Jusos, aus 
der Friedensbewegung und dem Orts­
vorstand der GEW wollten dies aus un­
terschiedlichen, zum Teil pazifistischen 
Gründen, nicht mittragen. Forderungen 
wie: „Schluß mit der Militärhilfe an die 
Türkei und Solidarität mit dem kurdi- 
schen Befreiungskampf“, mußten ge­
strichen werden. Die ERNK und west­
deutsche Antiimperialisten aus der Au­
tonomen Nahostgruppe sollten aber auf 
der Abschlußkundgebung sprechen.

Der Demonstrationsaufruf wurde in 
gekürzter Form als ganzseitige Anzeige 
in der Neuen Westfalischen Zeitung mit 
über 30 Unterschriften, darunter Be­
triebsräte, Mitglieder der Orts vorstände 
der GEW und der IG Leder sowie be­
kannte Sozialdemokraten, u.a. der SPÜ­
L’ nterbez i rksvors i tze n de, veröffent-
licht.

Die Auffassung, daß ein Krieg am

Golf verhindert werden kann, ohne die 
Rolle der BRD genau anzuschauen, oh­
ne zu schauen, um was es wem geht und 
ohne internationalistische und antiimpe­
rialistische Meinungen zuzulassen, ver­
trat der Hauptredner, Prof. Hartmut von 
Hentig. Seine Rede ist in der Frankfurter 
Rundschau vom 12.1. nachzulesen. Er 
vertrat in seiner Rede die Auffassung, 
daß das Palästinenser- und Kurdenpro­
blem nicht ....... mit dem Golfkonflikt
vermischt werden soll** und erntete da­
für Pfiffe.

Auszüge aus der Erklärung des SPD- 
Unterbezirksvorstandes: „Wir brauchen 
eine nichtmilitärische Lösung des Kon­
flikts. Weder das Öl, noch die völker­
rechtswidrige Annexion Kuwaits durch 
den Irak rechtfertigen einen Krieg, der 
katastrophale Folgen haben würde. Die 
Bundesregierung muß ihre Beihilfe am 
militärischen Aufmarsch am Golf unver­
züglich einstellen. Die Bundeswehr- 
Einheiten in der Türkei und im Mittel­
meer müssen sofort zurückgeholt 
werden.“

Auszüge aus der Rede der Nationalen 
Befreiungsfront Kurdistan (ERNK), ge­
halten auf der Abschlußkundgebung: 

„Es ist nicht schwer zu sehen, daß die 
imperialistische Intervention in der Re­
gion nicht zum Nutzen der Völker der 
Region oder gar für die Freiheit der Völ­
ker geschieht. Es waren die Imperiali­
sten, die Anfang unseres Jahrhunderts 
die politische Landkarte des Mittleren 
Ostens mit dem Lineal gezogen haben. 
Die Imperialisten sind die Hauptverant­
wortlichen für die entstandene Situation 
. . . Für uns gibt es keine Haltung für 
oder gegen Saddam oder den Imperialis­
mus. Dise Entscheidung ist eine Ent­
scheidung zwischen Pest und Cholera 
. . . Deswegen kann unsere Haltung nur 
sein, daß die Völker der Region gemein­
sam gegen die imperialistische Interven­
tion und die reaktionären Regimes in der 
Region kämpfen.“

Weiterhin sprachen ein Rechtsanwalt 
zur Frage der Verfassungsmäßigkeit der 
Entsendung von Bundeswehreinheiten, 
der keine juristischen Handlungsmög­
lichkeiten sah und politische Entschei­
dungen forderte, ein Vertreter der Gil- 
demeister-Gruppe über die Lieferung 
von Maschinen zur Giftgasherstellung 
an den Irak sowie die Autonome Nahost­
gruppe. — (ads, stb)

Hannover. Um die Feststellung genauer 
Zahlen derjenigen, die in Hannover auf 
der Straße übernachten müssen, ist man 
bei der Stadtverwaltung nicht besonders 
bemüht, der Stadtkirchenverband 
spricht nach eigener Schätzung von 
1400 alleinstehenden Obdachlosen. 
Eine Ratsanfrage der GABL vom No­
vember 1990 entlockte der Verwaltung 
immerhin die Aussage, daß sich in den 
ersten zwei Novemberwochen 337 Per­
sonen obdachlos meldeten, 155 aber 
wieder abgewiesen worden wären, man­
gels freier Plätze: 29, wegen „Unzu­
ständigkeit“: 31, aus „sonstigen Grün­
den“: 70, weil die Art der Unterbrin­
gung abgelehnt wurde: 25.

Im Februar 1990 ereigneten sich in­
nerhalb einer Woche in den städtischen 
Notunterkünften drei Todesfälle. Mit 10 
Leuten war der 50qm große Raum be­
legt, in dem eine tätliche Auseinander­
setzung ein Todesopfer forderte, ein 
Mann erlag einem Herzinfarkt, ein an­
derer einem Zuckerschock. Per Gericht 
mußte dann durchgesetzt werden, daß 
bei Überfüllung der Unterkünfte Hotel- 
und Pensionszimmer zur Verfügung ge­
stellt werden. Da im Laufe des Jahres die 
Zahl der „zugereisten“ Wohnungslosen 
drastisch anstieg, erklärte sich die Ver­
waltung kurzerhand für diese Leute als 
„nicht zuständig“. Sie hätte nur die zu 
versorgen, die auch in Hannover woh­

nungslos geworden wären. In der Nacht 
vom 5. auf den 6.11.90 erfror der Woh 
nungslose Nils K. im Stadtwald. Darauf 
hin demonstrierten 250 Obdachlose 
durch die Innenstadt. Aus der Passerelle 
unter dem Hauptbahnhof, wo es immer­
hin trocken und nicht ganz so kalt ist, 
wurden die Obdachlosen durch einen 
von der Stadt engagierten privaten 
Wachdienst vertrieben. Ain 16. 11. be­
setzten Wohnungslose ein Haus, er 
reichten jedoch nur, daß cs nun als Ob 
dachlosenunterkunft offensteht, Miet­
verträge bekamen sie nicht.

Seit Oktober ist die Stadt laut Verwal 
tungsgerichtsbeschluß verpflichtet, 
auch auswärtigen Wohnungslosen ein 
Nachtquartier zu beschaffen, ohne eine 
einstweilige Verfügung, die der Woh­
nungslose erwirken muß, kommt sie die­
ser Verpflichtung aber nicht nach. In sei 
nem Beschluß stellt das Verwaltungsge­
richt fest, daß ein „subjektiv-öffentli­
ches Recht der Obdach Suchenden“, 
etwa wie in Artikel 11 der UN-Konven 
tion über wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte oder Art. 16 der Euro­
päischen Sozialcharta sich daraus nicht 
herleiten läßt. Von Recht auf Wohnung 
also keine Spur. Folgerichtig wird auch 
die nächtliche Unterbringung in Wohn­
containern, die tagsüber wieder verlas­
sen werden müssen, als zumutbar beur­
teilt. — (rec)
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Armutsverwaltung am Computer
Die Sachbearbeiter kontrollieren per Bildschirm

IGM-Vorstand beschließt Ausschlüsse bei Opel
Sieben Gewerkschaftsausschlüsse und viele langjährige Funktionsverbote in Bochum

Hamburg. Die Zahl der Sozialhilfeemp- 
fänger stieg in Hamburg von 1982 bis 
1987 um ca. 62%, die Ausgaben ver­
vierfachten sich. Die Stellenausstattung 
in den Sozialämtern wuchs in den letzten 
zehn Jahren von 568,5 auf 1250 Stellen. 
Aufgeschreckt durch solche Zahlen, for­
derte ein ,,Mängelbericht“ des Rech­
nungshofes den Senat ultimativ auf, 
Vorschläge für einen verbesserten Tech­
nikeinsatz in der Verwaltung zu ma­
chen. Im März 1988 startete der Senat 
die Erprobung von PROSA (Projekt-So- 
zialhilfe-Automation). Arbeitsziel des 
Forschungsprojekts sollte es sein, mas­
sive Personaleinsparungen vorzuberei­
ten — mindestens 200 Stellen werden di­
rekt nach der Einführung wegfallen —, 
verbesserte Datenausbeute sicherzustel­
len — z. B. Gründe für Arbeitslosigkeit, 
vorhandenes Einkommen, Suchtkrank­
heiten zu erfassen.

Seit Ende November liegt eine Vorla­
ge für einen Tarifvertrag über Arbeit an 
bildschirmunterstützten Arbeitsplätzen 
Gewerkschaften und Senat vor. Diese 
Regelungen besagen, daß u.a. das Dia­
logverfahren (mit dem Computertermi­
nal) lediglich ein Hilfsmittel für die Er­
ledigung der eigentlichen Arbeitsaufga­
be ist. Der Computer wird aber jetzt als 
Hauptarbeitsmittel für die Sachbearbei­
ter angesehen. Neben den Hauptfunktio­
nen der Sozialverwaltung sind „elektro­

nische Post“, integrierte Textverarbei- 
tung, Dokumentenverwaltung, Termin­
kalender, „on-line-Hilfe“ für Gesetzes­
texte etc. vorgesehen. Es soll gewährlei­
stet sein, daß die zur Benutzung eines 
Systems Berechtigten ausschließlich auf 
solche personenbezogenen Daten einen 
Zugriff erhalten, die der Zugriffsbe­
rechtigung unterliegen. Ein Datenab­
gleich mit anderen Registern soll nicht 
erlaubt sein. Daten bestimmter Klien­
tengruppen (Frauenhäuser, Aids- und 
Drogenkranke) werden besonders ge­
schützt und für den allgemeinen Zugriff 
gesperrt.

Die ÖTV fordert zusätzlich noch die 
Vorlage eines Datenschutzkonzeptes, 
lehnt eine Kontrolle der Arbeitsleistung 
der Beschäftigten über die EDV ab. Sie 
fordert für die Sozialhilfeempfänger zur 
Gewährleistung der Vertraulichkeit der 
Gespräche Einzelzimmerberatung, Ak­
teneinsicht für Sozialhilfeempfanger 
und eine Löschungspflicht für Daten, 
die zur Aufgabenerfüllung nicht mehr 
benötigt werden.

Noch nicht ausreichend diskutiert 
wurde von Gewerkschaften und betrof­
fenen Kollegen, ob den ergonomischen 
Standards aus einem Tarifvertrag und 
einer Arbeitsstättenverordnung von 
1981 (!) zugestimmt werden sollte oder 
neue Vorstellungen erarbeitet werden 
müssen. — (ena)

Bochum. Was haben Hooligans und die Kolleginnen und 
Kollegen der Liste 3 bei Opel in Bochum gemeinsam? Sie 
wollen nur Randale machen. Wer dies behauptet? Die

„IG-Metall-Betriebsratsmitglieder“ in einer Information 
an die Opel-Belegschaft in Bochum unter dem offiziellen 
IG-Metall-Emblem.

Zitat: „Die Hooligans wollen kein Fuß­
ballspiel sehen, sondern nur Randale 
machen, die Hausbesetzer in Berlin 
brauchen oft keine Wohnung, sondern 
wollen nur Randale machen, und Kom­
munisten und Gewerkschaftsgegner bei 
Opel in Bochum wollen auch nicht die 
Interessen der Belegschaft vertreten — 
sie wollen nur Randale machen. Muß 
sich unsere Gesellschaft mit solchen Stö­
renfrieden abfmden???“

Kein zufälliger Ausrutscher, sondern 
Höhepunkt einer Ausgrenzungs- und 
Denunziationskampagne, deren Ziel — 
nach heftigen Bekundungen der Betrei­
ber — die Wiederherstellung „gewerk­
schaftlicher Geschlossenheit“ sein soll. 
Für ein derart wichtiges Ziel scheint 
kein (noch so schmutziges) Mittel zu 
schade. Da kandidieren 80 IG-Metall- 
Mitglieder — zumeist aktive Funktionä­
re — auf anderen als der offiziellen IG 
Metall-Liste. Für die örtlichen und be­
trieblichen IG Metall-Verantwortlichen 
kein Anlaß zum Nachdenken darüber, 
was falsch gelaufen sein könnte, sondern 
Anlaß für einen Wahlkampf gegen 
„Spalter“ und „Chaoten“. Da wählt 
dann eine Mehrheit der Arbeiterinnen 
und Arbeiter bei Opel (über 7000 Be­

schäftigte) die Listen dieser „Spalter“ 
und „Chaoten“, — auch das ist für die 
Ortsverwaltung kein Anlaß, etwa dar­
über nachzudenken, ob vielleicht doch 
die von der Mehrheit der Vertrauens­
leute geforderte Zulassung einer zweiten 
IG Metall-Liste der richtige Weg gewe­
sen wäre.

Stattdessen: Einleitung von Gewerk- 
schaftsverfahren gegen die 80 Mitglie­
der wegen „gewerkschaftsschädigenden 
Verhaltens“.

Auf seiner Dezember-Vorstandssit­
zung schloß der Vorstand der IG Metall 
diese Verfahren nun vorläufig ab: Sie­
ben Ausschlüsse und viele Jahre Funk­
tionsverbot sollen die gewerkschaftliche 
Ordnung bei Opel wiederherstellen. 
Dies hatte der eigens aus dem Ruhestand 
zurückbeorderte ehemalige Vize der IG 
Metall, Karl-Heinz Janzen, als Vorsit­
zender der Untersuchungskommission 
nach wochenlangen „Untersuchungen“ 
schließlich auch empfohlen — und die 
Ortsverwaltung Bochum auch. Was soll­
te — bei so viel versammeltem Sachver­
stand — an diesem Urteil falsch sein? 
Zum Beispiel, daß die „Untersuchun­
gen“ des Karl-Heinz Janzen hauptsäch­
lich darin bestanden — wie er es selbst 

formulierte —, bei den Betroffenen ein 
„Unrechtsbewußtsein“ zu schaffen, 
damit sie vielleicht reumütig in den 
Schoß der Mutter IG Metall zurückkeh­
ren. Zum Beispiel, daß die Ortsverwal­
tung sich einen ersten Bevollmächtigten 
leistet, der — kurz vor der Bundestags­
wahl — einen Brief an alle IG Metall- 
Mitglieder bei Opel verschickt, in dem 
die Kandidatur eines Kollegen der Liste 
3 (Peter Jaszczyk) auf der Landesiiste 
der PDS geschickt dazu benutzt wird, 
die ganze Liste bzw. alle fortschrittli­
chen Gewerkschafterinnen und Gewerk­
schafter bei Opel zu Anhängseln der 
„PDS/SED“ zu erklären, in der Hoff­
nung, der unbeliebte Duft der PDS möge 
auch an den Kolleginnen und Kollegen 
bei Opel hängenbleiben.

Vielleicht läßt sich auf diese Weise 
schließlich doch noch der Eindruck ver­
mitteln, als handle es sich bei den 80 
Leuten sowieso nur um Gewerkschafts­
feinde. Trotz aller Diskussion über 
„gewerkschaftliche Offenheit“ und 
„Streitkultur“ scheint in Funktions­
köpfen die Vorstellung fest verhaftet, 
daß sich „gewerkschaftliche Geschlos­
senheit“ administrativ durchsetzen läßt. 
- (T.H., VSP)

Metall: Niedrigeinkommen 
und Arbeiterlöhne anheben

Rotationsmodell 
im Krankenhaus

Kranbau: Ohne RGW- 
Absatz Entlassungen? Arbeitskraft aus der DDR

Schweinfurt. In den Vertrauenskörpern 
und Vertreterversammlungen der Indu­
striegewerkschaft Metall Bayern wird 
derzeit über die Entgeltforderungen zur 
Tarifrunde 1991 beraten. Die bisher be­
kannten Beschlüsse haben ein Volumen 
von ca. 11,3 — 13 Prozent, alle wenden 
sich gegen reine Prozentforderungen, 
die die realen Einkommensunterschiede 
noch vertiefen. Offen ist, ob lediglich 
eine Mindestforderung, zum Beispiel 11 
Prozent, mindestens 256 DM, oder eine 
stärkere Anhebung der Niedrigeinkom­
men, zum Beispiel 150 DM plus 6 Pro­
zent (Forderung Augsburg) erhoben 
wird. Der Vertrauenskörper von BMW 
München fordert noch weitergehend 
eine Vorweganhebung von 150 DM für 
alle Arbeiter und für die unteren Ge­
haltsgruppen la, Ib, II plus 7,5 Prozent 
für alle. — (cis)

„Pflegenotstand** 
beseitigt Schutzrechte

Karlsruhe. Laut Urteil des Bundesar­
beitsgerichts in Kassel dürfen schwange­
re Frauen auch an Sonn- und Feiertagen 
beschäftigt werden, wenn der Betrieb 
sonst nicht „aufrechtzuerhalten“ wäre. 
Anlaß war die Klage einer Angestellten, 
die im Auftrag einer Gebäudereini­
gungsfirma im Krankenhaus arbeitete 
und während ihrer Schwangerschaft kei­
ne Sonntagsdienste leistete. Der Arbeit­
geber verweigerte ihr den Lohn für die 
nicht geleisteten Stunden. Das BAG hob 
jetzt zwei vorinstanzliche Urteile auf, 
weil der Frau die gesetzlichen Ruhepau­
sen nicht angeboten worden waren. Die 
Vorinstanz soll aber erneut prüfen, ob 
der Betrieb auch ohne die Firma auf­
rechterhalten werden konnte. — (wjw)

Gelsenkirchen. Am 4. Januar demonstrierten 13000 Bergbau-Beschäftigte gegen 
die Pläne der Reaktion, die über Tage Beschäftigten aus dem knappschaftlichen 
Rentensystem herauszunehmen. Inzwischen heißt es, daß die Regierung die Pläne 
zurückgenommen habe. Die Koalitionsvereinbarung liegt noch nicht vor. — (tja, jöd)

Stuttgart. Insgesamt 94 jugoslawische 
Pflegekräfte hatten die Pflegedienstlei­
terinnen vom Katharinenhospital, Kran­
kenhaus Bad Cannstatt und Bürgerhos­
pital zusammen mit einem Vertreter des 
Gesamtpersonalrats auf ihrer Reise 
durch Jugoslawien Ende September an­
geworben. Gegen die Anwerbeaktion 
schrieben die Grünen im Gemeinderat: 
„Die Verwaltung versucht, dem Pflege­
kräftemangel auf eine einfache, jedoch 
inhumane Weise beizukommen. Die 
Arbeitslosigkeit der Pflegekräfte in Ju­
goslawien, eines der ärmsten Länder 
Europas, wird benutzt, um an den 
Symptomen des eklatanten Pflegekräf­
temangels zu , kurieren4 .. . Die seit lan­
gem geforderte Höhergruppierung der 
Pflegekräfte als eine der wichtigsten 
Maßnahmen zur Erhaltung und Gewin­
nung von Personal in diesem Bereich 
wird durch die von der Stadt beabsich­
tigte Maßnahme wieder bis auf weiteres 
verschoben“. Außerdem kritisierten die 
Grünen und die ÖTV Abteilung Kran­
kenhäuser die Rechtslage, der die ju­
goslawischen Krankenpflegekräfte un­
terliegen. Die Grünen forderten: „Wenn 
diese Menschen ,zur Wahrung von In­
teressen der Bundesrepublik Deutsch­
land4 (Ausl. Gesetz § 10, Abs. 2) hier­
hergeholt werden, dann ist es unsere 
Pflicht, ihnen die Freiheit zu lassen, 
selbst zu entscheiden, ob und wann sie 
wieder zurückkehren möchten. Ihnen 
muß außerdem die Möglichkeit gegeben 
sein, ihren Arbeitgeber wechseln zu 
können“ und beantragten daher eine ge­
festigte Aufenthaltserlaubnis und eine 
Arbeitserlaubnis ohne Beschränkung. 
OB Rommel wies in seiner Antwort da­
rauf hin, daß darüber nicht die Stadt zu 
entscheiden habe. — (evo)

Eberswalde. 1800 Arbeitsplätze von 
2700 sind bei der Eberswalder Kran­
bau-GmbH gefährdet. Das teilte der Ge­
schäftsführer E. Hartphiel in einem In­
terview mit dem Neuen Deutschland 
mit. Bislang waren 70 bis 80 % der Pro­
duktion in die Sowjetunion gegangen. 
Da dort dringender Bedarf für Krananla­
gen besteht, waren im vorigen Frühjahr 
70 Großgeräte vorgeordert worden. 
Wegen der nunmehr geforderten Zah­
lung in frei konvertierbarer Währung 
sieht sich die UdSSR aus Devisenman­
gel zu Vertragsabschlüssen nicht in der 
Lage. E. Hartphiel hofft deshalb auf 
Kreditfinanzierung. Trotz Verdreifa­
chung des Westumsatzes ist ein Aus­
gleich der Absatzverluste im RGW hier 
nicht möglich. Die Einstellung von in 
der SU dringend benötigten Lieferungen 
steht im Mißverhältnis zum öffentlichen 
Lob der „Rußlandhilfe44.— (chk)

Siemens: Zumutungen für die 
Übernahme der Auszubildenden
Karlsruhe. Jedes Jahr muß der Betriebs­
rat im Siemens-Gerätewerk um die 
Übernahme der Auszubildenden kämp­
fen. Oft werden von der Betriebsleitung 
nur Zeitverträge angeboten, Arbeit in 
Schicht und in Bereichen, wo die Kennt­
nisse der Ausbildung nicht oder kaum 
benötigt werden. Der Betriebsrat hat für 
fünfzig Auszubildende die Übernahme 
erreicht, für weitere fünfzig fordert Sie­
mens, daß die Jungfacharbeiter „flexib­
ler in bezug auf den Arbeitsplatz sind“: 
die jungen Arbeiter und Arbeiterinnen 
müßten auch bereit sein, Arbeitsplätze 
in anderen Werken des Konzerns in der 
„Umgebung“ anzunehmen. Zur „Um­
gebung“ zählt dann z.B. das hundert­
vierzig Kilometer entfernte Siemens- 
Werk in Frankfurt. Die bisher in den 
Werken übliche Verleihpraxis wird so 
konzernweit ausgedehnt. Der Betriebs­
rat hat sich unterstützend zur Forderung 
der Werksleitung geäußert, die jungen 
Leute müßten schon mehr Flexibilität 
zeigen. — (map)

Veranstaltung zum 
Streik in Zonguldak

Berlin. Ungefähr 150 Teilnehmer hatte 
eine Veranstaltung zur Information über 
den Streik der Minenarbeiter von Zon­
guldak in der Türkei. Aufgerufen hatten 
türkische und kurdische Betriebsräte, 
die seit dem 17.12. in einem Unterstüt­
zungskomitee arbeiten. Es wurde be­
richtet, daß 5000 DM gesammelt wor­
den sind. In einem Vortrag wurden die 
gemeinsamen Interessen des kurdischen 
Widerstandes und der türkischen Arbei­
ter betont. Ein Videofilm zeigte den 
Aufbruch der Arbeiter zum Fußmarsch 
in Richtung Ankara. Zwischen 50000 
und 100000 Menschen hatten an diesem 
Marsch teilgenommen, der erst durch 
massives Polizei- und Militäraufgebot 
gestoppt wurde. — (chk)

2560 Saisonarbeiter aus Thüringen bei „Quelleii

Nürnberg. Um 15470 oder 3,2% er­
höhte sich die Zahl der sozialversiche­
rungspflichtig beschäftigten Lohnab­
hängigen im letzten Jahr (März ’89 bis 
März ’90) im Arbeitsamtsbezirk Nürn­
berg. Gleichzeitig sank die Zahl der Ar­
beitslosen lediglich um 4870 auf 25 194 
im November (= 5,0%). D.h. die 
Nachfrage der Kapitalisten nach Ar­
beitskräften hat sich aus ganz anderen 
Quellen als dem regionalen Arbeits­
markt gedeckt. Dazu schreibt die IHK 
Nürnberg: „Die neu eingestellten Mit­
arbeiter kamen zum großen Teil aus den 
Kreisen der Aus- und Übersiedler“ aus 
der DDR. Bundesweit waren das dieses 
Jahr 300000. Hinzu kommen derzeit 
100000 Pendler, die gezwungen sind, 
im Westteil der BRD ihre Arbeitskraft 
zu verkaufen. Diese Pendler sind über­
wiegend im Bauhandwerk, bei Speditio­
nen, in Lebensmittelläden oder Super­
märkten sowie im Hotel- und Gaststät­
tengewerbe beschäftigt, wie der nieder­
sächsische Finanzminister berichtet.

Ein Großteil dieser Menschen wird 
über legale wie illegale Leiharbeit be­
schäftigt. Immer mehr Firmen vor allem 
aus dem Westteil schlagen aus dem enor­
men Lohngefalle innerhalb Groß­
deutschlands Kapital (mit 1393 DM er­
reichte der für Juli vom Statistischen 
Bundesamt für die Industrie ermittelte 
durchschnittliche Bruttomonatsver­
dienst der Arbeiter und Angestellten zu­
sammen in der ehemaligen DDR nur 
35 % der westdeutschen Vergleichswer­
te: 3983 DM). In NRW z.B. deckte En­
de September das Gewerbeaufsichtsamt 
Dutzende von Fällen illegaler Leiharbeit 
auf. Gezahlt wurden Stundenlöhne von 6 
bis 7 DM brutto. Die „Ostarbeiter44 
müssen zudem unter unzumutbaren ge­
sundheitsgefährdenden Bedingungen 
arbeiten. Die hygienischen Einrichtun­
gen sind oft in miserablen Zustand. 
Nicht selten müssen diese Leiharbeiter 
unzulässige Überstunden schieben und 
wohnen dann entsprechend in Wohncon­
tainern auf dem Parkplatz. Nicht nur 
kleine Firmen beteiligen sich an diesem 
Geschäft, sondern auch Konzerne wie 
Siemens schlagen aus diesem Aufkauf 
billigster Arbeitskraft einen schönen 
Extraprofit. Für Montagearbeiten im 
Plenarsaal des neuen Bundestages order­
te Siemens Arbeitskräfte bei der Leip­
ziger Starkstrom-Anlagenbau GmbH.

In Nürnberg ist u.a. die „Quelle“ für 
den Einsatz von Lohnabhängigen aus 
der ehemaligen DDR bekannt. Über 200 
km müssen sie täglich aus Gera und an­
deren Städten nach Nürnberg pendeln. 
Einfache Fahrzeit: mindestens zweiein­
halb Stunden in Bussen, teils ohne Hei­
zung. in die es auch mal reinregnet; in 
denen nicht geraucht, gegessen und ge­
trunken werden darf. Und bei der 
„Quelle“ selbst? Kein Frauenaufent­
haltsraum, keine Teeküche, und krank 

sein dürfe man nicht, um den Anspruch 
auf eine Prämie für ununterbrochene 
Mitarbeit nicht zu verlieren. Schließlich 
müsse man sich auch noch sagen lassen, 
daß sie erst einmal arbeiten lernen soll­
ten, so eine betroffene Beschäftigte.

Gezahlt werden ganze 2000 DM brut­
to, wovon erst einmal ca. 70 DM für den 
Werksbus bezahlt werden müssen. Legt 
man einen mindestens 16stündigen Ar­
beitstag zugrunde (mit Fahrt usw.), dann 
gibt das noch nicht einmal einen Stun­
denlohn von 6 DM. Ein kostenloses 
Kantinenessen? „Alles Quatsch44, so der 
Personalchef Haase, der völlige Gleich­
behandlung als Firmendevise ausgege­
ben und seine Führungskräfte angewie­
sen hat, die DDRler „mit Geduld, aber 
auch notwendigen Konsequenzen auf 
Leistung zu bringen“. 2560 Saisonar­
beiter aus der früheren DDR beschäftigt 
die „Quelle“ zur Zeit. Der nordbayeri­
sche Arbeitsmarkt sei leergefegt. Aber 
25194 Arbeitslose sind im Großraum 
Nürnberg gemeldet. Ein Widerspruch?

Während die Währungsunion und die 
Treuhandgesellschaft Produktionsmittel 
und Arbeitsplätze in großen Umfang in 
der ehemaligen DDR vernichten und 
somit die dort horrend angestiegene Ar­
beitslosigkeit und Kurzarbeit erst ge­
schaffen haben, wird im Westteil da­
durch der Arbeitsmarkt erneut künstlich 
aufgefüllt. 45 bis 50 Betriebe will die 
Treuhandgesellschaft in der nächsten 
Zeit schließen; davon sind 50000 Ar­
beitsplätze betroffen. Schon jetzt beträgt 
dort die Arbeitslosenquote mit 590000 
Erwerbslosen 6,7 %. Diese gezielte 
Überfüllung des Arbeitsmarktes soll 
hier die Lohnkosten für die Kapitalisten 
— ganz „angebotsorientiert“ — senken 
und ihnen damit eine Grundlage schaf­
fen für Expansion und Konkurrenzvor­
teile auf den Weltmärkten. Die Beleg­
schaften werden gespalten: die Stamm­
belegschaften befürchten zu Recht, daß 
die Billigarbeiter aus dem Osten als 
Lohndrücker wirken können, und die 
Kollegen von „drüben“ sind verärgert, 
daß sie so viel weniger verdienen. Soli­
darisches Handeln wird erschwert.

Ein gewisses Gegengewicht könnten 
die Betriebsräte und die Gewerkschaften 
bilden. Einerseits dadurch, daß die Be­
triebsräte festlegen, daß die Kollegen 
aus dem Osten nur unter der Bedingung 
„gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ ein­
gestellt werden, und andererseits da­
durch. daß die Gewerkschaften in den 
kommenden Tariiauseinandersetzungen 
hohe Festgeidforderungen aufstelien. 
ohne sich auf ..Solidarbeiträge für die 
notleidenden Kapitalisten in der ehema­
ligen DDR“ einzulassen.
Quelle: Nürnberger Nachrichten 7.11.. 21 11 
6.12.; Presse- und Funknachnchten, Hrsg.. K5 
Metall, verschiedene Ausgaben; Zeitschrift der 
IHK Nürnberg 8/90. 11/90. Sondemumoa 
1990; metaJ] 21/90 - (hek)
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Trww. Stefano Scarabello (ganz rechts) und Nicola Pellecchia (ganz links) wurden 
aus Trani in einen anderen Knast verlegt. Beide Genossen gehören dem kommunisti­
schen Gefangenen-Kollektiv „Wotta Sitta“ an, das aus insgesamt ca. 20 revolutionä­
ren Gefangenen besteht. Die Verlegung ist Teil der zunehmenden Isolationsstrategie 
gegen diejenigen Gefangenen, die an ihrer politischen Identität festhalten. — (jeh)

Aus Landern und Gemeinden

Universität platzt 
aus allen Nähten

Konstanz. 1990 hat die Gesamtzahl der 
immatrikulierten Studentinnen mit 9430 
einen neuen Höchststand erreicht. Ge­
genüber dein Vorjahr bedeutet das einen 
Zuwachs von 679 Studierenden. Der 
Frauenanteil ist mit 41,1% weiterhin 
leicht rückläufig. Ursprünglich war die 
Uni für 3000 Studenten konzipiert. Die 
Planung wurde später auf 6000 fortge­
schrieben. Das heißt: inzwischen total 
überfüllte Veranstaltungsräume, Warte­
schlangen vor Mensa und Cafeteria, zu 
wenig Bücher in der Bibliothek, zu we­
nig Lehrpersonal, ganz zu schweigen 
von der Wohnungsnot und davon, daß 
der Bau von Studentenwohnheimen ver­
nachlässigt wurde. Mittlerweile sollen 
in der Uni obdachlose Studierende näch­
tigen. Allerdings sehe ich wohl nur das 
Negative, schreibt doch das „uni-info“ 
vom 18.12.1990: „Es ist zu hoffen, daß 
der spezifische Charme der .kleinen1 
Universität, die ihr gerade das mensch­
liche Mali verliehen hat, noch eine Weile 
erhalten bleibt.“ Über den Erhah des 
..spezifischen Charmes“ mache ich mir 
keine Sorgen, besteht er doch in der ste­
tigen Verschlechterung der Studienbe­
dingungen. — (anw)

NRW: Zusage an 
die RAF gilt nicht mehr

Düsseldorf. Der nordrhein-westfälische 
Justizminister Krumsieck (SPD) hat es 
abgelehnt, Andrea Sievering aus ihrer 
Einzelhaft in Bochum mit den in Köln 
inhaftierten Christa Eckes, Ingrid Ja- 
cobsmeier und Sieglinde Hoffmann zu- 
sammenzulegen. Krumsieck hatte mehr­
fach erklärt, daß A. Sievering in die JVA 
Köln verlegt werden würde, sobald ihr 
Urteil rechtskräftig sei. Als A. Sievering 
jetzt ihre Verlegung nach Rechtsgültig­
keit des Urteils formell beantragte, lehn­
te Krumsieck ab. Sie muß in Einzelhaft 
bleiben. „Krumsieck (begründete) seine 
nicht cingehaltene Zusage mit dem Ver­
halten der in Köln inhaftierten Frauen 
wahrend der Unruhen, die im Herbst in 
ost- und westdeutschen Strafanstalten 
ausgebrochen waren.“ — (stb)

OB Widder (SPD) 
für mehr Privatisierung

Mannheim. Der Mannheimer Oberbür­
germeister Widder (SPD), derzeitiger 
Vorsitzender des Städtetages Baden- 
Württemberg, hat in seiner Etatrede 
1991/92 weitere starke Akzente in Rich­
tung Privatisierung gesetzt, obwohl der 
Widerstand gegen Privatisierung bisher 
immer noch die Kommunalwahlpro­
gramme der Sozialdemokraten in Mann­
heim zierte. So weist er ausdrücklich da­
rauf hin. daß die sogenannte „Aufga- 
benkrilik“ auch überprüfen müsse, „ob 
eine Aufgabe zweckmäßigerweise in­
nerhalb oder außerhalb der Verwaltung 
Aihrgenommen wird“. Vehement be­
klagt Widder, daß die Gemeindeord­
nung Baden-Württemberg die Überfüh­
rung von Betriebsverwaltungen (z.B. 
sudtentwässerung) ..in Form eines 
Eigenbelnebes oder gar einer GmbH*’ 
iiwchränke. Lobend erwähnt er. daß 

di? Landesregierung über eine diesbe­
zügliche Änderung oder Ergänzung des 
Cfemeindewirtschaftsrechts nachdenke. 
Und auch die Personalsituation erforde- 
re Privatisierungen: Die Kommunen 
••■'ranten im Kampf um hochqualifizier- 

tersonal ohnehin mit der Privatwirt- 
nicht konkurrieren. — <tht>

Atomenergiegegner 
stoppten Nukleartransport

Hannover. In der Nacht zum 18. De­
zember 1990 führten ca. 100 Atom­
energiegegner eine Aktion gegen den 
Abtransport von Atommüll auf dem 
Rangierbahnhof Seelze durch. Das 
Atomplenum Hannover, die GABL und 
die Energiewende-Gruppe Hannover 
riefen zu der Aktion auf. 14 Leute ver­
hinderten das Ankuppeln der Lokomoti­
ve an den Zug, so daß der Güterzug mit 
elf abgebrannten Brennelementen erst 
eine Stunde später zur Wiederaufberei­
tungsanlage nach La Hague (Frank­
reich) abfahren konnte. Wegen Mißach­
tung der Sicherheitsvorschriften weiger­
ten sich Rotterdamer Hafenarbeiter am
10. Januar, 26 abgebrannte Brennele­
mente aus dem Braunschweiger For­
schungsreaktor der PTB nach Schottland 
zu verladen. — (anr)

Grüne nicht im
Verwaltungsausschuß
Soltau. In Schneverdingen und 
Schwarmstedt hatten die Grünen, mit je 
einem Mitglied im Rat vertreten, Ände­
rungsanträge der jeweiligen Satzungen 
gestellt, um ihre Teilnahme an den Ver­
waltungsausschußsitzungen zu errei­
chen. In Schneverdingen wurde der An­
trag Mitte Dezember im Stadtrat abge­
lehnt. Zwar wurde der Antrag des Grü- 
nen-Ratsmitgliedes von den SPD-Stadt - 
räten, einem parteilosen und einem 
CDU-Stadtrat unterstützt, aber das 
reichte gegen die CDU-Mehrheit nicht 
aus. Die Grünen überlegen jetzt, ihre 
Teilnahme vor dem Verwaltungsgericht 
einzuklagen. — (hei)

Flughafen München II 
erneut eine Milliarde teuerer

München. Die Kosten für den neuen 
Flughafen München II sind im letzten 
Jahr um rund eine Milliarde DM auf 
mehr als acht Milliarden DM gestiegen. 
Die Prüfer des Bayerischen Obersten 
Rechnungshofes (ORH) berichten, daß 
für die erneute Kostenexplosion nicht 
nur die Ausweitung des Bauprogramms 
und der Termindruck ursächlich sind, 
sondern auch massive Planungsfehler. 
Sie kritisieren u.a., daß im Passagierab­
fertigungsgebäude Stahl für rund 45 
Mio. DM zuviel verbaut wurde, weil die 
Pläne bei Baubeginn noch nicht fertig 
waren. Vor Ausschreibung des Rohbaus 
für das Terminal sei nicht einmal die 
Entwurfsplanung fertig gewesen. Dies 
führte zu unwirtschaftlicher Bauabwick­
lung. die Mehrkosten von 170 Mio. DM 
erwarten lasse. Sogenannte „Boarding- 
Stations“, aus Edelstahl und Sonnen­
schutzglas für 31 Mio. DM gefertigt, 
sind praktisch nutzlos. Die Beseitigung 
des jährlich anfallenden Mülls von 
20000 Tonnen sei nur teilweise geklärt, 
gleiches gelte für die Verkehrsanbin­
dung. Das läßt weitere Kostensteigerun­
gen erwarten. Das Bayerische Finanz­
ministerium sorgt für die Deckung der 
Kosten. Es erklärte, daß der Haushalts­
ausschuß bereits im Juni über die ge­
nannten Gesamtkosten beraten habe. 
Die Kritik des ORH muß nach Ansicht 
der GRÜNEN im Bayerischen Landtag 
zu personellen Konsequenzen im Vor­
stand der Flughafen München GmbH 
(FMG) führen. Dr. Christian Magerl, 
der auch Sprecher der Bürgerinitiativen 
gegen den Flughafen ist, will mit einem 
Bündel von Anfragen der Rechnungs­
hofkritik nachgehen. — (arc. chl)

Reportagen und Berichte regional

Haben die Berufsverbote ausgedient?
Überlegungen zur Aufhebung des Radikalenerlasses und zur Funktion der Berufsverbote

Stuttgart. Vor den Weihnachtsferien 
geisterten Meldungen durch die Presse, 
die Landesregierung wolle den Radika­
lenerlaß aufheben — allgemeiner Tenor: 
ein Relikt des Kalten Krieges verschwin­
de, dessen Ausbeute in den letzten Jah­
ren den Aufwand Hundertausender von 
Staatschutzanfragen nicht mehr gerecht­
fertigt habe.

Was die von Innenminister Schlee ins 
Gespräch gebrachte Alternative angeht, 
künftig alle Leute, die sich für den Lan­
desdienst bewerben, einem gesinnungs­
überprüfenden Einstellungsgespräch 
ohne Regelanfrage zu unterziehen, bie­
tet die Praxis der flächigen Fragebogen­
verhöre im Anschlußgebiet reichlich 
Anschauungsmaterial: Neben dem ver­
fassungswidrigen Zwang zur Selbstbe- 
zichtigung (Organisationsangabe) müs­
sen die Betroffenen einer Anhörungs­
kommission glaubhaft machen, daß sie 
sich von dem ,,40jährigen Irrtum DDR“ 
(Justizminister Eyrich im „Südkurier“) 
gelöst haben. Nach den bisherigen Er­
fahrungen scheint die Denunziation 
anderer Menschen „Glaubhaftigkeit“ 
zu begründen.

I. Worum geht 
es allgemein

Günther Nollau, ehemaliger Präsident 
des Bundesamts für Verfassungsschutz, 
hat 1978 allgemein begründet, weshalb 
er einen präventiven Überprüfungs- und 
Erfassungsapparat und eine abgestufte 
Repression gegenüber den politischen 
Gegnern des Status Quo für erforderlich 
hält:

„Das Bewußtsein der Massen wird ei­
nes Tages reif sein zu erkennen, daß ihre 
Arbeitsbedingungen, insbesondere die 
Folgen der Arbeitsteilung ,inhuman4 
sind, das heißt ihrer Lage als ganzheitli­
che menschliche Wesen nicht entspre­
chen. Wenn dieses Gefühl von einer po­
litischen Bewegung umgesetzt werden 
kann in eine massenhafte Empörung ge­
gen diese ,Ungerechtigkeit4 — dann 
wird die Lage kritisch. Gegen Terrorak­
tionen kleiner Gruppen kann unsere Ge­
sellschaft ihre Zwangsmittel einsetzen. 
Ob in unserer Demokratie einer die Bru­
talität aufbrächte, Maschinengewehre 
gegen revoltierende Arbeitermassen zu 
richten, bezweifle ich. Ein Noske, der 
1918 erklärte, ,einer muß den Bluthund 
machen4, scheint mir nicht in Sicht. Eine 
solche Lage, in der solche Entscheidun­
gen würden gefallt werden müssen, 
braucht nicht zu entstehen.“
(aus: Günter Nollau, Wie sicher ist die 
Bundesrepublik ?, München 1978, Seite 
200 f)
Zwischenzeitlich wissen wir, daß solche 
Geheimorganisationen wie „Gladio“ 
für die von Nollau angesprochene Lage 
unter anderem Abschußlisten selbst für 
einflußreiche Sozialdemokraten und 
Gewerkschafter erstellt hatten und daß 
sich das Personal hauptsächlich aus der 
SS und Wehrmachtslogen rekrutierte — 
gesteuert, finanziert und logistisch ver­
sorgt von den Geheimdiensten.

Proteste gegen Abwicklung an der Humboldt-Uni
Nicht Neustrukturierung — politische Säuberung ist beabsichtigt

Berlin. Eine Weihnachtsüberraschung 
bereitete die Berliner Landesregierung 
— vorwiegend auf Betreiben der SPD — 
den Studierenden und Teilen der Be­
schäftigten an der Humboldt-Universität 
(HUB). Trotz der mit dem „1. Mantel­
gesetz zur Vereinheitlichung des Berli­
ner Landesrechtes“ vom 19.9.1990 
vorangegangenen Entscheidung, die 
HUB „zu überführen“, sollen fünf 
Fachbereiche „abgewickelt“ werden. 
Betroffen sind die Fächer Geschichte, 
Philosophie, Rechts-, Erziehungs- und 
Wirtschaftswissenschaft. Etwa 600 Be­
schäftigte aus diesen Bereichen sind zum 
31. 12.1990 entlassen, erhalten aber be­
fristete Verträge bis Ende Juni 1991, um 
die Lehre aufrechterhalten zu können. 
Gleichzeitig werden ihre Stellen neu 
ausgeschrieben, und sie können sich im 
Prinzip wieder darauf bewerben.

Mit letzterem wird deutlich, daß es 
nicht um die Neustrukturierung der 
HUB geht, sondern um eine politische 
Säuberung „ideologiebelasteter“ Fä­
cher. Darunter werden „auf den Marxis­
mus-Leninismus ausgerichtete Einrich­
tungen oder Studiengänge*’ verstanden

II. Worum geht es 
im besonderen?

Dr. Helmut Simon, Richter am Bundes­
verfassungsgericht i.R., äußerte sich 
1989 zu Anlaß und Funktion der Berufs­
verbotepraxis im Teilbereich „Radika­
lenerlaß“:

„Der ,Radikalenerlaß4 vom 28.1.
1972, mit dem die Regierungschefs von 
Bund und Ländern eine einheitliche Ver­
waltungspraxis gegenüber Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes und Einstel­
lungsbewerbern erreichen wollten, die 
,verfassungsfeindlichen Bestrebungen4 
anhingen, war sicherlich ein Kind des 
Zeitgeistes: Die Studentenbewegung 
und die aus ihr hervorgegangene ,außer­
parlamentarische Opposition4 riefen 
zum , Marsch durch die Institutionen4 
auf; darunter besonders aktiv der marx­
istische Studentenbund Spartakus, der 
sich der neu gegründeten orthodox-kom­
munistischen DKP besonders verpflich­
tet fühlte.

Man interpretiert daher die Regie­
rungschefs sicherlich nicht falsch, wenn 
man mit dem »Radikalenerlaß4 eine 
Doppelfunktion verbindet:
— »Radikale4 — freilich in der subjekti­
ven Definition der jeweils zuständigen 
Behörde — sollten am Zugang zum öf­
fentlichen Dienst und an »verfassungs­
feindlicher Tätigkeit4 innerhalb der Be­
hörden gehindert werden;
— zugleich war wohl mitbeabsichtigt, 
ein Erstarken der DKP zu verhindern, 
was im Ergebnis — unter Umgehung des 
Verfassungsgerichts — auf eine Art ver­
decktes Parteienverbot hinauslief . . . 
Ähnlich schrieb Peter Glotz, ehemals 
Bundesgeschäftsführer der SPD, der 
Radikalenerlaß habe durchaus erreicht, 
,was er erreichen sollte: Der Zustrom zu 
kommunistischen Parteien wurde sicht­
bar verringert.1“
(aus: Helmut Simon und andere; Verfas­
sungsschutz durch Verfassungszerstö­
rung?, in: Zeitschrift für Rechtspolitik 
(ZRP), Heft 5, 1989, Seite 175 ff.
Die jüngste Rechtssprechung des Bun­
desverfassungsgerichts konserviert die 
oben angegebene Tendenz. Unter Vor­
sitz von Richter Hans-Hugo Klein stellte 
das BVerfG im August 1990 fest, daß 
von einem Beamten zu erwarten sei, 
„daß er diesen Staat und seine Verfas­
sung als einen hohen positiven Wert er­
kennt und anerkennt, für den einzutreten 
sich lohnt“.

Die Entlassung der Lehrerin Dorothea 
Vogt sei rechtens, weil ihre „Aktivitäten 
„über das bloße Haben einer Überzeu­
gung und die bloße Mitteilung, daß man 
diese habe, deutlich hinausgingen.“

Thesen 
zur Diskussion

1. Die herrschende Klasse geht unzwei­
deutig davon aus, daß die bestehenden 
gesellschaftlichen Verhältnisse (Ar­
beitsteilung, soziale Deklassierung zu­
nehmend großer Bevölkerungsteile) un­
vermeidlich zu Unzufriedenheit und zu 
Widerstand führen. Deshalb kommt es 
ihr darauf an, eine breitere politische 
Organisierung dieses Widerstands, 

sowie „Ausbildungen, die allein auf den 
Kaderbedarf der SED oder der alten 
DDR abgestimmt waren“, für die „im 
vereinten Deutschland hier kein Bedarf 
mehr“ besteht (Tagesspiegel, 13. 12. 
1990).

Von Abwicklungen sind alle wissen­
schaftlichen Einrichtungen der Ex-DDR 
betroffen. Grundsätzlich abgewickelt 
werden die ML-Sektionen, aber auch 
andere „ideologiebelastete“ Bereiche. 
Fast überall haben in den letzten Wo­
chen Aktionen vor allem der Studieren­
den stattgefunden. Für sie steht die Fra­
ge der Fortführung ihres begonnenen 
Studiums im Vordergrund. Daneben 
wenden sie sich gegen den Eingriff des 
Staates in die — gerade erst erhaltene — 
Hochschulautonomie. Nur wenige wen­
den sich mit ihrem Protest auch gegen 
die politische Disziplinierung, die mit 
den Abwicklungen verbunden ist. Dies 
kommt in Äußerungen zum Ausdruck, 
daß man selbst genügend Erneuerungs­
willen habe. In den Abwicklungen wird 
dagegen eine Verdrängung der Vergan­
genheit gesehen, die eher den „Gegner 
der Erneuerung“ zugute komme. In die­
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wenn möglich, präventiv zu verhindern 
und zwar unter abgestuftem Einsatz aller 
verfügbaren Zwangsmittel.*
2. Art, Umfang und Intensität der je­
weils angewandten Mittel der Repressi­
on richten sich nach der jeweiligen ge­
schichtlichen Situation, nach der Bewer­
tung des Grades der „Bedrohtheit“ des 
Status Quo seitens der herrschenden 
Klasse und danach, welchen gesell­
schaftlichen Einfluß die antikapitalisti­
sche Opposition erreicht hat. Gerät bei­
spielsweise eine antikapitalistische Or­
ganisation wie die KPD in die relative 
Isolation (2 % bei Wahlen) und stört sie 
Vorhaben von strategischer Bedeutung 
wirksam (Remilitarisierung), kann der 
herrschenden Klasse das Mittel des di­
rekten Parteienverbots zweckmäßig er­
scheinen.

Geht es darum, eine ganze Generation 
von Anwärtern und Angehörigen der 
akademischen Intelligenz einzuschüch­
tern und von einer fundamentalen Kritik 
am Status Quo abzubringen, mögen die 
flächendeckende Observation und Er­
fassung kritischen Verhaltens über die 
Inlandsgeheimdienste, die staatsschütz- 
lerische Stigmatisierung mißliebiger 
Organisationen, die grausige Erfahrung 
zahlloser, willkürlicher Gesinnungsver­
höre und die erfolgten Nichteinstellun­
gen bzw. Entlassungen ausreichenden 
Erfolg versprechen.*
3. Auch wenn die Verwaltungsvor­
schrift zur Regelanfrage in den meisten 
alten Bundesländern aufgehoben wor­
den ist, bleiben die grundsätzlichen In­
strumente zur Verfolgung der antikapi­
talistischen Opposition erhalten, was 
auch von SPD-Regierungen beteuert 
wird:
— Die Verfassungsartikel, welche der 
sozialrevolutionären und staatsvernei­
nenden Opposition den Schutz der 
Grundrechte entziehen.
— Die dem Absolutismus entspringen­
de Treuepflicht — durch höchstrichtcrli- 
che Rechtssprechung aufgeladen zur 
Verhaltensnorm, sich im real existieren­
den Staat wohlzufühlen und regierungs­
treu zu sein.
— Das KPD-Verbots-Urteil, welches 
die nach außen hin wirkende, organisier­
te Vertretung fundamentaler Kritik an 
den sozialen Verhältnissen und den sie 
absichernden Herrschaftsmethoden ille- 
galisiert.
— Das vor allem auf den antiimperiali­
stischen und autonomen Widerstand ab­
zielende Instrumentarium des § 129 a 
und die dazugehörigen Formen der poli­
tischen Strafjustiz und die Isolations­
haftbedingungen für sogenannte „Unbe­
lehrbare“.
— Die Praxis der „Sicherheitsüberprü­
fungen“ in Teilbereichen des Staates 
und in großen Bereichen der Wirtschaft, 
bei denen eine Gegnerschaft zur NATO 
Entlassungs- bzw. Nichteinstellungskri­
terium ist. So stellt z.B. Daimler-Benz in 
weiten Bereichen des Konzerns keine 
Ingenieure ein, die den Kriegsdienst ver­
weigert haben. — (zem) 

sem Sinne wird dann eine Beteiligung 
gefordert.

Der Rektor der HUB, Fink, hat gegen 
die Abwicklung der fünf Fachbereiche 
(und weiterer Teile) Klage beim Vcrwal- 
tungsgericht eingereicht. Er begründet 
dies zum einen mit dem oben genannten 
Mantelgesetz, mit welchem der HUB 
der Status einer Kuratorialhochschule 
verliehen wurde. Dieser Status beinhal­
tet die „akademische Selbstverwaltung“ 
der Universität, d.h. über die Abwick­
lung können nur universitäre Gremien 
entscheiden. Zum anderen wird die Kla­
ge mit einem Verstoß gegen den Eini­
gungsvertrag untermauert. Daß die Kla­
ge nicht ganz aussichtslos zu sein 
scheint, wird durch das Verhalten der 
Senatsverwaltung gestärkt. Diese hat es 
bisher vermieden, gegen die mit der Kla­
ge der HUB verbundene aufschiebende 
Wirkung den sofortigen Vollzug anzu­
ordnen. Das Verwaltungsgericht wird 
frühestens im Februar entscheiden. 
Vom Ausgang dürfte eine große Anzahl 
von Verfahren wegen Abwicklung und 
Versetzen in „Warteschleifen“ betrof­
fen sein. — (har)
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Ursache des Golfkrieges ist imperialistische Aggression
Stellungnahmen und Lösungsvorschläge von Regierungen aus der dritten Welt zur Golfkrise, ihren Ursachen und ihrer Lösung

Die USA und die mit ihr verbündeten Staaten berufen sich bei dem 
Truppenaufmarsch gegen den Irak auf Absegnung durch das 
Völkerrecht und die Vereinten Nationen. Wenn auch schwächer 
als bei anderen Anläßen imperialistischer Aggression, was vor 
allem an der Haltung der Sowjetunion und anderer (ehemals) 
sozialistischer Staaten gelegen hat, gab es aber Stimmen dagegen. 

Kuba hat gemeinsam mit anderen blockfreien Staaten in der UNO 
den Versuch unternommen, Einwände gegen die Resolutionen 
vorzubringen, die über die Blockade des Iraks hinaus durch Nah­
rungsmittel- und Medikamentenboykott und das Angriffeultima­
tum die Situation verschärften. Die vom Konflikt direkt betrof­
fene Befreiungsorganisation des palästinensischen Volkes, PLO, 

versuchte ebenfalls, einen Krieg zu verhindern. Libyen, selbst vor 
einigen Jahren Opfer von US-Aggressionen mit dem Ziel der 
imperialistischen Kontrolle über Erdöl und Erdgas, appellierte 
vor allem an die arabischen Länder, um eine friedliche Lösung der 
Golfkrise zu erreichen. Wir dokumentieren aus Stellungnahmen 
Kubas, Libyens und der PLO. — (alk)

Kuba: Krieg gegen Irak ist ungerecht
Rede des kubanischen Außenministers I. Malmierca vor dem UN-Sicherheitsrät

(...) Seit Beginn des Konflikts hat mei­
ne Regierung nicht nur an den Präsiden­
ten des Iraks, sondern an alle anderen 
arabischen Staatsoberhäupter, den Prä­
sidenten der Blockfreien Bewegungen 
und diesen Sicherheitsrat appelliert, eine 
sofortige Lösung zu erarbeiten. Deshalb 
haben wir vor knapp zwei Wochen den 
Vizepräsidenten des Ministerrats der 
Republik Kuba mit einer Botschaft zu 
Präsident Saddam Hussein gesandt, 
gleichfalls mit dem Ziel, eine politische 
Lösung des Konflikts zu finden.

Zuvor hat mein Land im Stillen viele 
Schritte unternommen, damit der Irak 
seine Position ändert und nachgiebiger 
wird. Stets, seit die Krise ausgebrochen 
ist, haben wir auf Frieden und nicht auf 
Krieg gesetzt. Wir sind überzeugt, daß 
sich dieser Rat mehr als einmal in über­
stürzte Entscheidung hat drängen lassen, 
die den Weg zum Frieden nicht erleich­
tert haben.

Die Invasion und Annexion Kuwaits 
durch den Irak ist nicht akzeptabel und 
sollte verurteilt werden. Darüber hinaus 
ist es für die blockfreien Länder und die 
dritte Welt eine bedauerliche und schäd­
liche Aktion, da sie die Einheit und Soli­
darität untergräbt, die wir so dringend 

US-Flugzeugträger auf dem Weg zum Golf

benötigen angesichts der Herausforde­
rungen der bestehenden Unterentwick­
lung und der Notwendigkeit eines wür­
digen Platzes für zwei Drittel der Men­
schen, die auf diesem Planeten leben. 
Die bewaffneten Kämpfe und Bruder­
kriege haben Ressourcen verwüstet, die 
wir so dringend benötigen.

Ebenfalls verurteilt werden muß die 
Geiselnahme von unschuldigen Perso­
nen, etwas, was wir gleichfalls vor die­
sem Rat stark verurteilt haben. Wenn 
aber der Sicherheitsrat eine Resolution 
über eine totale Blockade annimmt, die 
sogar Lebensmittel und Medikamente 
einschließt, versetzt das aktuell Millio­
nen unschuldiger alter Leute, Frauen 
und Kinder und Zivilpatienten in die 
Geiselhaft von Entbehrung und Tod. 
Kinder und zivile Kranke in Irak müssen 
wegen Medikamentenmangel in den 
Krankenhäusern sterben. Die Anwesen­
heit von über 200 kubanischen Ärzten 
und Krankenschwestern, die in den ver­
gangenen zwölf Jahren unbehindert 
ihren Dienst in diesem Land verrichte­
ten, ermöglicht uns, das als wahr zu be­
stätigen. Solche Maßnahmen, weit da­
von entfernt, die bestehende Situation zu 
lösen, führen nur zu noch mehr Unnach­

giebigkeit und Verhärtung.
Unsere klare und prinzipielle Position 

zu jeder der vorgeschlagenen Positionen 
läßt keinen Raum für Zweifel. Wir un­
terstützen, was wir für gerecht und ein­
wandfrei halten. Wir haben dagegen ge­
stimmt oder uns enthalten bei jenen 
Punkten, die unserer Meinung nach eine 
friedliche Lösung verhindern oder uner­
bittlich zum Krieg führen.

Ein Krieg mit 
furchtbaren Folgen

Wir haben hier auch unsere Sorge über 
die riesige und wachsende Konzentra­
tion von Streitkräften der USA und ihrer 
Verbündeten in der Golfregion ausge­
sprochen und auf die Gefahr des Kriegs­
ausbruches hingewiesen; selbst wenn es 
bei einer konventionellen Kriegsführung 
bleibt, wird ein solcher Krieg unaus­
sprechliche Zerstörung in den Ländern 
der Region zur Folge haben, beginnend 
bei Kuwait, Irak und anderen Nachbarn, 
dazu kommen die Opfer der angreifen­
den Kräfte. Die Zerstörung der Ölvor­

räte und -fordereinrichtungen, die hier 
konzentriert sind, wird wegen der nach­
folgenden Ölknappheit und rasant stei­
gender Preise nicht nur die Industrie­
nationen treffen, sondern vor allem die 
nicht-ölproduzierenden Länder der drit­
ten Welt, welche zusätzlich zu den er­
drückenden Auslandsschulden und der 
brutal ungleichen Handelsbilanzen unter 
jetzt schon hohen, dann astronomischen 
Ölpreisen zusammenbrechen würden.

Herr Präsident, vor diesem Gremium 
haben wir bei verschiedenen Gelegen­
heiten unterstrichen, wie gegensätzlich 
die Haltung des Rates bei der Invasion 
Kuwaits durch den Irak ist verglichen 
mit der bei der nicht lange zurückliegen­
den Invasions Panamas durch die USA 
und mit der zur Situation in Palästina 
und den seit 23 Jahren besetzten arabi­
schen Gebieten, um nur zwei Beispiele 
zu nennen. Die Antwort, die man uns in 
diesem Raum gab: Das sei Vergangen­
heit, das gehöre in die Zeit des Kalten 
Krieges, der aufgehört habe, nun seien 
wir in einem neuen Stadium, in dem die 
UN-Charta von allen respektiert werden 
wird, und daß die irakische Aktion ge­
gen die neue Weltordnung, die aus dem 
besten Nachkriegsgeist geboren ist, ge­

richtet sei.
In Wahrheit ist dieser Rat nicht einmal 

in der Lage gewesen eine Vertretung des 
Generalsekretärs in die besetzten Gebie­
te zu schicken, noch die leiseste Garantie 
abzugeben für die Sicherheit von palästi­
nensischen Kindern und Jugendlichen, 
die fortgesetzt auf ihrem eigenen Boden, 
von dem sie so grausam enteignet wur­
den, ermordet werden.

Ungeachtet seiner moralischen, recht­
lichen und historischen Grundsätze hat 
Kuba nicht versucht, noch wird es das 
unter den bestehenden Bedingungen 
ernsthaft erwägen, eine Verbindung 
zwischen dem irakischen Rückzug aus 
Kuwait und den von Israel besetzten ara­
bischen Territorien herzustellen. Aber 
ist es nicht skandalös inkonsequent, auf 
Maßstäben zu bestehen, die wir in ande­
ren Fällen mißachten? War es nicht die­
ser Rat, der vor einigen Tagen mit einer 
ebenfalls von Kolumbien, Malaysia, 
Jemen und Kuba vorbereiteten minima­
len, gemäßigten und humanitären Reso­
lution zu Palästina angerufen wurde? Je­
doch hat der Vorsitzende des Rates das 
Verlangen nach einer Sitzung dieser 
Versammlung völlig mißachtet und hat 
damit die vorgegebenen Grundsätze und

Verfahren nicht beachtet. Kann es sein, 
daß das leidende palästinensische Volk 
in dieser neuen, dem Kalten Krieg fol­
genden Epoche nicht die gleiche Be­
handlung wie andere Völker verdient 
und daß gegen es, wie gegen das libane­
sische Volk, jeder Terror und jede Ge­
walt eines überheblichen strategischen 
Verbündeten der USA erlaubt sind, ohne 
jede Rührung bei jenen, die bei anderen 
vergleichbaren Aktionen der Verletzung 
internationaler Gesetze und Grundsätze 
angeblich so bewegt sind?

UN-Charta gilt 
für alle gleich!

Wenn wir uns tatsächlich an der Schwel­
le eines neuen Zeitalters befinden, wenn 
wir beabsichtigen, internationales Recht 
über strategische oder geopolitische In­
teressen zu setzen, wenn wir eher an Ge­
rechtigkeit als an Vorherrschaftsstreben 
oder Kontrolle über die größten Ölreich­
tümer des Planeten interessiert sind, 
dann ist es an der Zeit, für eine neue 
Weltordnung unter den Grundsätzen der 

UNO-Charta zusammenzuarbeiten, die 
wir unumschränkt anerkennen, so daß 
wirkliche Gleichheit und Gerechtigkeit 
für alle herrschen. Solch eine Ordnung 
wäre noch besser, wenn die Vereinten 
Nationen selbst demokratischer würden 
und privilegierende Grundsätze und 
Praktiken aufgäben, die seit nahezu 
einem halben Jahrhundert gelten und die 
nicht mit der heutigen Welt übereinstim­
men und die gegen die uneingeschränkte 
Souveränität und Macht der überwälti­
genden Mehrheit der Staaten der inter­
nationalen Gemeinschaft gerichtet sind.

Uns ist klar, daß die verschiedenen 
Probleme, die derzeit die Menschheit 
belasten, nicht sofort zu lösen sind; aber 
wenn der aufrichtige Wille da ist, kön­
nen die richtigen Lösungen gefunden 
werden. Gespräche und Verhandlungen 
haben sich als das beste den Vereinten 
Nationen und ihren Mitgliedstaaten zur 
Verfügung stehende Mittel erwiesen, 
um Konflikte zu lösen. Namibia ist ein 
ermutigendes Beispiel dafür, wie alle 
Schwierigkeiten durch Vereinbarungen 
der beteiligten Parteien am Verhand­
lungstisch bewältigt werden können. 
Der Fall Korea andererseits ist typisch 
dafür, wie der Gebrauch von Waffen­
gewalt unter UN-Flagge zu einem drei­
jährigen Krieg führte, zu Hunderttau­
senden Opfern und ausgedehnten Mate­
rialverlusten, zu einem Waffenstill­
stand, der das Land weiterhin geteilt hält 
wie vor dem Ausbruch des Konflikts und 
mit Zehntausenden Soldaten und auslän­
dischen Militärbasen im südlichen Teil 
dieses Landes.

UN-Resolution 
ist kriegfördernd

Herr Präsident, Kuba hält es für unge­
eignet, eine Resolution zu beschließen, 
die im Grunde genommen eine Kriegs­
erklärung ist, ein Ultimatum mit einem 
festen Zeitpunkt, ab dem die Kriegs­
handlungen beginnen sollen, und die 
einer unbeschränkten Vollmacht für die 
USA und ihre Verbündeten gleich­
kommt. ihr riesiges und ausgeklügeltes 
Militärpotential zu benutzen.

Wenn das der Weg ist, mit dem die 
Krise gelöst werden soll, dann kann nie­
mand leugnen, daß dieses Verfahren, 
vorsichtig ausgedrückt, unzivilisiert und 
äußerst enttäuschend für die internatio­
nale Gemeinschaft ist. Es würde die Un­
fähigkeit der Vereinten Nationen und 
der hauptsächlichen Staatsmänner der 
Welt erweisen, eine politische und fried­
liche Lösung für ein bestehendes Pro­
blem zu finden. Der Text verletzt außer­
dem die UN-Charta, indem er bestimm­
ten Staaten den Gebrauch der militäri­
schen Macht erlaubt, was die Verfahren, 
die von der Charta vorgesehen sind, völ­
lig mißachtet.

Wir hätten die Annahme einer kräfti­
gen Resolution bevorzugt, die die Be­
achtung und Erfüllung des Willens der 
internationalen Gemeinschaft verlangt, 
einer Resolution, die zugleich aber groß­

Libyen: Für friedliche Regelung
Gaddafi zur friedlichen Regelung der Golfkrise, Tripolis, 1.9.90

1. Rückzug der irakischen Streitkräfte 
aus Kuwait. Rückzug der atlantischen 
Streitkräfte aus der Golfregion und die 
Stationierung von U NO-Truppen in 
Kuwait.
2. Aufhebung der Wirtschaftsblockade 
gegen Irak.
3. Ersetzung der amerikanischen und 
westlichen Truppen auf der arabischen 
Halbinsel durch arabische und islami­
sche Truppen.
4. Der Verzicht Kuwaits auf die Insel 
Bubian zugunsten Iraks, um Irak einen 
Zugang zum Golf zu verschaffen und die 
Rückgabe des Rumaila-Ölfeldes an Irak.
5. Die inneren Angelegenheiten Ku­
waits werden allein dem kuwaitischen 
Volk überlassen.

zügig und großherzig ist. was eine Rück 
nähme des Beschlusses umfassen müßte, 
der eine Lieferung von Nahrung und 
Medizin an Kinder, Frauen und alte 
Leute im Irak verhindert. Das gäbe den 
Vereinten Nationen tatsächlich jene gro­
ße moralische Autorität, um mit der nö­
tigen Härte den Rückzug der irakischen 
Truppen aus Kuwait, die Wiederherstel­
lung der souveränen Rechte des Staaten 
und die sofortige Freilassung der Gei­
seln zu verlangen. Wir werden stattdes­
sen aufgefbrdert, den Krieg mit einem 
Fahrplan zu unterstützen, ebenso den 
Versuch, die Unbeweglichkeit und Un­
nachgiebigkeit der irakischen Regierung 
mit Unbeweglichkeit. Unnachgiebigkeit 
und dem ernstesten Mittel der Vereinten 
Nationen zu konfrontieren.

Blockade gegen Irak 
mehr als genügend

Die Pflicht der Vereinten Nationen ist 
es, wohlüberlegt auf jegliche Äußerung 
von Mißachtung und Extremismus zu 
antworten anstatt mit fanatischer Anbe­
tung des Gebrauchs von Gewalt.

Es ist bewiesen, daß Maßnahmen, die 
Gewalt beinhalten, uns einer Lösung 
nicht näher bringen. Im Gegenteil, das 
hat dazu geführt, daß die irakischen Po­
sitionen starrer geworden sind. Die 
Schritte, die im politischen, kommer­
ziellen und finanziellen Bereich unter­
nommen wurden, waren mehr als genü­
gend. Irak unterliegt heute einer Blocka­
de zur Luft, zu Land und zur See bei al­
len Produkten, zusätzlich zu Nahrung 
und Medikamenten, die wesentlich für 
das Leben einer Nation sind.

Offensichtlich kann kein Staat für län­
gere Zeit die politische und wirtschaftli­
che Isolation, in der sich dieses Land 
derzeit befindet, aushalten, so daß es 
weder nötig ist, Frauen, Kinder und älte­
re Menschen mit dem Hungertod zu be­
drohen, noch einen blutigen und zerstö­
rerischen Krieg in Gang zu setzen. Das 
ist ein ungewöhnlicher Augenblick in 
der Geschichte: Nach der Annahme die­
ser Resolution, in etwa sechs Wochen, 
wird die Welt einem Publikum in einem 
gigantischen Stadion gleichen, das auf 
die Ausbruch des Krieges wartet. Ange­
lehnt an den Titel eines berühmten Ro­
mans von Gabriel Garcia Märquez, 
könnte diese Resolution überschrieben 
sein mit „Die Chronik eines angekün­
digten Krieges“. Das ist die einzige In 
terpretation, die dieser uns vorgelegte 
Text erlaubt.

Niemand kann übersehen, daß sich 
mit der Verabschiedung der Sicherheits 
rat heute auf den Weg zu einem uner 
wünschten Konflikt macht, und das mo 
ge der schlimmste Ausdruck sein, den 
die Zukunft der zweifelhaften Rolle der 
Vereinten Nationen zuerkennen wird.

Kuba ist nicht bereit, dafür die ge­
schichtliche Verantwortung zu übemah 
men.

Aus. Gramma. englische Ausgabe. 9.12.1990. 
eigene Übersetzung

6. Erarbeitung einer gemeinsamen an 
bischen Ölpolitik, die für alle ölpnxki 
zierenden arabischen Länder verbind 
lieh sein muß. und keiner darf von dieser 
Politik abweichen oder sie übertrete t 
Die Abschreckung jedes zuwiderhar. 
delnden arabischen Staates ist legitim
7. Regelung der Verbindlichkeiten u* 
Entschädigung aller betroffenen fflfe 
sehen Seiten, die durch das Problem ge 
schädigt worden sind.
8. Abhaltung einer arabischen GipK 
konferenz in Libyen, um einen Ent*-’ 
für die arabische Union zu beschlidter
9. Der Vollzug dieser Initiative soli - 
ter der Aufsicht des GeneraisekreE- 
der UNO und des Generalsekretärs a 
Liga der arabischen Staaten geschehet
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Yassir Arafat: Prinzipien zur Lösung der Golfkrise t

Aus der Eröffnungsrede vor der Palästina-Konferenz in Genf am 29.8.1990

Die folgende Rede Yassir Arafats anläß­
lich der 7 Internationalen Konferenz 
der Nicht-Regierungsorganisationen zur 
Mäst inenser-Frage stammt zwar schon 
von Ende August des vergangenen Jah­
res, enthält aber, so die Auskunft des 
Bonner PLO-Büros, die grundsätzlichen 
Positionen der PLO zur Golfkrise. 
Unsere Position war und ist. sich mit 
aller Kraft für eine friedliche Beilegung 
der Krise einzusetzen, um eine Lösung 
zu erreichen, die auf den Prinzipien der 
internationalen Legitimität und der Ver­
einten Nationen beruht. Diese Lösung 
sollte durch die Hinwendung zum Dia­
log und zu Verhandlungen und durch die 
Bereitschaft, eine Lösung zu finden, die 
die Würde aller wahrt und die Rechte al­
ler schützt, erreicht werden. Das war 
unser Ziel, bevor die Krise eskalierte, 
und dieses Ziel verfolgten wir auch auf 
der arabischen Gipfelkonferenz in Kai­
ro, und wir fühlen uns diesem Ziel bis 
heute verpflichtet.

Wir haben unser Bestes getan, die ara­
bische Gipfelkonferenz, zu der Ägypten 
dringend aufgerufen hatte, mit der Teil­
nahme Iraks und Kuwaits zu einem Er­
folg zu machen. Wir haben auf der Gip­
felkonferenz vorgeschlagen, per Reso­
lution ein Komitee von Staatsoberhäup­
tern zu bilden, das alle Angelegenheiten 
mit der irakischen Führung beraten soll­
te, darunter auch die Situation in Ku­
wait. Unserem Vorschlag zufolge soll­
ten dem Komitee Ägypten. Jordanien, 
Algerien, Jemen. Palästina und Saudi- 
Arabien angehören. Dieser Vorschlag 
wurde — trotz seiner weitreichenden 
Bedeutung — nicht zur Abstimmung ge­
stellt; ein ähnlicher Vorschlag wurde 
von keiner anderen Seite eingebracht. 
Wir messen dieser Angelegenheit eine 
so große Bedeutung bei, weil dieses 
Komitee unserer Ansicht nach ein ent 
scheidendes Mittel darstellt, um die Fra­
ge im arabischen Kontext zu lösen, einen 
drohenden Krieg abzuwenden und damit 
die Eskalation der Krise zu verhindern. 
Leider wurde eine ungerechte, bösartige 
und unfaire Kampagne gegen die PLO. 
die palästinensische Führung und das 
palästinensische Volk eingeleitet, die 
mit der o.g. Haltung der palästinensi­
schen Seile begründet wurde.

Gleichzeitig (mit dieser Diffamie- 
rungskampagne) ging die von der israe­
lischen Regierung beschlossene Politik 
gegen unser Volk, die Politik der ..eiser­
nen Faust“ und des Knochenbrechens 
weiter, die von den Besatzungsstreit­
kräften und von terroristischen Siedler­
milizen umgesetzt werden sollte . . .

Die Verleumdungskampagne wird 
uns indes nicht davon abhalten, unsere 
Bemühungen fortzusetzen, um eine 
friedliche Lösung für die Krise am Golf 
und in der gesamten Region zu finden. 
Unsere politischen Schritte gründeten 
sich in diesem Zusammenhang auf eine 
Reihe von Prinzipien, die wir als Initiati­
ve einigen befreundeten Staatsoberhäup­
tern, den fünf ständigen Mitgliedern des 
Weltsicherhcitsrates. dem Präsidenten 
des Sicherheitsrates, dem UN-General- 
sekretär, der europäischen Troika und 
dem Präsidenten der Blockfreien Bewe­
gung vorlegten.

Prinzipien der PLO 
zur Lösung

Diese Prinzipien besagen:
1. Die PLO übernimmt die Rolle 

eines Vermittlers in diesem Konflikt und 
ist keine Konfliktpartei. Sie bezieht 
nicht Position zugunsten einer und ge­
gen eine andere Partei. Unsere Stimm­
enthaltung bei der Resolution der Arabi­
schen Liga kam zustande, weil die Reso­
lution sich auf die Verurteilung (des 
Iraks. d.Red.) konzentrierte und keine 
Modalitäten für eine Lösung enthielt.

2. Alle ausstehenden kritischen Pro­
bleme in der Nahostregion sollen gelöst 
werden. Dazu gehören die Probleme am 
Golf, in Kuwait, in Palästina, im Liba­
non und auf dem Golan. Auftakt dazu

der Rückzug zwischen Irak und 
Iran, aber eine Lösung könnte dies auch 
® ftüästina. Libanon. Golan und Ku- 
*** ermöglichen.

1 Die Lösung der Golfkrise sollte in- 
^riulb des arabischen Rahmens statt- 

damit man zu einer Verhand- 
'-güosung gelangt, die die Rechte und 

Interessen aller Parteien berücksich- 
s1 und die Würde aller wahrt, wie dies 

in Bezug auf Libanon im arabischen 
Rahmenwerk von Taif gelungen ist.

4. Ein weiteres grundlegendes Prin­
zip ist der Rückzug amerikanischer und 
anderer ausländischer Truppen aus der 
Golfregion und ihre Ersetzung durch in­
ternationale Streitkräfte unter der Fahne 
der Vereinten Nation und in deren Rah­
men, ohne Doppeldeutigkeit und Hinter­
sinn.

5. Beendigung der Sanktionen gegen 
den Irak und Verhängung von Sanktio­
nen gegen jeden Staat, der sich weigert, 
sich aus den Gebieten zurückzuziehen, 
die er besetzt hält.

Mit dieser Initiative bemühen wir uns, 
die internationale Legitimität zu stärken, 
die durch die Vereinten Nationen ver­
körpert wird, da diese der Ort sind, an 
dem die Streitigkeiten ausgetragen und 
regionale und internationale Konflikte 
gemäß den Prinzipien und Zielen, die in 
der Charta der Vereinten Nationen und 
im Völkerrecht niedergelegt sind, gelöst 
werden.

Doppelzüngigkeit 
der US-Regierungen

Darüber hinaus versuchen wir mit dieser 
Initiative den Einsatz von Waffengewalt 
und militärische Lösungen für alle Pro­
bleme in der Region zu vermeiden. Der 
immer massivere militärische Auf-

Yassir Arafat

marsch zu Land, zu Wasser und in der 
Luft dient nicht dem Frieden, auch nicht 
dem Dialog oder der Verständigung der 
Konfliktparteien. Im Gegenteil, ein Ein­
satz dieser Intensität birgt die Gefahr, 
daß sich jeder Disput zu einer bewaffne­
ten Konfrontation entwickelt, die 
schnell zu einem regelrechten Krieg aus­
arten könnte, der Zerstörung und Ruin 
nicht nur für die gesamte Region, son­
dern auch für die übrige Welt mit kata­
strophalen Konsequenzen für den Welt­
frieden mit sich bringt. Von daher stel­
len wir klar und deutlich fest: Es gibt 
eine politische Lösung für die Golfkrise, 
die die Flammen des Krieges löschen 
und das Kriegsgeschrei zugunsten des 
Friedens in der Region und der Welt ver­
stummen lassen könnte.

Die Golfkrise enthüllt unmißverständ­
lich, daß sich alle US-amerikanischen 
Regierungen seit 1948 bis heute einseitig 
hinter Israel gestellt haben. Diese Hin­
wendung manifestiert sich in einer se­
lektiven Politik der Doppelzüngigkeit, 
die die Vereinigten Staaten gegenüber 
den Vereinten Nationen, deren Charta, 
dem Sicherheitsrat und seiner Rolle,
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dem Mechanismus der UN-Arbeit und I 
ihren Resolutionen sowie den Prinzipien i 
der internationalen Gerechtigkeit, dem 
Völkerrecht und dem Willen der interna­
tionalen Gemeinschaft verfolgen. Es ist 
äußerst bedauerlich, daß die Vereinigten 
Staaten darauf hinwirken, die Vereinten i 
Nationen und den internationalen Willen 
zu beugen, um ihren eigenen nationalen 
Interessen als Supermacht und den Inter­
essen ihres Verbündeten Israels zu die­
nen. Alle Regierungen der Vereinigten 
Staaten haben Israel in jeder Beziehung 
unbegrenzte Unterstützung zuteil wer­
den lassen, ob es sich um Verbrechen 
oder Aggressionen handelte oder um 
Fragen der israelischen Besatzungspoli­
tik ging. Diese Tatsache erlaubte es 
Israel, die Besetzung palästinensischer 
und arabischer Territorien seit 1967 un­
unterbrochen fortzusetzen. Die Ver­
einigten Staaten trugen damit dazu bei, 
die Anwendung der Sicherheitsresolu­
tion 242 zu verhindern, die den Rückzug 
der israelischen Streitkräfte aus den be­
setzten Gebieten, einschließlich Jerusa­
lem, entsprechend dem Prinzip der Un­
zulässigkeit der Aneignung fremder 
Territorien durch Gewalt, forderte. 23 
Jahre lang haben die aufeinander folgen­
den US-amerikanischen Regierungen 
keinerlei Anstrengungen unternommen, 
sich für die Durchsetzung dieser Resolu­
tion einzusetzen; heute dagegen werden 
Flottenverbände und massive Armeein­
heiten zusammengezogen, die mit kon­
ventionellen Waffen und mit taktischen 
Atomwaffen bestückt sind. Diese wer­
den unter dem Vorwand auf den Weg ge­
schickt, die Resolution 660 des Weltsi­
cherheitsrates umzusetzen, die den 
Rückzug der irakischen Kräfte aus Ku­
wait verlangt, und um die Durchsetzung 
der Resolution 661 sicherzustellen, die 
die Verhängung von Sanktionen gegen 
Irak fordert.

Eine der merkwürdigen Ungereimt­
heiten der US-amerikanischen Politik im 
Nahen Osten liegt darin, daß die Verei­
nigten Staaten Ende Mai 1990 im Sicher­
heitsrat ihr Veto gegen eine Resolution 
einlegten, die empfahl, eine Fact-Fin- 
ding-Mission in die besetzten palästi­
nensischen Gebiete zu entsenden, die die 
sich verschlechternde Lage untersuchen 
sollte. Die USA verweigerten auch der 
Entsendung von UN-Beobachtern ihre 
Zustimmung, was wir u.a. gefordert 
hatten, um den Schutz unseres palästi­
nensischen Volkes in den besetzten Ge­
bieten sicherzustellen. Die US-amerika­
nische Regierung machte in einem Jahr 
siebenmal von ihrem Vetorecht Ge­
brauch, um Israel, die Besatzungs­
macht, zu schützen, und bot Israel damit 
die Rückendeckung, um seine Verbre­
chen gegen unser Volk und seine Unter­
drückungspolitik in den besetzten Ge­
bieten fortzusetzen. Heute aber mobili­
sieren die USA nicht nur ihre Streitkräf­
te, sondern sie drängen andere Staaten, 
sich an der militärischen Mobilisierung 
zu beteiligen und am Golf militärisch 
präsent zu sein.

Ist es nicht bittere Ironie, daß sich Is­
rael, das täglich die Charta und die Reso­
lutionen der Vereinten Nationen und an­
dere internationale Konventionen, be­
sonders die Vierte Genfer Konvention 
von 1949, verletzt, als Partner anbietet, 
um die Sicherheitsresolution 661 gegen 
Jordanien durchzusetzen, das Mitglied 
der Vereinten Nationen und am Golf­
konflikt nicht beteiligt ist? Israel er-, 
schwert nicht nur die Durchsetzung aller 
Resolutionen der Vereinten Nationen 
und ihrer Organisationen, sondern es 
weigert sich, die bezüglich Palästinas 
und des Nahen Ostens gefaßten Be-
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Palästinensische Proteste in Nablus
Schlüsse umzusetzen. Darüber hinaus 
unterläuft die israelische Seite den inter­
nationalen Willen, der einhellig der Not­
wendigkeit einer internationalen Nah­
ostfriedenskonferenz zugestimmt hat. 
Und trotz dieser oppositionellen Positi­
on erhält Israel Unterstützung von der 
US-amerikanischen Regierung.

Palästina-Frage 
bleibt wichtig

Die palästinensische Frage bleibt trotz 
der Golfkrise eine der wichtigsten Punk­
te auf der Tagesordnung der Vereinten 
Nationen, dies als Hinweis darauf, wel­
che weitreichenden Ziele diese interna­
tionale Organisation durch ihre Bemü­
hungen um eine friedliche Verhand­
lungslösung für den Nahen Osten und 
die Palästinafrage erreichen kann. Dar­
um bemühen wir uns, und wir haben das 
immer wieder bestätigt, seit wir unsere 
Friedensinitiative vor diesem Forum, 
den Vereinten Nationen in Genf, erläu­
tert haben. Diese Initiative hat ihre 
Grundlage in den Prinzipien der interna­
tionalen Legitimität und den internatio­
nalen Resolutionen; sie erhielt Unter­
stützung von allen Staaten und allen 
Kräften in der Welt, die der Freiheit, 
Gerechtigkeit und dem Frieden ver­
pflichtet sind . . .

Ich möchte von dieser Stelle aus noch 
einmal die Prinzipien darlegen, die un­
serer Friedensinitiative zur Erreichung 
einer gerechten und dauerhaften Lösung 
der Palästinafrage zu Grunde liegen:

1. Es ist notwendig, sich für die Ein­
berufung einer internationalen Konfe­
renz für Frieden im Nahen Osten unter 
der Schirmherrschaft der Vereinten Na­
tionen und im Rahmen dieser Organisa­
tion einzusetzen. An dieser Konferenz 
sollen alle fünf ständigen Mitgliedstaa­
ten des Weltsicherheitsrates sowie alle 
am Konflikt beteiligten Parteien — dar­
unter auch die PLO — auf gleichberech­
tigter Ebene teilnehmen. Grundlage sol­
len die Sicherheitsratsresolutionen 242 
und 338 und das Recht unseres Volkes 
auf Selbstbestimmung sein.

2. Rückzug der israelischen Streit­
kräfte aus den besetzten palästinensi­
schen und arabischen Gebieten.

3. Wir fordern die Bereitstellung in­
ternationalen Schutzes für unser Volk 
unter Besatzung, bis dieses Ziel erreicht 
ist. Die Staaten in der Welt sollten ihre 
Verantwortung gegenüber den Bestim­
mungen und den Artikeln der Charta der 
Vereinten Nationen und ihren Resolutio­
nen übernehmen.

4. Alle Staaten in der Welt und alle 
friedliebenden Kräfte sind aufgerufen, 
an der Entwicklung der Wirtschaft unse­
res Volkes in den besetzten Gebieten 
teilzunehmen, um unser Volk in die La­
ge zu versetzen, der brutalen Unter­
drückung und der mutwilligen und fort­
gesetzten Zerstörung der Infrastruktur 
unseres Volkes, die Folge der andauern­
den Besatzung sind, Widerstand entge­
genzusetzen und damit die Grundlage 
für die Errichtung unseres unabhängigen 
palästinensischen Staates zu schaffen.

(...) Wir werden auf unserem friedli­
chen Weg fortschreiten, mit welchen 
Hindernissen und Schwierigkeiten wir 
auch immer konfrontiert werden und 
welche Opfer wir auch immer werden 
bringen müssen, bis wir einen gerechten 
und dauerhaften Frieden in unserem hei­
ligen Land, dem Land des Friedens, der 
heiligen Schrift und humaner Prinzipien 
erreicht haben.
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Was läuft derzeit im Kino?

Szene aus dem Film „Rama dama“

„Arielle“: Schöne Gute und häßliche Böse
Im Märchen von der kleinen 
Meerjungfrau von Hans Chris­
tian Andersen stirbt am Ende die 
kleine Meerjungfrau tragisch, 
während der von ihr geliebte 
Prinz eine andere heiratet. Das 
Märchen ist eine Drohung gegen 
Kinder, die sich der elterlichen 
Gewalt nicht fügen wollen. Am 
Beispiel der kleinen Meerjung­
frau wird ihnen gezeigt, wohin 
solcher Ungehorsam führt — di­
rekt ins Unglück.

In der jetzt in den Kinos lau­
fenden Walt-Disney-Verfilmung 
des Märchens unter dem Titel 
„Arielle“ nimmt die Geschichte 
einen anderen Lauf: Im letzten 
Augenblick gewinnt die Meer­
jungfrau ihre Stimme zurück, 
kann den Prinz heiraten und 
glücklich werden, während die 
böse Meereshexe vernichtet 
wird.

Eine Ermutigung zum Wider­
stand gegen elterliche Gewalt al­
so? Keineswegs. Die Geschichte 
ist vielmehr verwandelt in die — 
an die Konkurrenz in der Mittel­

klasse anknüpfende — Parabel 
vom ewigen Gegensatz zwischen 
„Winner“ (den „Gewinnern“ 
der Konkurrenz) und „Looser“. 
den „Verlierern“. „Gewinner“ 
sind in diesem Fall der König, 
seine Tochter und alle, die auf 
dem Schloß leben. Verlierer ist 
die böse Meereshexe, die — ab­
weichend von Andersens Mär­
chen — hier dargestellt wird als 
eine aus dem Schloß verstoßene, 
böse, alte und häßliche Frau. 
Dieses falsche Bild vom Kampf 
zwischen dem — unauflöslich 
verbunden dargestellten — ..Rei­
chen“, „Schönen“ und „Gu­
ten“ auf der einen Seite gegen 
das „Häßliche“, „Böse“ und 
„Arme“ auf der anderen Seite 
wird in dem Film geschickt in lu­
stige Szenen eingepackt und den 
Jugendlichen und Kindern samt 
Eltern nahegebracht.

Ein so dargestellter Gegensatz 
ist für jede Hetze gut. Der glei­
che Gegensatz tobte beispiels­
weise schon in der berüchtigten 
Filmserie vom „Krieg der Ster­

ne“. die den Stoff sowohl für 
vielfältigste Spielzeugproduktio- 
nen abgab wie auch für Ronald 
Reagans Hetze gegen das „Reich 
des Bösen“. Dieses „Reich des 
Bösen“, hier also die Meeres­
hexe. wird im Disney-Film ver­
dientennaßen vernichtet. Die 
Hexe wird enttarnt, vom Schiff 
gerammt und stirbt, ihr Gefäng­
nis zerbricht, die dort inhaftier­
ten armen Seelen werden befreit.

Bei Kindern und jugendlichen 
Zuschauern stößt dieses Ende 
auf Befriedigung. Die völlig 
künstliche und willkürliche Ver­
knüpfung von „Reich“ und 
„Schön“ mit „Gut“ fallt ihnen 
kaum auf. Immerhin: Die größte 
Begeisterung weckte bei so man­
chem kleinen Zuschauer eine 
eher häßliche Krabbe bei ihrem 
erfolgreichen Kampf gegen den 
Koch und dessen Versuche, sie 
in den Kochtopf zu befördern. 
Die Freude am erfolgreichen 
Widerstand der Krabbe gegen 
die tödliche Gefahr war jeden­
falls groß. — (rül)

„Unendliche Geschichte (II)“ Comicfilm „Werner beinhart“: Brüllwitz und Bier
Bastian Balthasar Bux, „der’s 
nicht bringt“ im wirklichen Le­
ben, weder in der Konkurrenz zu 
seinen Mitschülern, noch gemes­
sen an den Anforderungen seines 
Vaters, in der Traumwelt Phan­
tasien ist er der Held, der der 
kindlichen Kaiserin einen neuen 
Namen gibt, und damit, stellver­
tretend für die ganze Mensch­
heit, die Phantasie rettet. Lernt 
der Dreifach-B im ersten Teil 
immerhin noch, sich durchzuset­
zen, und sei es auch nur mit Hilfe 
des Glücksdrachens Fuchur, der 
zweite Teil führt ihn zurück zur 
harten Realität. Die phantasti­
schen Freunde werden zur perso­
nalisierten Vernunft. Denn in 
Phantasien soll einer sich nicht 
immer aufhalten, das ist nicht 
„normal“. Im gleichnamigen 
Buch von M. Ende landen jene, 
die für immer bleiben wollten, in 
der alten Kaiserstadt, wo sie, von 
einem Affen beaufsichtigt, den 
Tag mit sinnlosen Tätigkeiten 
verbringen. Das droht also bei 
zuviel Phantasie. Je mehr sich 
Bastian mit Hilfe des magischen 
Zeichens Aurin wünscht, desto 
weniger erinnert er sich an die 
Realität, bis er fast hohl ist und

Rama dama“: Nur Lieben

Ein neuer Film des „Herbst- 
milch“-Regisseurs Joseph Vils- 
maier, in der Hauptrolle wieder 
Dana Vavrova, bekannt durch 
die Rolle der Anna Wimschnei- 
der. Die Zeitungen waren über­
voll des Lobes über Vilsmaiers 
„Denkmal für die Trümmerfrau­
en“, jene Frauen, die angetan 
mit Kopftuch und Schürze in 
schäbigem Schuhwerk nach dem 
Zusammenbruch den Schutt der 
zerbombten Städte aufräumten 
und damit die Grundlage für 
neue Wohnungen und Produk­
tionsstätten schafften.

Kati verabschiedet ihren Mann 
an die Ostfront. Nach einer 
fürchterlichen Bombennacht fin­
det sie ihren Friseurladen, und 
ihre Wohnung zerstört und flieht 
wenig später hochschwanger 
aufs Land. Unter dem fürchterli­
chen Dröhnen einfahrender ame­
rikanischer Panzer mit freund­
lich lächelnden farbigen Gis ge­
biert sie ihr Kind: Das Leben 
geht weiter, neue Hoffnung. Um 
ihren Mann zu suchen, geht sie 
wieder nach München, trifft ei­
nen anderen Heimkehrer, Hans, 
der sich in ihrer Nähe zwischen 
den Trümmern einnistet. Katis 
Schwester liiert sich mit einem 
Farbigen, liebevoll „Burli“ ge­
nannt, der das Leben der beiden 
Frauen mit Whisky und Zigaret­
ten versüßt. Auf gemeinsamen 
Hamsterfahrten kommen sich 
Kati und Hans näher. Als Liebes­
erklärung lädt er sie in die zer­
bombte Residenz zu einem Kon­

nur noch einen Wunsch übrig 
hat. Dabei muß er lernen, sich 
den gängigen Normen anzupas­
sen, Hochmut kommt vor dem 
Fall, liebe deinen Nächsten, ver­
traue auf das Gute und so weiter. 
Zwar völlig anders als im Buch 
dargestellt, aber in der Aussage 
gleich, gipfelt alles in der Selbst­
aufgabe als einzigem Weg, aus 
Phantasien in die Wirklichkeit 
zurückzukommen. Getarnt ist 
die Sache als Mutprobe. Er muß 
von einem riesigen Wasserfall in 
die Tiefe springen, er muß es 
ganz allein tun, keiner der phan­
tastischen Freunde kann ihm hel­
fen. Der Film ist sehr packend 
gemacht, filmtechnisch werden 
alle Register gezogen, die jünge­
ren Zuschauer sind durchweg 
begeistert. Daß der Film ein gu­
tes Ende hat, findet eigentlich 
niemand, aber es ist ja auch die 
unendliche Geschichte. Der Au­
tor des Buchs findet, daß der 
zweite Teil des Films die Buch­
aussage viel treffender darstellt, 
vom ersten Film hat er sich di­
stanziert. Vielleicht denken et­
was ältere Zuschauer wehmütig 
an „Emil und die Detektive“. 
— (rcc)

zert ein, gemeinsam hören sie 
Beethovens 2. Symphonie. An­
läßlich des Vergewaltigungsver­
suches eines weißen Amerika­
ners an Kati während einer Ham­
sterfahrt aufs Land lieben sich 
Hans und Kati auf Niederbay­
erns grünen Wiesen. Hans 
nimmt damit die Stelle ihres 
Mannes ein. Da kommt ihr Mann 
zurück. Schweigend setzt er sich 
an seinen angestammten Platz 
am Tisch. Hans geht. Sehnsucht 
bleibt. Der Film ist aus.

Während Vilsmaier in 
„Herbstmilch“ einfühlsam die 
Emanzipation einer Frau nach­
zeichnet, Spannungen mit der 
Umwelt darstellt, die handeln­
den Personen in der Auseinan­
dersetzung mit sich selbst und 
ihrer sozialen Klasse Fragen auf­
werfen läßt, die es wert sind, be­
dacht zu werden, benutzt er hier 
die Nachkriegskulisse des zer­
bombten München einzig, um 
den Wert und die Stärke der Ge­
fühle darzustellen. Es geht in 
diesem Film keineswegs um eine 
Trümmerfrau, außer daß sie in 
Trümmern wohnt. Woher die 
Trümmer kommen, was die 
Menschen zum Wiederaufbau 
treibt, welche Hoffnungen sie 
hatten, wie sie durch Politiker 
betrogen und hingehalten wor­
den sind, all das spielt keine 
Rolle. Für ihn ist die Triebkraft 
nicht die Erkenntnis, nicht der 
Wille zu Neuem, Besserem, son­
dern die Suche nach einem klei­
nen (Liebes-)Glück. — (ecg)

Der Film verarbeitet verschiede­
ne Comicstrips aus der „Wer- 
ner“-Reihe, die seit einigen Jah­
ren, vor allem in Norddeutsch­
land (der Autor kommt aus Kiel 
und bezieht sich in den Comics 
auch darauf, vor allem sprach­
lich), ein vermeintlich neues, 
„alternatives“ Komikgefühl 
vermittelt. Das „Alternative“ 
besteht wohl in der definitiven 
Sinnlosigkeit der Geschichten. 
Außer dem durchgängig ange­
priesenen „Flensburger Pilse­
ner“, das dank „Werner“ in der 
ganzen BRD bekannt wurde, läßt 
sich tatsächlich kein „roter Fa­
den“ erkennen: Normalzustand 
der Beteiligten ist besoffen, Ge­

Himmel über der Wüste“: Reisen, Natur und Beziehungn

Der Film „Himmel über der 
Wüste“ wurde nach dem gleich­
namigen Buch von Paul Bowies 
gedreht. Bowies wurde 1910 in 
New York geboren und lebt heu­
te in Marokko. Dort spielt sein 
Roman, den er bereits 1949 ver­
öffentlichte und den Bertolucci 
jetzt verfilmte. Die drei Hauptfi­
guren, das Ehepaar Kit und Port 
Moresby und ihr Freund Tunner, 
begüterte Amerikaner, ziehen 
durch das Land als „Reisende“. 
Sie drücken damit aus, daß sie 
einerseits nicht nach kurzer Zeit 
wieder nach Hause und an die 
Arbeit müssen, andererseits, daß 
sie keinen kulturellen Chauvinis­
mus pflegen, sondern Zivilisa­
tionen vergleichen und Elemente 
ihrer eigenen Zivilisation ableh­

„Aus Mangel an Beweisen“: Karriere und Korruption
Ein gut gemachter und spannen­
der Film, den sich ein Kinolieb­
haber nicht entgehen lassen soll­
te. Reizvoll ist an der Geschich­
te, daß verschiedene Handlungs­
abläufe geschickt ineinander ver­
woben sind. Den äußeren Rah­
men bietet ein Psychothriller, in 
dem es um den Mord an einer 
Frau geht. Wer nicht zuvor 
schon den Mörder kennt, der 
tappt tatsächlich bis zur vorletz­
ten Szene im dunkeln.

Das eigentliche Feld der 
Handlung ist die Staatsanwalt­
schaft einer Großstadt in den 
USA, sind die Büros rivalisie­
render Staatsanwaltsgruppen 
und ist der Gerichtssaal. Der 
Hauptdarsteller — gespielt von 
Harrison Ford — ist ein tüchti­
ger, von allen Seiten respektier­
ter Staatsanwalt. Seiner Zuver­
lässigkeit verdankt er schließlich 
den Stellvertreterposten des 
noch amtierenden General Staats­
anwalts. Sein starkes berufliches 
Engagement ist aber auch nur 
möglich, weil seine Frau sich um 
das standesgemäße Vorstadthaus 

schlecht männlich (wenn Frauen 
vorkommen, sind sie schrullig 
oder sexy), Geisteszustand doof. 
Weil nach einem Streit des Auto­
ren mit der Flensburger Brauerei 
dieser nun die eigene (eigens ge­
braute) Biersorte „Bölkstoff“ 
bewirbt, trieft der Film nur noch 
mehr vor Geschäftsinteresse.

Die Comics werden einge­
rahmt in einen, vorsichtig ge­
sagt, bescheidenen Handlungs­
rahmen: „Werner“ befindet sich 
in Abhängigkeit dunkler Mächte 
und wird gezwungen, Comics zu 
produzieren, um den Oberdunk­
len zum Lachen zu bringen, weil 
der das verlernt hat.

Tatsächlich wirken die Co­

nen, vor allem den Krieg. Die 
Haupthandlung bildet außer dem 
Reisen der Versuch von Kit und 
Port, ihre Beziehung zueinander 
zu klären. Dennoch sind sie nicht 
allein aufgebrochen, sondern ha­
ben als Dritten den gesittet be­
schränkten Tunner mitgenom­
men. Der Versuch, ihre Liebe zu 
erneuern, gelingt nicht. Port 
stirbt in der Wüste. Seine Frau 
wendet sich von ihrem gewohn­
ten Leben ab, zieht eine Zeitlang 
mit Beduinen durch das Land 
und erlebt eine heftige Liebesge­
schichte. Ihren New Yorker Le­
derkoffer behält sie immer bei 
sich. Kit wird dann in der Bedui­
nengesellschaft angegriffen und 
kehrt allein an den Ausgangsort 
der Handlung zurück. Bertolucci 

und den gemeinsamen Sohn 
kümmert. Deren Konflikt zwi­
schen ihren eigenen Bedürfnis­
sen (Mathematik-Dissertation) 
und ihrer Hingabe für die Fami­
lie ist recht glaubhaft dargestellt.

Die Ermordete ist eine Kolle­
gin des Staatsanwalts. Ihr bringt 
er nicht nur wegen ihrer glänzen­
den Ermittlungen in schwierigen 
Fällen der Vergewaltigung und 
Kindesmißhandlung Achtung 
und Bewunderung entgegen. Es 
entwickelt sich eine leidenschaft­
liche Liebesaffäre zwischen bei­
den, bis sie ihn aus Karrieregrün­
den fallen läßt. Nachdem sie er­
mordet wurde, soll er die Ermitt­
lungen in diesem Fall führen. 
Später werden sie ihm entzogen, 
weil er selbst unter Mordver­
dacht gerät. Währenddessen 
läuft der Wahlkampf um das Amt 
des General Staatsanwalts auf 
Hochtouren. Der Mordfall gerät 
in die Schlingen dieses Wahl­
kampfes. Er fordert Bestechung 
und Korruption zutage, die ein­
gesetzt werden, um einige Kar­
rieren aufzubauen und andere zu 

mics, wie aus einer solchen Situ­
ation geboren, weil sie nämlich 
mit allen Mitteln zum Lachen 
verführen sollen, die sonst — in 
den linken Kreisen, in denen 
„Werner“ auch beliebt ist, je­
denfalls — eher verpönt sind: 
Alle möglichen Gruppen von 
Menschen werden anhand von 
dümmlich pauschal ihnen zuge­
wiesenen „schlechten“ Eigen­
schaften verhohnepiepelt: Be­
hinderte, Dicke, Frauen usw., na 
ja, und Polizisten und Chefs — 
darin besteht die „spontiphile“ 
Note —, die sind auch dumm. 
Die Geschichten selbst sind da­
bei belanglos, ein chaotisches 
Fußballmatch auf einem Wo­

hat sich eng an die Vorlage ge­
halten. Dennoch sind die Unter­
schiede nicht zu übersehen. Ein 
Kunstmittel, das der Erzähler 
Bowies anwendet, kann nicht in 
Bilder und hörbare Worte über­
tragen werden. Er teilt nämlich 
häufig die Gedanken seiner Figu­
ren mit und gleich danach ihre 
Worte. Der Leser kennt ihre Ge­
danken, die sie nur für sich sel­
ber formen und die die wirkli­
chen Empfindungen ausdrücken, 
und weiß, wie stark sie abwei­
chen von dem, was die Personen 
in Worten zu äußern für richtig 
halten, sei es, um die anderen zu 
schonen, zu verletzen oder um 
einer Auseinandersetzung auszu­
weichen. Diese Dimension wird 
im Film auch nicht ersetzt durch

vernichten. In diesem Punkt 
wird in dem Film auch etwas 
Kritik an der US-amerikanischen 
Justiz laut. Angenehm ist, daß 
man bei den einzelnen Charakte­
ren nicht einerseits die „Guten“, 
andererseits die „Schurken“ 

Anzeige

—texte 5—
— Dokumentationen zur Zeitgeschichte —

Aus dem Inhalt: Texte von CC/PCC — BR/PCC — Prigonien Pokbci
— Wotta Sitta etc. zur internationalen Debatte über kämpfende 
Partei . . GRAPO . . . Zusammenlegung . Perestroika 
anderes

..
Hrsg.: gruppe 2, Ottlmaierstraße 8. 8000 München 83. Erscheint im j 
GNN-Verlag, Zülpicher Str. 7, Postfach 260226. 5000 Köln 1.

Bezugsbedingungen: Einzelpreis 7,00 DM zuzügi. 1,20 DM Porto. I 
Buchhandlungen und Wiederverkäufer: Ab 2 Exemplaren DM 5jDQ 
Gefangene erhalten die -texte- kostenlos.

Bestellungen an: gruppe 2. Öttlmaierstraße 8. 8000 München 83. 'fei I 
089/68051 22.

chenmarkt etwa oder ein mißlin­
gender Versuch einer Heizungs­
reparatur usw.

Der Autor knüpft an Erfahrun­
gen z.B. von Auszubildenden 
an, die von Gesellen und Meister 
getriezt werden: hier bekommt 
der Film einen sympathischen, 
antiautoritären Zug. Nur reizt er 
nicht zur emotionalen Stellung­
nahme gegen Ungerechtigkeit: 
die Verzeichnung der Charakte­
re will, daß der Zuschauer „die 
Sau rausläßt“, nicht daß er 
denkt. So ist der Film ein Ver­
such, die Ohnmacht komisch zu 
gestalten. Dabei diskriminierter 
aber weniger die Macht als die 
„Ohnmächtigen“. — (uga) 

die Einführung eines Erzählers, 
verkörpert von Bowies selber, 
der stumm im Bild erscheint, 
während man seine Stimme hört. 
Im Roman werden die Schwä­
chen der Personen und deren 
Ungewißheit, was wichtig in ih­
rem Leben ist angesichts des für 
jeden Menschen unabwendbaren 
Todes, als Tatsachen und ohne 
moralische Bewertung darge- 
stellt. Der Film kann trotz sym­
bolisch gemeinter Naturabbil­
dungen die Auffassung von 
Bowies, daß das, was dem Leben 
Sinn gibt, z.B. das Erleben von 
zwanzig Sonnenaufgängen, von 
denen sowieso nur fünf in der Er­
innerung vorstellbar bleiben, 
nicht angemessen umsetzen. 
— (anl)

vorgesetzt bekommt. Manche 
Justizfilme wirken aus diesem 
Grund so unerträglich mora­
lisch. In diesem System, das auf 
Bestechung und Korruption auf­
gebaut ist, haben sie alle Dreck 
am Stecken. — (ccs)




